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Verein Beratender Ingenieure (VBI) E.V.
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F e r n s p r e c h e r  A l  J ä g e r  0 0  3 5 ,  A p p a r a t  ß

G R U N D U N G S J A H R  1 9 0 3  Der  Verein Beratender Ingenieure ist der korporative Zusam m enschluß der

selbständigen freiberuflichen  und unabhängigen deutschen Ingenieure. 

In ihm  sind alle Fachrichtungen der Technik vertreten.

M itglieder des VBI üben ihre Tätigkeit nach den R egeln des freien Berufes 

aus. Sie sind h insichtlich  der Einhaltung der Berufsregeln einem  Ehrenrat 

und einem  Ehrengericht unterworfen.

Ihre Tätigkeit ist technischer und technisch-w irtschaftlicher Art; ein Teil 

der M itglieder sind öffentlich  bestellte W irtschaftsprüfer.

Nähere Auskünfte über Mitgliedschaft 
und Inanspruchnahm e erteilt die Ge­
schäftstelle

Alle M itglieder verfügen über jahrelange Erfahrung und Berufspraxis, die 

sie befähigen, W irtschaftlichkeitsberechnungen, Selbstkostenerm ittlungen, 

G ewinn- und erlustrechnungen, Projektierungen und ähnliche Arbeiten zu 

übernehm en und Gutachten zu erstatten.

Vereinigung selbständiger Ingenieure 
für Wirtschaftsprüfung

B e r l i n  N W  7, I n g e n i e u r  h a u s  . F e r n s p r e c h e r  A l  J ä g e r  0 0 3 5

D i e  M i t g l i e d e r  d e r  V e r e i n i g u n g  s i n d  ö f f e n t l i c h  b e s t e l l t e  

W i r t s c h a f t s p r ü f e r  m i t  t e c h n i s c h e r  V o r b i l d u n g .

D i e  V e r e i n i g u n g  b e z w e c k t

die der T echnik zufallenden Aufgaben auf dem Gebiet der W irtschafts­

prüfung zu fördern,

für eine allgem eine Aufklärung über die W irtschaftsprüfung, den W irt­

schaftsprüferberuf und den W irtschaftsprüfer m it techn ischer Vorbildung  

zu sorgen und

Das M itg liederverzeichn is 
stellt die Geschäftstelle auf 
A nforderung zur Verfügung lichkeit ZU vertreten.

die Belange der W irtschaftsprüfer mit technischer V orbildung in der Ö ffent-
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2 5  Jahre „Technik und Wirtschaft“

„Technik und W irtschaft“ wurde vor 25 Jahren ins Lehen gerufen, dem Ingenieur die Erkenntnis von den Zusammen­
hängen der W irtschaft und das Verständnis fü r  die Erfordernisse wirtschaftlicher Anwendung der Technik selber näher 
zu bringen. Gleichzeitig aber wurde damit auch allen übrigen an Technik und W irtschaft beteiligten Kreisen die Mög­
lichkeit geboten, sich mit ingenieurmäßigem Denken und ingenieurmäßiger Arbeit auf dem Gebiete der W irtschaft 
vertraut zu machen und auseinanderzusetzen.

Im  A u f und Ab eines Vierteljahrhunderts stand „Technik und W irtschaft“ mitten im geistigen Ringen und praktischen 
Schaffen der Zeit. Mannigfach wie das Suchen und Streben der vergangenen Jahrzehnte waren die Wege, auf denen 
die Zeitschrift im Dienste von Technik und W irtschaft Ziele zu stecken und zu erreichen versucht hat. Gab es ein 
Irren, so war es ein Irren der Zeit. M it dem Wandel der Zeiten erwuchs aus der Erfahrung heraus auch hier stets die 
neue Erkenntnis und mit ihr der feste Entschluß, aufs neue die Lage zu meistern.

So wuchs schicksalsverbunden m it Technik und W irtschaft 25 Jahre die Zeitschrift. Je mehr die uralte Schicksals­
gemeinschaft von Technik und W irtschaft zur Schicksalsfrage der Gegenwart wurde, um so größer wurden die A u f­
gaben, welche „Technik und W irtschaft“ gestellt sind. Kom m t es doch darauf an, die Voraussetzungen fü r  eine 
Gesundung der W irtschaft und damit die Grundlagen fü r  die W irtschaftskultur unseres Volkes in gemeinsamer Arbeit 
zu schaffen.

Solange in uns noch der Wille nicht nur zur Selbstbehauptung, sondern auch zum Wiederaufstiege lebt, steht 
im M ittelpunkte hier die schöpferische und wagende K ra ft, die sich das Gesetz des Handelns nicht einfach von 
N otdurft oder Wohlstand des täglichen Lebens auf zwingen läßt, sondern ziel- und verantwortungsbewußt aus den prak­
tischen Grenzen und Möglichkeiten von Technik und W irtschaft heraus immer wieder aufs neue die Voraussetzungen 
fü r  Dasein und Lebensgeltung der eigenen Gemeinschaft dem Leben abzuringen versucht. H ier Ziele zu stecken und 
Wege zu weisen, sowie insbesondere die inneren und äußeren Zusammenhänge und Grenzen zu zeigen, wird eine unserer 
wichtigsten Aufgaben sein. Damit wird gleichzeitig das wirtschaftliche Unternehmen in den Brennpunkt der Betrach­
tung gestellt, in dem sich als Lebensträger der W irtschaft heute alle Probleme von Arbeit und Kapital, Ware und Geld 
und damit der W irtschaft als Ganzes in natürlichster Weise verbinden. Dem eigentlichen Wirkungskreise der Zeitschrift 
entsprechend wird hierbei die Pflege und Förderung des industriellen Unternehmens im Vordergrund stehen.

Schicksalsverbunden sind alle Kreise der W irtschaft. Auch das einzelne Unternehmen vermag sich in Wahrheit nur 
dann zu entwickeln, wenn es im und mit dem Gemeinschaftsverbemde erstarkt. Pflege und Förderung des industriellen 
Unternehmens wird daher letzten Endes auch stets Pflege und Förderung der Gesamtwirtschaft sein. So wird Arbeit 
am Einzelnen gleichzeitig zum Dienste am Ganzen.

Dem gemeinsamen W irken von Technik und W irtschaft aber erwächst damit aufs neue das alte gemeinsame 
Ziel, nicht allein Werke zu schaffen, sondern das aus dem Leben und fü r  das Leben gestaltete W erk auch im  
Lebenskampf und Lebenssinn zu erproben.

Die Herausgeber.



Der Ingenieur 
als Wirtschaftler
Von Generaldirektor 
Dr.-Ing. E. h. CARL KÖTTGEN, Berlin

Von jeher arbeitet der Ingenieur um des w irtschaft­
lichen Zieles willen. Die wirtschaftlichen Vorteile 
kommen dem Abnehmer und dem eigenen Betrieb 
zugute. Aus dem Gleichgerichtetsein der eigenen 
Interessen mit denen andrer entsteht die Gemein­
schaftsarbeit, die Sorge um die nationale und W elt­
wirtschaft.
Die derzeitige W irtschaftsnot, insbesondere die große 
Arbeitslosigkeit, nahm ihren Anfang in der Produk­
tionsmittelindustrie. Der Ingenieur kann nur in 
beschränktem Maße zu ihrer Linderung beitragen. 
Es sind stärkere, politische, vor allem internationale 
Einwirkungen notwendig.
Dem Ingenieur liegt systematisches Planen nahe, 
daher auch die Überlegung, wieweit zur Zeit eine 
Planwirtschaft möglich ist, die eine Störung des 
Gleichgewichts zwischen Bedarf und Erzeugung 
ausschließen soll. Die private Verantwortlichkeit 
ist aber das beste Mittel, um dieses Gleichgewicht 
herbeizuführen. Planwirtschaft ist auch nur im 
Böhmen eines Landes möglich. Aber viele Länder 
der W elt erzeugen das Gleiche.

Vor fünfundzwanzig' Jahren hielten es maßgebende Herren 
des Vereines deutscher Ingenieure fü r angezeigt, der Be­
handlung der Zusammenhänge zwischen Technik und W irt­
schaft eine besondere Zeitschrift zu widmen. W ar bis 
dahin das wirtschaftliche Denken, Planen und Handeln 
dem Ingenieur fremd? Noch heute trifft man ja  oft der­
artige Anschauungen.

Ingenieur und wirtschaftliches Denken
Als James W att das Kondensieren des W asserdampfes aus 
dem Arbeitszylinder heraus in einen besondem Raum, den 
Kondensator, verlegte, dachte er w irtschaftlich: er wollte 
an Dam pf und damit an Brennstoff sparen. Als Arkw right 
das H andspinnen durch die Spinnmaschine ersetzte, sah 
er den starken wirtschaftlichen F o rtsch ritt: die Steigerung 
der Leistung je Arbeitstunde. Bei jeder technischen E n t­
wicklung war der wirtschaftliche E rfolg die treibende 
K raft. Aus wissenschaftlicher Erkenntnis schuf der In ­
genieur die praktische Anwendung, um neue Bedürfnisse 
der Menschheit zu befriedigen. Auch das ist w irtschaft­
liches Streben. So begründete W erner Siemens die F ern ­
meldetechnik durch den elektrischen Telegraphen und gab 
der Menschheit die Energiefernübertragung durch das 
dynamo-elektrische Prinzip. Aus den wissenschaftlichen 
Forschungen von H ertz entstand, zuerst von Marcom  be­
gonnen, das heute so weite Gebiet der drahtlosen Fernüber­
tragung. H ertz dachte nicht an W irtschaftlichkeit, aber 
Marconi. Je  mehr Grundlegendes geschaffen wurde, um 
so mehr begann die Einzelarbeit mit dem Ziele der w irt­
schaftlichen Verbesserung. Edison gab der Welt das 
billigere und zugleich reichlichere und bequemere Licht, 
Parsons die schnellaufende, wohlfeiler herzustellende 
Dampfkraftmasehine, die auch in größten Einheiten ge­
baut werden konnte, Diesel erstrebte die größte W irtschaft­
lichkeit im Brennstoffverbrauch. Und welche Einzelarbeit, 
immer im Streben nach wirtschaftlichen Erfolgen wurde 
in kleineren Schritten von Tausenden und Abertausenden 
von Ingenieuren geleistet! Unsere Stammzeitschrift legt 
fast in jedem Aufsatz von dem ersten Jahrgang an Zeugnis 
davon ab.

S o  k a n n  k e i n  Z w e i f e l  s e i n ,  d a ß  d e r  I n ­
g e n i e u r  v o n  j e h e r  u m  d e s  w i r t s c h a f t ­
l i c h e n  Z i e l e s  w i l l e n  a r b e i t e t e  u n d  s t r e b t e .  
Diese wirtschaftlichen Vorteile kamen dem Abnehmer zu­
gute, fü r  den er schuf. E r  mußte aber auch an sich und 
seinen Betrieb denken, damit es auch hier wirtschaftlich 
zuging. Auch die Herstellung seiner Erzeugnisse mußte 
wirtschaftlich geschehen, mit einem Minimum an Auf­
wand mußte ein Maximum an Erzeugung erzielt werden. 
So sehen wir, wie in der letzten Zeit — etwa seit 25 Jah­
ren — die Steigerung der Ergiebigkeit der Erzeugung 
immer mehr in den Vordergrund tritt. Dieses Streben 
gipfelt in der F orderung : erzeuge Gleichartiges, große 
Mengen und dadurch auch billiger.

Erfahrungsaustausch — Gem einschaftsarbeit
Hierbei ergab sich eine weitere wirtschaftliche Erkenntnis; 
die eigenen Interessen waren mit denen der ändern gleich­
gerichtet. So entstand der Wunsch nach Erfahrungsaus­
tausch, nach Gemeinschaft im Beraten und im Planen. Es 
begann die Gemeinschaftsarbeit. E rst zaghaft. Aber bald 
erkannte man, daß jeder gab und jeder nahm, daß es dem 
einzelnen besser geht, wenn das allgemeine Niveau gehoben 
wurde. Das w ar der Zeitpunkt, als die Zeitschrift „Tech­
nik und W irtschaft“ entstand.

Aber noch eins erkannte der Ingenieur. Im  wirtschaft­
lichen Leben entscheidet nur der wirtschaftliche Erfolg. 
E r mußte sich Überblick verschaffen über den Aufwand 
an Material, Arbeit und Unkosten, also über alles, was 
zur „K alkulation“ gehört, und letzten Endes über den 
wirtschaftlichen dynamischen Ablauf der ganzen Betriebs- 
führung, die „Erfolgsrechnung“ und, in gewissen mög­
lichst klein bemessenen Zeitabständen, über den statischen 
Betriebszustand, über die „Bilanzrechnung“ . Man mußte 
streben, zu sparen, Wesentliches vom Unwesentlichen zu 
unterscheiden. Ordnung, Überblick w ar notwendig, um den 
wirtschaftlichen E rfolg  zu sichern. Auch hier war das 
Gemeinsehaftsinteresse groß. „Technik und W irtschaft“ 
war hier erwünschter Gemeinschaftsboden.

Und weiter: der Ingenieur erkannte, daß er nicht nur für 
seinen eigenen Betrieb verantwortlich war, sondern daß er 
und sein Betrieb nur ein Teil des Ganzen sind, eine Zelle in 
einem weitverzweigten Organismus, letzten Endes der 
ganzen nationalen W irtschaft, ja  darüber hinausgehend der 
W eltwirtschaft. Diese Rücksichtnahme auf die Umwelt 
erstreckt sich nach zwei R ichtungen: auf diejenigen, die 
das Gleiche wie er selbst erzeugen, seine Mitbewerber, aber 
in gleich starkem Maße auf diejenigen, die seine Erzeug­
nisse abnehmen sollen und können, auf seine Abnehmer, 
auf den Bedarf. Diese Rücksichtnahme auf die Umwelt 
ist heute dringender geworden als je. Das ist begründet 
in der technisch-organisatorischen Entwicklung, die in den 
beiden letzten Jahrzehnten so rasche Fortschritte gemacht 
hat.

Das sei in kurzen Strichen gekennzeichnet. Der Mensch 
benutzt seit altersher das Werkzeug, um seinen täglichen 
Bedarf zu fertigen. Als es gelang, die M uskelkraft durch 
mechanische K ra ft zu ersetzen, wurde aus dem Werkzeug 
die Werkzeugmaschine. Die leicht bewegliche Elektrizität 
hat diese Entwicklung stark  gefördert, aber auch die syste­
matische Aufteilung des Fabrikationsganges ermöglicht. 
Als nun die Erkenntnis kam, daß die H erstellung von 
Gleichartigem, von Mengen, die Fertigung ganz wesentlich 
verbilligt, setzte, unterstützt durch systematische Planung,
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die Entwicklung ins Große ein. So steigerte sich der 
Bedarf nach Produktionsgütern.

Ein paar W orte über Konsumgüter und Produktions­
güter. An sich hat die Menschheit nur ein unmittelbares 
Interesse an der Versorgung mit Gütern fü r den täglichen 
Bedarf, fü r den Konsum. Ernährung, Kleidung, Woh­
nung sind die drei notwendigsten Bedarfsgebiete fü r die 
Erfordernisse des Körpers. Die zivilisatorische und kul­
turelle Entwicklung hat jedoch im Laufe der Zeit, ermög­
licht durch wissenschaftliche Erkenntnis und technische 
Auswertung große, neue Bedürfnisgebiete erschlossen. So 
wurden immer zahlreichere, immer umfangreichere P ro­
duktionsmittel-Komplexe geschaffen. Wie umfangreich 
heute die Erzeugung von Produktionsmitteln ist, erkennt 
man deutlich, wenn man an Hand der Statistik der Be­
rufstätigen die Zahl der in den Produktionsmittelindu­
strien Beschäftigten betrachtet, beginnend bei der Stein- 
und Eisenindustrie und endend bei dem Baugewerbe und 
den vielseitigen Maschinen- und Apparate-Industrien.

Produktionsmittel werden nicht unmittelbar verbraucht 
und damit vernichtet, so daß sofort neuer Bedarf ent­
steht, sondern nutzen sich erst im Laufe von Jahren, sogar 
von Jahrzehnten ab, so daß ihr Ersatz nie dringend ist, 
sondern sich nach der jeweiligen Notwendigkeit, aber auch 
nach dem jeweiligen Vermögen richtet. Neubeschaffung 
von Produktionsmitteln, die eine Vergrößerung des Pro­
duktionsapparates darstellt, findet nur in Zeiten aufstei­
gender K onjunktur statt, wenn ein kommender, zuneh­
mender Bedarf erwartet wird.

Das Problem der Arbeitslosigkeit
Jeder von uns Ingenieuren legt sich wohl die Frage vor, 
welches sind die Gründe des heutigen wirtschaftlichen 
Tiefstandes, wie ihn die ganze Welt seit einem Jahrhundert 
nicht mehr erlebt hat, die Ursachen der Arbeitslosigkeit. 
D ie  A r b e i t s l o s i g k e i t  b e g a n n  i n  d e n P r o -  
d u k t i o n s m i t t e l - I n d u s t r i e n .  Man braucht ja 
nur den statistischen Verlauf des Beschäftigungsgrades in 
den einzelnen Industrie- und Gewerbegruppen zu betrach­
ten, um dies bestätigt zu erhalten. Daß die Erzeugung 
von Produktionsmitteln zuerst nachgelassen hat, ist ja  auch 
nur zu natürlich. Die Produktionsstätten waren vergrößert 
oder ihre Produktionsfähigkeit durch Beschaffung mehr 
ergiebiger Einrichtungen gesteigert worden. Ein Vor­
gang, der in dem Wiederaufbau-Optimismus nach dem 
Kriege, gleichzeitig angespornt durch die betriebstech­
nischen Fortschritte der letzten Zeit, seine Erklärung fin­
det. Nicht nur die privatwirtschaftliche Initiative war 
hier sehr rührig. Man denke auch an die W ohnbaupolitik 
der öffentlichen Hand und deren Ausdehnungsdrang auf 
vielen Gebieten. Das ging gut, bis man erkannte, daß die 
Produktionsmöglichkeit übergenügend groß war. Das war 
der Anfang des Stillstandes, des Rückganges. Die frei 
werdenden Arbeitskräfte verloren an K aufkraft fü r Kon­
sumgüter — eine sekundäre Erscheinung, die die Krisis 
verschärfte. Aber es kam weiteres dazu. Die öffentlichen 
Lasten stiegen, die Rentabilität war verschwunden. Man 
hielt, wo es nur ging, mit Ersatzbesehaffung fü r Abgenutz­
tes, Überaltertes — sonst die laufende, stets gleichmäßige 
Grundbeschäftigung der Produktionsmittel-Industrien — 
zurück. So kam es zu dem heutigen Tiefstand, am tiefsten 
in den Produktionsmittel-Industrien, stark aber auch in 
den Gewerben und Wirtschaftsgebieten, die Konsumgüter 
herstellen und vertreiben.

Optimismus bei steigender K onjunktur, Zurückhaltung bei 
fallender sind stets die Ursachen der periodisch wieder­
kehrenden Konjunkturschwankungen gewesen. Aber bei 
der heutigen so tiefen Depression kommen noch andere 
Gründe hinzu. Jede W irtschaft braucht Betriebskapital, 
flüssige Mittel oder Kredit. Wie die Produktionsstätten 
den Muskelaufbau des W irtschaftskürpers darstellen, so 
sind die Betriebsmittel das Körperblut, dessen Kreislauf 
erst das W irtschaftsleben unterhält.

Wie hier die Vorgänge nach dem Kriege waren, ist nur 
zu oft dargelegt worden: Vernichtung durch den Krieg, 
Inflation, Nichtbeachtung, daß eigene Kapitalbildung nötig 
ist, Abzug durch die Reparationen, Hereinnahme von Aus­
landsleihgeldern. Auch hier, international betrachtet, eine 
Aufeinanderfolge von wirtschaftspsychologisehen Gegen­
sätzen: erst größte Bereitwilligkeit des Auslandes, zu 
helfen, dann egoistische Verweigerung des internationalen 
Warenaustausches, der zwingend mit den Verpflichtungen 
aus dem Kapitalverkehr verbunden sein muß.

Die W irtschaftsnot vergrößert die sozialen Gegensätze. 
Die W irtschaft ist nur der Menschen wegen da. Der 
Ingenieur bereitet die Produktionsstätten. E r bestimmt 
den Arbeitsablauf im einzelnen. Aber das Wertvollste 
im ganzen Produktionsapparat sind die Arbeitskräfte. So 
liegt ihm die Sorge für das Wohlergehen jedes einzelnen 
ob. H ier gilt kluges, warmes Abwägen, wie weit er gehen 
kann, und vorsorgliches Gesundhalten des Betriebes, der 
Produktionsstätte, die allen Nahrung bringt.

K ann der Ingenieur unmittelbar die Arbeitslosigkeit min­
dern1? Sein Eingreifen ist beschränkt. Es sind stärkere, 
politische Einwirkungen notwendig, nicht zuletzt inter­
nationaler Art. Besonnenheit, Eindämmen des nationalen 
Egoismus, Anerkennen des Grundsatzes: „leben und leben 
lassen“ können nur helfen. Vertrauen in die Stetigkeit 
der Entwicklung, Überwinden der Furcht vor Neuerungen 
und Experimenten ist Voraussetzung fü r die Belebung des 
Wirtschaftslebens. Is t erst einmal Vertrauen wieder her­
gestellt, international sowohl wie vor allem national, dann 
wird auch der einzelne wieder zu Maßnahmen in seinem 
Betriebe schreiten, die in ruhigen normalen Zeiten ge­
wohnte Tagesarbeit waren.

Aber schnell wird die Besserung nicht eintreten. Das 
hängt ja  ganz von dem jeweiligen, wirtschaftlichen Ver­
mögen ab. An Vergrößerung der Produktionsstätten wird 
auf lange Zeit nicht gedacht werden können, aber der E r­
satz von Verbrauchtem wird notwendig werden. So wird 
die Ersatzbeschaffung von Produktionsmitteln die Wieder­
belebung bringen, so wie das Unterlassen dieser Be­
schaffungen die Krisis eingeleitet hat. Schon hat es be­
gonnen, und es ist ein Trost, daß dieser Teil der Produk­
tionsmittelerzeugung der größere ist gegenüber den 
reinen Vergrößerungen.

Aber fü r eins kann der schaffende Ingenieur sorgen. Er 
wird, gestützt auf neue wissenschaftliche Erkenntnis — 
Forschung tu t not — die praktischen Anwendungen 
schaffen müssen, die neue Bedürfnisse der Menschheit er­
wecken und so neue Beschäftigung schaffen. Man denke 
nur an die Entdeckung der elektrischen Wellen durch 
Hertz und die sich daran anschließenden technischen E r­
rungenschaften von der drahtlosen Telegraphie bis zur 
Radiotechnik und dem Klangfilm. Millionen und Millionen 
von Menschen finden dadurch heute ihr Brot. Es gibt 
zwar auch schon heute Schriftsteller, die dieser Entwick­
lung ein Ende Voraussagen, so wie es zu jeder Zeit, wenn



eine Depression kam, Maschinenstürmer gegeben hat. Aber 
prophezeien ist schwer, wollen wir nicht lieber hoffen, ver­
trauen auf die menschliche Geistesbetätigung!

Das bringt uns zu der Frage, ob nicht eine allgemeine A r­
beitszeitverkürzung die Lösung der Arbeitslosigkeit er­
möglichen würde. Praktisch wird diese ja  schon heute in 
weitem Maße in der K urzarbeit durchgeführt. Die Ten­
denz in der Entwicklung in den letzten siebzig Jahren 
zeigt zweifellos ein allmähliches Sinken der Arbeitszeit, 
aber doch nur sehr langsam, schrittweise. W ürde das 
Senken auf dreiviertel der jetzigen Arbeitszeit, so wie es 
gefordert wird, das richtige sein? Was fü r ein W irt­
schaftsgebiet zutreffen mag, gilt nicht ohne weiteres fü r 
ein anderes. Das internationale Yerknüpftsein schreibt 
Grenzen vor. W ürden alle auf dem W eltm arkt kon­
kurrierenden Länder zustimmen? Gilt das, was heute 
zweckmäßig erscheint, auch fü r bessere Zeiten? Das 
Urteil über das Maß der K ürzung kann doch erst gefällt 
werden, wenn alle Gewerbe und Industrien, vor allem die 
Produktionsmittelindustrien, wieder mit normaler, aus­
geglichener Beschäftigung arbeiten. Und das hängt wieder 
von der technischen Entwicklung, den Fortschritten, die 
kommen werden, ab. Vielleicht haben sich manche ge­
täuscht, die schon heute eine wesentliche K ürzung der 
Arbeitszeit vorschlagen.

Ingenieur und Wirtschaftsplanung
Und nun ein p aar W orte zu der „Planw irtschaft“ . Gewiß 
geht manchem die Störung des Gleichgewichtes zwischen 
„Bedarf und Erzeugung“ durch den Kopf, nicht zum 
wenigsten manchen Ingenieuren, denen systematisches 
Planen so nahe liegt. Man möchte gern die Größe der 
Produktionsstätten, die Produktionskapazität dem vor­
aussichtlichen Bedarf anpassen. Alles soll unter einer 
Leitung zusammengefaßt werden. Dann ergäbe sich ja  
alles von selbst. Unnötige Ausdehnung werde verhütet.

Liegt das wirklich so einfach? W ird der neue Leiter den 
voraussichtlichen Bedarf immer richtig einschätzen? Was 
macht er, wenn seine Ingenieure die Erzeugungsmethoden 
so verbessern, daß mit dem gleichen Produktionsapparat

sprungweise mehr der gleichen W are erzeugt wird? Oder 
wenn plötzlich eine andere W are bevorzugt wird?
W enn man sich schon einen Überblick über B edarf und 
Produktionskapazität verschaffen will, dann gibt es doch 
einfachere Wege. Niemand, der privatw irtschaftlich ver- - 
antwortlich ist, wird seine Produktionsstätten vergrößern, 
wenn er das Unnötige, das damit verbundene Risiko er­
kennt. Diese Einstellung gilt zum mindesten fü r die große 
Mehrzahl der privatwirtschaftlich Verantwortlichen. 
Planw irtschaft ist doch nur im Rahmen eines Landes mög­
lich. Aber viele Länder der W elt erzeugen das Gleiche. 
Man denke nur an die Überproduktion von Kupfer, 
Gummi, Baumwolle, Kaffee. Da soll A utarkie helfen, bei 
uns, die w ir in den Rohstoffquellen so sehr eingeschränkt 
und auf die Bezahlung nach dem Ausland durch Ware 
angewiesen sind?
Noch ein W ort zu der P lanw irtschaft: sie würde wirk­
lich große W irtschaftskomplexe schaffen und die Verant­
wortung der Leitung wäre sehr schwer. Heute gilt in der 
privatwirtschaftliehen Organisation der Grundsatz der 
Dezentralisation nach dem Erfahrungssatz: in der Be­
schränkung liegt die Gründlichkeit. Jeder, der fü r ein 
Teilgebiet verantwortlich ist, soll dieses überschauen und 
muß fü r das Ergebnis geradestehen. Sein Streben wird 
angespornt durch das Können der Mitbewerber. Das E r­
gebnis wird m it seinem Eigeninteresse verbunden. Auch 
geschieht nach dem Ergebnis die Auswahl der Tüchtigen. 
Je höher er steht, je mehr muß er die Risiken absehätzen 
und die Verantwortung übernehmen. M ißerfolge wären 
verhängnisvoll. Mehrheitsentscheidungen, die immer ver­
lorene Zeit bringen, geben nicht das Optimum.
Ich habe vom Ingenieur als W irtschaftler gesprochen. 
Man fasse diesen Begriff nicht zu eng. Jeder Fabrikant, 
auch wenn er nicht eine Ingenieurausbildung durch­
gemacht hat, sondern in seinem Betriebe groß geworden 
ist, fällt hierunter. Auch der K aufm ann, selbst der Jurist, 
soweit er seinen Betrieb kennt. A uf die Sachkenntnisse 
kommt es an. W er Güter erzeugt, muß wirtschaftlich 
denken und handeln. Selbst Volkswirtschaft lernt man am 
besten in der Praxis. [1543]

Die dringlichsten Gegen­
wartsfragen der Industrie, 
namentlich der Montan­
industrie
Von KRUPP VON BOHLEN UND HALBACH, 
Essen-Hügel

„Auftragsbeschaffung und M ehrbeschäftigung“ ist ein 
Zentralproblem von größter politischer, w irtschaft­
licher und sozialer Bedeutung. Die Lösung muß  
sowohl in einer Stärkung des Binnenmarktes als 
auch in einer Förderung des Auslandabsatzes ge­
sucht werden. N icht nur in Deutschland sondern 
auch im  Ausland kann man vielfach eine bedenk­
liche Überalterung technischer Anlagen und eme 
Zunahme mangelhafter Einrichtungen feststellen. 
Der K apitalm arkt zeigt erfreuliche Ansätze zur 
Besserung; die Bereitstellung des fü r  eine Belebung 
der Nachfrage erforderlichen billigeren Kapitals 
bahnt sich offensichtlich an. Eine weitere wichtige 
Voraussetzung fü r  einen Umschwung ist die poli-

tische Beruhigung der Völker und die Wiederkehr 
des au f Rechtssicherheit gegründeten Vertrauens. 
Auch die handelspolitischen Beziehungen müssen 
wieder fre i werden von allen durch eine kurzsich­
tige W irtschaftspolitik (z. B. die Ottawa-Verträge) 
geschaffenen Störungsfaktoren. A u f diesem Ge­
biet liegt die H auptaufgabe der W eltwirtschafts- 
konferenz.

Auftragsbeschaffung und Mehrbeschäftigung
Die Krise, die auf unsere wirtschaftlichen und sozialen, 
politischen und kulturellen Verhältnisse den schwersten 
Druck ausübt, hat uns mit zahlreichen und äußerst ver­
wickelten Problemen belastet. Die vordringlichste Sorge 
der deutschen Industrie bezieht sich zur Zeit zweifellos 
auf die Auftragsbeschaffung. Unermüdlich werden von 
der Industrie immer neue Anstrengungen unternommen, 
um des Auftragsmangels H err zu werden. W ährend 
trotz langdauernder K rise die Absatzmenge in  der Land­
w irtschaft sich im allgemeinen nur wenig verändert hat, 
und während die Landwirtschaft mehr über unzureichende 
Verkaufserlöse als über die Absatzmöglichkeiten selbst 
beunruhigt ist, haben die meisten Zweige der deutschen



Industrie nicht nur über unzulängliche Krisenpreise zu 
klagen, sondern auch über einen Auftrags- und Absatz­
schwund, der bei vielen Industrieunternehmungen bereits 
einen katastrophalen Grad erreicht hat. Es gibt lebens­
wichtige Industriezweige, wie z. B. die Montanindustrie, 
deren Umsatz im Laufe der letzten beiden Jahre bis auf 
ein Drittel der Umsätze von 1928 und 1929, ja  zum Teil 
sogar auf ein Viertel gefallen ist, während Steuer- und 
Zinslasten fast unverändert hoch geblieben sind.

Trotzdem hat man nicht die hohen Kosten gescheut, eine 
erheblich größere Anzahl von Arbeitskräften in den 
W erkstätten und Kontoren zu halten, als bei der un­
geheuren Auftragsschrumpfung notwendig wären. Man 
bringt die Opfer der Beschäftigung von überzähligen 
Arbeitskräften in der Erwartung, daß eine baldige Über­
windung der W irtschaftsdepression das Durchhalten eines 
größeren Arbeiterstammes sozial und wirtschaftlich recht- 
fertigen läßt.
Von einer Wiederbelebung der Nachfrage nach Industrie­
erzeugnissen, namentlich nach Produktionsmitteln, würden 
neben den Arbeitnehmern auch die Unternehmungen 
selbst den Vorteil haben, daß sich bei besserer Aus­
nutzung der Leistungsfähigkeit und bei größerer Er- 
zeugungsmenge die Herstellungskosten günstiger gestalten 
ließen, daß namentlich die feststehenden Betriebskosten, 
wie Steuern, Zinslasten und dergleichen sieh auf größere 
Erzeugungsmengen verteilen, so daß man zu einer Ver­
billigung der W arenherstellung und allmählich auch 
wieder zur Rentabilität kommen könnte. Gleichzeitig 
würde die Steuerfähigkeit der Privatw irtschaft wieder zu­
nehmen, und infolge der besseren Beschäftigung der Un­
ternehmungen würden auch die öffentlichen Finanzen, die 
fü r Erwerbslose übermäßig stark in Anspruch genom­
men sind, eine erhebliche Entlastung erfahren. Von 
einer stärkeren Beschäftigung der Industrie hängt es ab, 
ob der Aufzehrung ihrer Substanz ein Ende gemacht 
wird, ob ihre Kapitalgrundlage erhalten bleibt, und ob die 
Gesundung wieder zu einer ausreichenden Rentabilität 
führt. Wie jeder Sparer danach trachtet, sich durch 
Rücklagen für Zeiten der Not zu sichern, so hätte es auch 
den Unternehmungen durch eine vernünftige Steuer-, 
Sozial- und Lohnpolitik in den Jahren voller Beschäf­
tigung nach dem Kriege ermöglicht werden sollen, Re­
serven anzusammeln und damit fü r ihre und ihrer Ar­
beiterschaft Zukunft zu sorgen.

Die Auftragsbeschaffung und Mehrbeschäftigung ist ein 
Zentralproblem von größter politischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Bedeutung.

. . . durch Stärkung des Binnenmarktes
Die Stärkung des Binnenmarktes ist einer der Erfolg 
versprechenden Wege. Je  mehr man das Binnenmarkt­
problem unter dem Gesichtswinkel der Erneuerung ver­
alteter Anlagen und der Wiederinstandsetzung verschlisse­
ner Betriebseinriehtungen sieht, desto mehr fällt in die 
Augen, welch große Rolle neben der Landwirtschaft die 
stark entwickelten Zweige der deutschen Industrie, die 
zahllosen Betriebe der mannigfaltigen Gewerbe, ferner 
die Verkehrseinrichtungen aller A rt spielen. Die Zurück­
stellung dringenden Bedarfs hat vielerorts einen bedenk­
lichen Umfang erreicht. Diese Zurückhaltung der Nach­
frage ist sicherlich nicht nur auf wirtschaftliche, sondern 
auch auf politische Gründe zurückzuführen. K ehrt erst 
einmal in der W irtschaft das sichere Gefühl wieder, daß 
Reichsregierung, politische Körperschaften und Parteien

fü r die notwendige Ruhe sorgen, dann wird diese poli­
tische Beruhigung das Vertrauen in die Wiederbelebung 
der W irtschaft stärken. Das K abinett von Papen  hat 
mit seinem großzügigen W irtschaftsprogram m  der Be­
lebung der Privatw irtschaft zweifellos einen großen 
W urf getan. Sobald man den Millionen landwirtschaft­
licher, gewerblicher, industrieller und sonstiger Privat- 
unternehmungen eine größere Existenzberechtigung ver­
schafft, wird die bisherige Zurückhaltung in der Nach­
frage nach allen möglichen Produktionsmitteln wie Ma­
schinen, A pparaten und Werkzeugen, nach Um- und Neu­
bauten sowie Reparaturen mehr und mehr aufgegeben 
werden. Denn eine andere, notwendige Voraussetzung 
fü r die Belebung der Nachfrage nach Produktionsmitteln, 
nämlich die Bereitstellung billigeren Kapitals, bahnt sich 
offensichtlich an, wie m an z. B. an der erfreulichen Besse­
rung der Kurse von Pfandbriefen und sonstigen privaten 
und öffentlichen Schuldverschreibungen, an der Zunahme 
der Sparkasseneinlagen usw. beobachten kann. Selbst 
wenn man nicht eine alsbaldige Wiederkehr des normalen 
Bedarfs erwarten darf, ist doch sicher, daß im deutschen 
Binnenmarkt eine große Reserve an Aufträgen ruht. Man 
soll dabei die Rolle, die die öffentliche H and neben den 
Millionen von Privatbetrieben fü r die Vergebung von 
Aufträgen spielt, nicht gering einsehätzen.

Außer der politischen Ruhe ist die W iederkehr des Ver­
trauens, gegründet auf Rechtssicherheit, von der größten 
Bedeutung. Man sollte nicht immer wieder an künstliche, 
planwirtschaftliehe und ähnliche Maßnahmen der Arbeits­
beschaffung denken, als vielmehr daran, die natürlichen, 
psychologischen Voraussetzungen fü r einen lebhafteren 
W irtschaftsumsatz zu schaffen, wie sie in  einer klugen und 
weitsichtigen Regierungspolitik liegen können. Es wäre 
schon viel gewonnen, wenn die Politik so geführt werden 
würde, daß das mächtige Schwungrad der privaten 
Unternehmungslust wieder in schnelleren Lauf käme, statt 
daß, wie so oft in den vergangenen Jahren, die w irtschaft­
liche Selbsthilfe durch bedenklichen politischen K ra ft­
einsatz, d. h. durch eine fehlerhafte staatliche W irtschafts­
und Finanzpolitik abgebremst und gehemmt wird. Läßt 
man erst einmal die Privatinitiative von Millionen von 
Unternehmern frei von schädlichen Lasten und Fesseln, 
dann wird sie — wie schon früher in der W irtschafts­
geschichte —■ auch jetzt wieder sich als viel frucht­
bringender erweisen als eine staatliche W irtschaftspolitik, 
die in sich widerspruchsvoll bleibt, solange die Förde­
rung der W irtschaft immer wieder durch entgegengesetzte 
Maßnahmen aufgehoben wird.

Die Beobachtung, daß in Deutschland lange nicht alles 
geschieht, um die W irtsehaftsapparatur voll und ganz auf 
der Höhe der Leistungsfähigkeit zu halten, trifft auch auf 
viele fremde Länder zu. Auch draußen im Auslande kann 
man vielfach eine bedenkliche Überalterung technischer 
Anlagen und eine Zunahme mangelhafter Einrichtungen 
erblicken. Der K raftwagen neben der Eisenbahn und 
Schiffahrt sind nicht nur inländische Verkehrsprobleme 
großer Bedeutung, sondern sie beschäftigen fast die 
ganze Welt. Ebenso ist es hinsichtlich der Motorisierung 
der Landwirtschaft, ferner der Maschinisierung des Berg­
baues, des Gewerbes und des Haushalts, kurz hinsichtlich 
der eisernen Rationalisierung aller möglichen W irtschafts­
zweige. Die durch den Krieg hervorgerufene Industriali­
sierung der Gewerbe wie die Anwendung industrieller 
Erfahrungen und industrieller Methoden in der Land­
wirtschaft ist noch lange nicht am Ende.
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, . . durch Förderung des Auslandabsatzes
Der Auslandsmarkt ist ebensowenig als Absatzgebiet für 
Halb- und Fertigfabrikate der deutschen Industrie ent­
behrlich, wie als Bezugsgebiet fü r solche Rohstoffe, die 
in Deutschland leider nicht gewonnen werden können. 
Die Außenhandelsbeziehungen Deutschlands sind seit 
nahezu zwei Jahrzehnten aus den Gleisen normaler Be­
tätigung und stetigen Fortschrittes herausgeworfen. Nicht 
nur der K rieg und die Inflation der deutschen W ährung 
haben zu einer unnatürlichen Entwicklung weltwirtschaft­
licher Beziehungen geführt, sondern auch später noch 
traten ähnlich tiefgreifende Erschütterungen infolge von 
ausländischen Währungsumwälzungen und handelspoliti­
schen Experimenten auf. Zeitweilig war der hemmende 
Einfluß, den diese Vorgänge auf die deutsche Ausfuhr 
ausübten, unterbunden, nämlich solange Deutschland 
unter der bedenklichen ausländischen Kreditinflation a r­
beitete. Die verheerenden Folgen der ungeheuren K ap i­
talentziehung durch Tributerfüllung während eines Zeit­
raumes von 13 bis 14 Jahren wurden lange Zeit nicht 
klar erkannt. Die große Tat der Endlösung der Tribut­
frage in Lausanne ist leider so spät erfolgt und noch so 
jungen Datums, daß sie noch nicht ihre vollen wohltätigen 
W irkungen zeigen konnte. Es ist deutsches Schicksal, ja 
Weltschicksal, daß sofort neue schwierige Probleme der 
Außenpolitik und des internationalen Warenaustausches 
auftauchen, nachdem man geglaubt hatte, auf der Kon­
ferenz von Lausanne mit dem Tributproblem als dem 
hauptsächlichsten Störungsfaktor innerdeutscher und 
weltwirtschaftlicher Beziehungen fertig  geworden zu sein.

Der Entwicklung des Auslandabsatzes Deutschlands könnte 
man wohl hoffnungsfreudiger entgegensehen, wenn nicht 
nächst der politischen Verschuldung die internationale 
wirtschaftliche Verschuldung ungeheuer verwickelte P ro­
bleme hervorgerufen hätte. Die Erfüllung dieser teils 
öffentlich, teils privat aufgenommenen Schulden — viel­
fach eine Folge der Tribute — wird durch w irtschafts­
widrige und handelshemmende Elemente kurzsichtiger 
Politik erschwert und verzögert. Eine Zusammenballung 
von Zollerhöhungen und Kontingentierungen, von ein­
gefrorenen Krediten und allerlei Moratorien, von Devisen­
kontrollen und ändern auf den Ausgleich der Handels­
bilanzen hinzielenden Maßnahmen schuf ein wirres Knäuel 
von Problemen, dem auf dem Wege nationaler Politik 
allein nicht beizukommen ist.

Neben den bekannten, die Schuldenlast geradezu ver­
doppelnden Folgen des unermeßlichen Preissturzes und 
neben den die K aufkraft vernichtenden Vorgängen, wie 
Währungsumwälzungen in zahlreichen großen W irt­
schaftsländern der Welt, tra t als ein völlig neuer Stö­
rungsfaktor größten M aßstabs der handelspolitische Zu­
sammenschluß und Abschluß vor der übrigen Welt, wie 
es in Ottawa mit der Neuregelung der W irtschafts­
beziehungen innerhalb des britischen Weltreichs geschehen 
ist. Die zwangläufige Folge dieser Ottawa-Politik wird 
eine teils gewollte, teils ungewollte Unterbindung k ra ft­
vollster Beziehungen zwischen Lieferanten und Abnehmern 
in der W elt sein. Dadurch aber, daß sich England in 
gewissen überseeischen Ländern Vorteile vor ändern 
europäischen W irtschaftsmäehten verschafft, wird sicher-

licli fü r seine überseeischen Gebiete kein Zuwachs an 
W irtschaftskraft und keine Steigerung ihrer K au fk ra ft 
erzeugt. A uf solchen Wegen kommen wir nicht zu einer 
handelspolitischen Gesundung, sondern nur zu neuer \  er- 
w irrung und neuer krisenhafter Erschütterung der W elt­
wirtschaftsbeziehungen. H ierfü r spricht nicht allein das 
völlig traditionswidrige Aufgeben des englischen F rei­
handels, sondern auch die Preisgabe der Meistbegünsti­
gung, die eines der natürlichen und vernünftigen P rin ­
zipien des weltwirtschaftlichen Ausgleichs und der not­
wendigen Arbeitsteilung zwischen Industrie- und A grar­
ländern war und noch ist. Die Politik der handels­
politischen Präferenzen wird zu einer A rt Blockade und 
deshalb mehr zu einer Unterbindung als zu einer Be­
freiung von Ausgleichskräften in der W elt führen. Unter 
Umständen kann die handelspolitische Gruppenbildung die 
politischen Spannungen in unerträglicher Weise steigern. 
Es wird A u f g a b e  d e r  W e l t w i r t s c h a f t s k o n ­
f e r e n z  und eine vordringliche Aufgabe der Politik 
sein, die Entstehung neuer schwerer Konflikte, die sich 
aus solchen handelspolitischen Irrwegen entwickeln kön­
nen, zu verhindern. Denn die E rfüllung internationaler 
Schuldverpflichtungen wird immer notleidend bleiben, 
solange der natürliche Ausgleich zwischen Gläubiger- und 
Schuldnerländern unterbunden wird. F ü r  die Schulden­
abtragung von Land zu Land ist die Aufnahmebereit­
schaft der Gläubigerländer zur Entgegennahme von 
W aren aus den Schuldnerländern eine notwendige Vor­
aussetzung. Die Ottawa-Politik führt jedoch nicht nur 
die englische, sondern die gesamte britische Handelspolitik 
gerade in entgegengesetzter Richtung, wie bereits seit 
langem das nordamerikanische W irtschaftsgebiet und 
andere Gläubigerländer sich gegen die Schuldabtragung 
durch W arenlieferung versperren. Die zwangläufige Folge 
solcher unnatürlichen Hemmnisse sind Erschütterungen 
der W ährungen zahlreicher Länder und neue Preisein­
bußen und Verluste. Die D urchführung der Ottawa- 
Politik wird wahrscheinlich Gegenmaßnahmen anderer 
Länder hervorrufen, und damit werden erneute und ver­
stärkte Hemmnisse auftreten, die die natürliche Lösung 
unmöglich machen und immer wieder zu neuen krisen­
haften Erschütterungen der Handels- und Zahlungsbilanz 
sowie der W ährungen und der Staatsfinanzen führen. Wir 
wissen, daß solch schwere Krisen der W irtschaft zu 
sozialen Entladungen und politischen Unruhen zu führen 
pflegen.

Die in Aussicht genommene W eltwirtschaftskonferenz 
wird ungeheure Aufgaben vorfinden, deren beherztes An­
packen nicht mehr länger aufgeschoben werden kann. Die 
wesentlichen Voraussetzungen fü r  die endgültige Über­
windung der alle Lebensverhältnisse durchziehenden Krise 
sind die Lösung der internationalen Verschuldung, die 
W iederherstellung der internationalen Zahlungsfähigkeit, 
die Sicherstellung einer vernünftigen Handels- und W irt­
schaftspolitik, die Festigung des W arenpreisniveaus, der 
internationale Ausgleich der K au fk ra ftparitä ten  auf der 
Grundlage sicherer W ährungen. Das alles sind Aufgaben, 
deren Lösung die Staatsm änner betreiben müssen, um zu 
einer Gesundung der wirtschaftlichen und sozialen Ver­
hältnisse und namentlich zur Überwindung der Arbeits­
losigkeit zu kommen. [1544]
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Die Reichsbahn 
im Dienste des technischen 
Fortschritts
Von Generaldirektor Dr.-Ing. E. h. DORPMÜLLER, 
Berlin

Im  Verkehrswesen gibt es keinen Stillstand. Die 
Deutsche Beichsbahngesellschaft mußte daher trotz 
der ihr durch den Verkehrs- und Einnahmerück­
gang auf erlegten Beschränkungen bemüht bleiben, 
nicht nur ihren großen Betriebsapparat intakt zu 
halten, sondern auch laufend neue Projekte vor­
zubereiten und durchzuführen, um den Erforder­
nissen der Zeit an Schnelligkeit, Sicherheit und 
Leistungsfähigkeit angepaßt zu sein. Daß ihr die 
Lösung dieser Aufgabe trotz der ungeheuren, in 
der W irtschaftskrise liegenden Widerstände gelun­
gen ist, davon legt der folgende Beitrag Zeugnis ab.

Der Reichsbahn sind in der Zeit eines bisher nicht ge­
kannten Verkehrs- und Einnahmerückgangs infolge der 
W irtschaftskrise Beschränkungen auferlegt, die sich be­
sonders auf dem Gebiete der Sachausgaben auswirken 
müssen. Muß doch die Reichsbahnverwaltung es als ihre 
oberste Pflicht ansehen, das Unternehmen finanziell gesund 
zu erhalten. Bei dem tragischen Gesetz von den festen 
Kosten, das auf Eisenbahnunternehmen mit ihren erheb­
lichen Investitionen und fast konstanten Personalausgaben 
besonders drückend lastet, mußte die Reichsbahn sich oft 
wider Willen in der Durchführung ihrer technischen Pläne 
bescheiden. Trotzdem ist es der Reichsbahn gelungen, 
auf allen Gebieten ihres großen Betriebsapparates ihre 
Aufgaben im Dienste des technischen Fortschritts zu er­
füllen.

Auf dem Gebiete des L o k o m o t i v  dienstes konnten neue 
Lokomotiven mit 20 t  Aehsdruek fü r Steilrampenbetrieb 
entwickelt und erprobt werden, die in der Lage sind, z. B. 
auf der Höllentalbahn im Schwarzwald den Zahnstangen­
betrieb durch den Reibungsbetrieb zu ersetzen. Eine neue 
Entwicklung im Sinne einer gesteigerten Energie­
umsetzung verkörpern zwei im Jahre 1932 zur Abliefe­
rung gelangte 2 C l-Vierzylinder-Heißdampf'-Verbund- 
Schnellzuglokomotiven, die mit 25 at Kesseldruck betrieben 
werden. Die beiden Maschinen sind im äußeren Aufbau 
den bisherigen Schnellzugtypen folgerichtig angepaßt.

Der K l e i n l o k o m o t i v b a u ,  ein ganz neues Feld auf 
dem Gebiete der Motorlokomotivtechnik, ist weiter geför­
dert worden. Kleinlokomotiven sollen die Rangierarbeiten 
der Zuglokomotiven, die den Zuglauf bisher verzögerten, 
auf den Unterwegsbahnhöfen für die Nahgüterzüge über­
nehmen und so eine schnellere Durchführung der Güter­
verkehrsbedienung fü r die kleineren Plätze gewährleisten. 
215 neue Kleinlokomotiven sind im Laufe des letzten Jah ­
res in Betrieb genommen worden.

Dem T r i e b w a g e n  programm ist besondere Aufmerk­
samkeit geschenkt. Dieselelektrische Triebwagen von 
110 PS sind in dem Naheilgüterverkehr in der Umgegend 
von Großstädten eingesetzt. Mit dem neuen Sehnelltrieb- 
wagen von 820 PS, der zwischen Berlin und Hamburg 
verkehren wird und eine Geschwindigkeit bis zu 150 km /Std 
entwickeln kann, ist dem Schnellverkehr zwischen Groß- 
städten eine neue Richtung gegeben.

E l e k t r i s c h e  Lokomotiven und Triebwagen wurden 
weiter entwickelt und fü r die neu elektrisierten Strecken 
in Süddeutschland und Schlesien in A uftrag gegeben.

Der P e r s o n e n w a g e n  bau wurde durch Neubauten 
unter Anwendung des Schweißverfahrens und Herstellung 
in „leichter Stahlbauweise“ modernisiert, das Güter­
wagenmaterial durch weitere Herstellung von Großgüter­
wagen ergänzt. Mit neuen Luftdruckbremsen wurden 
Versuche durchgeführt.

Als S c h i f f s r e e d e r  erweiterte die Reichsbahn ihren 
Schiffsbestand auf dem Bodensee durch Motorschiffe mit 
Voith-Schneider-Propellerantrieb.

Anfang Dezember wurde auf der 40 km langen, starke 
Steigungen aufweisenden eingleisigen Nebenbahn H irsch­
berg (Riesengebirge) — Schmiedeberg — Landeshut der 
e l e k t r i s c h e  Z u g b e t r i e b  aufgenommen. Damit 
erweiterte sich die gesamte Streckenlänge der elektrisch 
betriebenen Bahnlinien auf 1638 km. Weitere 200 km 
der Fernbahn Augsburg—Stuttgart und 27 km der S tu tt­
garter Nahverkehrsstrecken befinden sich in der Um­
stellung auf elektrischen Zugbetrieb. Mit der E lektri­
sierung der Berliner Wannseebahn werden auch Bahnhofs­
anlagen der Berliner S-Bahn mit modernsten Verkehrs­
einrichtungen ausgestattet.

Die S i c h e r u n g s t e c h n i k  ist vervollkommnet durch 
die Ausdehnung der induktiven Zugbeeinflussung auf die 
Strecke Berlin—Hamburg und weitere Sehnellzug- 
linien.

Die Erhöhung der Lokomotivgewichte und der Verkehrs­
lasten durch Einsatz der Großgüterwagen hat die E r­
neuerung und Verstärkung einer Reihe weiterer stählerner 
Reichsbahn b r ü c k e n  notwendig gemacht. Zur Hebung 
der W irtschaftlichkeit des Brückenbaues und der Brücken­
unterhaltung wurden unter anderm Versuche in der Aero­
dynamischen Versuchsanstalt in Göttingen angestellt, um 
Unterlagen für die Berechnung des Winddrucks auf die 
Briickenfaehwerke zu erhalten. Mit der Anwendung der 
Schweißtechnik im Brückenbau wurden weitere F ort­
schritte gemacht und die Beobachtung über die dynamische 
Beanspruchung der Brücken durch die Eisenbahnfahr­
zeuge fortgesetzt.

In  der Einführung von 60 m-Schienen auf der Berliner 
Wannseebahn ging die O b e r b a u t e c h n i k  interessante 
neue Wege. Durch Indienststellung eines zweiten Ober­
baumeßwagens wurde die Möglichkeit, genaue Unterlagen 
über die Gleislage und Fahrzeugläufe zu erhalten, ver­
bessert. Auch die Eisenbahnen des Saargebiets und die 
der Niederlande haben von den Oberbaumeßwagen der 
Reichsbahn Gebrauch gemacht.

Die finanziellen Beschränkungen mußten sich zwar be­
sonders auf dem Gebiete der B a u t ä t i g k e i t  aus­
wirken. Interessante technische Aufgaben gab es aber 
auch hier zu lösen, so beim viergleisigen Ausbau der 
Strecke Köln—Dortmund, bei der Elektrisierung der 
Wannseebahn und verschiedenen anderen neuen Bahn­
höfen.

In  stetiger Entw urfsarbeit werden neue Projekte vor­
bereitet, um den Erfordernissen der Zeit an Schnellig­
keit, Sicherheit und Leistungsfähigkeit der Verkehrs­
bedienung angepaßt zu sein. Im Verkehrswesen gibt es 
keinen Stillstand. Leichte Besserungszeichen der w irt­
schaftlichen Lage geben uns die Hoffnung, daß die Reichs­
bahn auch in Zukunft in der Lage sein wird, ihre Aufgabe 
als wichtigstes Verkehrsinstrument der deutschen Volks­
wirtschaft technisch und wirtschaftlich zu erfüllen.

[1562]
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Technik und Kredit
Von Reichsbankpräsident Dr. HANS LUTHER, 
Berlin1)

Die Rentabilität ist ausschlaggebend dafür, welche 
wirtschaftliehen Arbeiten durchgeführt icerden 
können uihd sollen. Auch die Zuteilung von K re­
diten muß sich diesem Grundsatz anpassen. W ürde 
man beginnen, die Privatwirtschaft m it all ihren 
selbsttätigen Antrieben wie Gewinnstreben, Selbst­
verantwortung abzubauen, so uiirde man damit für 
die Entwicklung der Technik eine sehr große Gefahr 
hervorrufen. Die fü r  den K redit Verantwortlichen 
werden die besten Begleiter der Technik auf ihrem 
Siegesmarsch sein, icenn sie dem Allzustürmischen, 
das aus der Freude am Erfinden und Gestalten 
naturnotwendig in der Brust des Ingenieurs ent­
steht, die gewissenhafteste Besonnenheit und Buhe 
entgegensetzen.

Zwischen „Technik nnd Kredit“ besteht ein gewisser natur­
gegebener Gegensatz. Jeder wird es schon erlebt haben, 
daß der Techniker sagt: „Wie gut würden wir vorankom- 
men, wenn die Finanzleute nicht jeder Einsicht, in die 
technischen Fortsehrittsmöglichkeiten ermangelten“, nnd 
daß die Finanzleute sagen, wenn sie unter sich sind: „Das 
würde eine schöne Wirtschaft werden, wenn wir alle Er­
findungen finanzieren wollten, die die Techniker machen!“ 
Aus diesem Gegensatz ergibt sieh schließlich und muß 
sich ergeben nicht ein Kompromiß —  das ist überhaupt 
ein schlechtes Wort — sondern die Diagonale als Kraft­
linie zwischen diesen beiden Komponenten. In der Stunde 
der Gegenwart sieht es nun allerdings so aus, als wenn 
eine ganz andere Art der Zusammenfassung von Technik 
und Wirtschaft auf der einen Seite und Kredit auf der 
ändern bestünde, nämlich das dringende Verlangen nach 
Arbeitsbeschaffung, um die soziale und seelische Xot 
unseres Volkes zu mildem. Aber anch die Arbeitsbeschaf­
fung selbst hat ja die beiden Seiten, nämlich die Arbeit 
selbst, also die sachliche, technische Seite, und sodann 
die Finanzierung.
In einer gesunden Volkswirtschaft, gerade in einer ge­
sunden Volkswirtschaft kann man unmöglich die Kredit­
gewährung so aufziehen, daß jeder von produktiv-wirt­
schaftlicher oder insbesondere von technischer Seite kom­
mende Wunsch ohne weiteres erfüllt wird. Der große 
automatische Richter darüber, welcher technische Fort­
schritt oder welche wirtschaftlichen Leistungen vernünf­
tigerweise vollzogen werden können, ist und bleibt nur die 
Rentabilität. Irgend jemand hat einmal gesagt, daß in 
dieser Abstellung auf den zunächst als privatwirtschaftlich 
empfundenen Gesichtspunkt der Rentabilität eine List der 
Idee liege, um nämlic-h dadurch die gesamte Volkswirtschaft 
der vernünftigsten Gebarung zuzuführen. Diese Regel 
gilt nicht allein für die Privatwirtschaft, auch öffentliche 
Unternehmungen müssen unter den Gesichtspunkt der 
Rentabilität gestellt werden. Und die Xot und die Vor­
würfe sind gerade dadurch entstanden, daß in allzuvielen 
Fällen, auch da, wo es sich um grundsätzlich rentable 
Dinge handelt — eine Schule kann nicht in privatgesehäft- 
lichem Sinne rentabel sein — auch da, wo es sieh um wirt­
schaftliche Dinge, die grundsätzlich einer Rentabilität 
unterworfen sind, handelt, die Rentabilitätsprüfung bei 
den Gemeinden und ändern öffentlichen Verbänden nicht 
sorgfältig genug durchgeführt wurde. Meines Erachtens 
ist klüger und besser als alles menschliche Xachdenken

1) D er Aufsatz stellt einen Auszng ans einer anläßlich der Jahresfeier 
der Technischen Hoehschnle München am 3. Dezember 1932 gehaltenen 
Ansprache dar.

über die Frage, welche Ziele man für die wichtigsten in 
einer  ̂olkswirtsc-haft hält, diese List der Idee. Die Reihen­
folge und Rangordnung für die Arbeiten und die Fort­
schritte, die durch den Rentabilitätsgedanken aufgenötigt 
wird, entspricht einer vernünftigen Gesehäftsgebarang 
einer Volkswirtschaft nnd dient dem Gemeinwohl. Wo man 
hinkommt, wenn nicht mehr klare Rentabilitätsrechnungen 
obwalten, das sieht man besonders an Fällen kranken 
Wirtschaftslebens, in den Zeiten von Inflationen, und wir 
haben ja da Erfahrungen schrecklicher Art gemacht. Wie 
wir heute rückschauend mit Bestimmtheit sagen können, 
versagt dann eben einfach das richtige Auswahlprinzip 
für das, was man unternehmen will. Daraus entsteht dann 
die Fülle von Fehlleitungen des Kapitals. Aber man 
braucht gar nicht bis an die äußersten Fälle der Inflation 
zu denken. Auch solche übertriebene Konjunkturopti­
mismen, wie sie die übertriebene Kreditwirtsehaft der 
letzten Jahre vor Beginn der Krise genährt hat, auch ein 
derartiger Überschwang führt dazu, daß größte Fehlleitun­
gen von Kapital einsetzen. Die Liquidierung all dieser 
Fehlleitungen, das Verdauen des Krankhaften dort ist ja 
zum großen Teil der Inhalt dessen, was heute als Krise 
über uns hinwegbraust. So glaube ich, daß der Renta- 
bilitätsgedanke auf jeden Fall hochgehalten werden muß. 
Xun gibt es freilich einen Einwand dagegen. Es finden 
sich gewisse Stimmen —  zum Teil mit einem seelischen 
Einschlag, den ich als eine Art neue Romantik bezeichnen 
möchte —, die da meinen, mit dieser ganzen Vor­
stellung von einem Fortschreiten der Technik sei es über­
haupt ans. Es klingt dabei anch der große Zweifel mit, 
ob die Menschheit durch die Technik glücklicher geworden 
ist. Diese Frage kann ich nicht beantworten. Aber die 
Frage ist auch völlig müßig. In einer Lage wie der 
jetzigen oder vielleicht überhaupt in  der Menschheits­
geschichte kann man einen Durchbruch in die Zukunft 
immer nur nach vorne vollziehen, das heißt: weiter voran! 
Solange es soviel Menschheitselend noch gibt, solange es 
noch so viele Menschen gibt, die kein Leben führen, das 
über ein Vegetieren hinausgeht, solange dieser Zustand 
besteht, hat die Technik noch ganz große Aufgaben zu 
erfüllen. Und diese Aufgaben sind vielleicht die schwer­
sten, die der Menschheit je gestellt worden sind. Ich 
meine nicht die Probleme der Technik selbst, sondern die 
sozialpolitischen, wirtschaftlichen Folgen, die sieh aus ihrer 
Anwendung ergeben, die ununterbrochene Unruhe des Um- 
stellens und all das, was jeder Techniker kennt. Diese 
Probleme kann man nicht wegleugnen oder wegdisputie­
ren. Ob die ja auch in umfangreichen Schriften darge­
stellte Meinung, in der Technik sei das Zeitalter der 
großen Erfindungen vorbei, richtig oder falsch ist, darüber 
mich an dieser Stelle vor vorwiegend Technikern als Xieht- 
techniker zu äußern, habe ich gewisse Bedenken von der 
Zuständigkeitsseite her. Mein persönlicher Glaube geht 
dahin, daß es mit den Fortschritten der Technik durchaus 
noch nicht aus ist, nnd selbst wenn man naehweisen wollte, 
daß wir durch eine gewisse erfindungsarme Periode gehen 
—- das ist eine Behauptung, die andere auf stellen; ich kann 
dazu keine Stellung nehmen —, selbst wenn es so wäre, 
glaube ich, daß immer gewisse Wellenbewegungen in der 
Entwicklung der Technik sich gezeigt haben mit Höhen 
und Tiefen. Vor allem aber sehe ich im Interesse Deutsch­
lands eine so ungeheure Sonderaufgabe für die Technik 
vor mir, daß sich daran auch zukünftige Gestaltungen ent- . 
flammen werden. Wir müssen ja als Deutsche infolge der 
gesamten Weltwirtschaftsentwicklung unsere eigene Arbeit, 
das, was wir an das Ausland verkaufen, und infolgedessen
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auch das, wofür wir die erste Aufnahmestellung im Inland­
m arkt haben müssen, immer mehr auf die Qualitätsseite 
herumlegen, und dieses immer stärkere Herumlegen auf 
die Qualitätsseite, das ist unsere Hoffnung, und, wie ich 
mit Bestimmtheit annehme, unsere gute Zukunft. Gerade 
fü r dieses Herumlegen der W irtschaft auf die Qualitäts­
seite brauchen wir eine erfindungsreiche und in jedem 
Augenblick wandlungsfähige Technik.
Wenn weiter davon gesprochen wird, und das sind ja  in 
all solchen Betrachtungen mitschwingende Gedankengänge, 
wir gingen jetzt in ein Zeitalter hinein, in dem die P rivat­
w irtschaft durch die Planwirtschaft abgelöst würde, eben 
weil die Privatw irtschaft mit ihrem Beweglichkeitsmoment 
nur eine Begleiterscheinung der Technik auf ihrem jetzt 
nach der Vorstellung dieser Gedankengänge mehr oder 
weniger abgeschlossenen Siegeslauf sei, so halte ich auch 
solche Darstellung fü r vollständig unrichtig. Ich will 
mich hier nicht darüber verbreiten, ob und unter welchen 
Umständen man überhaupt eine planwirtschaftliche Durch­
organisierung der W irtschaft an Stelle der jetzigen P rivat­
wirtschaft fü r möglich hält. Aber was die Beziehungen 
von Technik und Privatw irtschaft anbetrifft, so sage ich

nur das eine mit Bestimmtheit, daß, wenn man begänne, 
wirklich begänne, die Privatw irtschaft mit all ihren selbst­
tätigen Antrieben wie Gewinnstreben, Selbstverantwortung 
abzubauen, man damit fü r die Entwicklung der Technik 
eine sehr große Gefahr hervorrufen würde.

Abschließend noch einmal ein W ort über die Rolle des 
Kredits, über die Rolle des Finanzmannes. Die fü r den 
Kredit Verantwortlichen werden die besten Begleiter der 
Technik auf ihrem Siegesmarsch sein, wenn sie dem Allzu­
stürmischen, das aus der Freude am Erfinden und Gestalten 
wohl naturnotwendig in der Brust des Technikers entsteht, 
wenn sie dem Allzustürmischen die gewissenhafteste Be-, 
sonnenheit und Ruhe entgegensetzen. Es scheint mir, nein, 
ich bin überzeugt, daß an manchen und wichtigen Punkten 
die schwere Krise, durch die wir hindurchgegangen sind, 
und an deren Überwindung wir jetzt alle K räfte  setzen 
müssen, nicht so schwer gewesen wäre, wie sie gewesen 
ist, wenn die Kreditw irtschaft der Vergangenheit mehr 
Zurückhaltung geübt hätte.

W ohltätig ist des Feuers Macht, wenn sie der Mensch 
bezähmt, bewacht! [1542]

Landwirtschaft und Technik
Von Oberpräsident a. D. v. BATOCKI, Königsberg

Die Krise in der Landwirtschaft hat ihren Grund 
außer in außenpolitischen Einwirkungen auch in 
Fehlmaßnahmen. Diese sind aber letzten Endes auf 
den in den Nachkriegs jahr en entstandenen Zwang 
zurück zu führen, den durch den Krieg stark in M it­
leidenschaft gezogenen W irtschaftsapparat mög­
lichst schnell wieder in die Höhe zu bringen. Diesem 
Drängen nach schneller Steigerung der deutschen 
Nahrungsmittelerzeugung ist eine gewisse Ner­
vosität, die A ngst vor einer Überproduktion gefolgt, 
die aber unbegründet ist. A u f dem Gebiete der 
Unterhaltung, Verbesserung und Vermehrung des 
landwirtschaftlichen Apparates bietet sich fü r  die 
deutsche Technik trotz aller Fortschritte im letzten 
Jahrzehnt noch ein iveiter Spielraum. Die H aupt­
aufgaben liegen in der Verbesserung des Gebäude­
bestandes, in einem Ausbau des Entivässerungs- und 
Kultivierungsprogramms, auf dem Gebiete der F luß­
regulierungen, Verwertung der städtischen A b ­
wässer, Ausbildung landwirtschaftlicher Geräte, so­
wie in der Verbesserung und Verbilligung der E r­
zeugung von Kunstdünger und Futtermitteln.

F ü r „Technik in der Landwirtschaft“ besteht zur Zeit 
keine besonders gute Meinung. Der Grund sind Fehler, 
die in den ersten Jahren seit Auf hören der Inflation von 
landwirtschaftlichen Betriebsführern in der Richtung 
einer übereilten, mit hochverzinslichen Krediten bezahlten 
Technisierung gemacht worden sind und heute manchen 
Betrieb durch Überschuldung zum Verderben bringen. 
E in besonderer Vorwurf wird solchen Landwirten kaum 
zu machen sein, lag doch nach dem Kriege fü r die Land­
wirtschaft wie fü r die übrige deutsche W irtschaft ein 
unbedingter Zwang vor, den W irtschaftsapparat mög­
lichst schnell wieder auf die Höhe zu bringen.

Bei der Landwirtschaft kam als weiteres treibendes 
Moment auch noch das Drängen nach schneller Steigerung 
der deutschen Nahrungsmittelerzeugung möglichst bis zur 
vollen Deckung des deutschen Bedarfes hinzu, das sieh aus 
der Erinnerung an den Hunger der Blockadezeit erklärt.

Das in diesem Sinne liegende „Hilfswerk der deutschen 
Landwirtschaft fü r das deutsche Volk“ zur Erringung der 
Nahrungsfreiheit wurde damals von den Führern der 
Landwirtschaft unter Zustimmung der gesamten Bevölke­
rung vorwärtsgetrieben.

In  Zeiten der Not und Erregung trübt sich beim Rück­
blick das Bild der tatsächlichen Entwicklung leicht da­
durch, daß die Flecken begangener Fehler und Über­
treibungen allzuseharf hervortreten.

Wie schwer im übrigen auch die industrielle W irtschaft 
an den Folgen von Fehlinvestitionen leidet, zu denen sie 
sich in den Jahren nach 1923 hat drängen lassen, ist be­
kannt. Diese Tatsache sollte aber den Blick nicht trüben 
fü r die i n  d e r  W e l t g e s c h i c h t e  b e i s p i e l l o s e n  
L e i s t u n g e n  d e r  d e u t s c h e n  U n t e r n e h m e r ,  
T e c h n i k e r  u n d  A r b e i t e r  b e i m  s c h n e l l e n  
W i e d e r a u f b a u  d e s  d u r c h  d e n  K r i e g  z e r ­
s t ö r t e n  P r o d u k t i o n s a p p a r a t s  in einer so ver- 
vollkommneten Form, daß die deutsche Industrie den im 
Kriege erreichten Vorsprung ihrer Mitbewerber eingeholt 
und vielfach überholt hat. Der Blick sollte auch nicht ge­
trübt werden durch die W irkungen der augenblicklichen 
Depression, die auch in Werken, wo von Fehlleitungen 
keine Rede ist, zur Zeit einen verhängnisvollen Leerlauf 
bedingt.

F ü r die Landwirtschaft liegen im übrigen diese Dinge, 
was besonders betont werden muß, deshalb etwas gün­
stiger als fü r die Industrie, weil die Depression auf den 
Absatz von Verbrauchsgütern, wie sie die Landwirtschaft 
erzeugt, weniger scharf einwirkt als auf den industrieller 
Produkte, und weil demgemäß auch in der heutigen Zeit 
schwerster Depression der Inlandabsatz fü r die Landwirt­
schaft weit günstiger liegt als fü r die Industrie.

Ängstliche Gemüter sehen freilich in allerjüngster Zeit 
auch bei der Landwirtschaft in Deutschland das Schreck­
gespenst einer Überproduktion vor sich, welche selbst bei 
ausreichendem Zollschutz jede Verbesserung der Produk­
tionsmöglichkeiten zu einer Fehlinvestition machen könnte.



Die allgemeine Xervosität hat binnen kurzer Zeit ans der 
vielleicht übersteigerten Forderung einer schnellen Steige­
rung der Agrarproduktion die Stimmung in  das Gegen­
teil, die Angst vor ihrer Übersteigerung um schlingen lassen.

Richtig ist, daß die Einstellung der Produktion auf die 
Absatzmöglichkeit bei der Landwirtschaft an sich un­
endlich viel schwieriger ist als bei der Industrie. Wenn 
bei sinkender Xachfrage die Kohlenhalden, die Lager von 
Kali oder Stickstoff, von Eisen oder Stahl zu groß wer­
den, kann diese Produktion verhältnismäßig leicht ge­
drosselt werden. Die Regelung der Produktion in Ver­
bindung mit dem Zollschutz ermöglicht es ferner diesen 
Industrien, die Inlandpreise so festzusetzen, daß die Aus­
fuhr zum niedrigeren Weltmarktpreise möglich bleibt. 
Schwieriger ist dieses Verfahren schön bei solchen ge­
werblichen Produktionszweigen, wo die Zahl der Betriebe 
groß ist oder — wie z. B. bei der Konfektion und der 
Baustoffindustrie —  die Herstellung für die Saison längere 
Zeit vorher erfolgen muß. Bei der Landwirtschaft ist 
beides in verschärftem Maße gegeben. Sie hat mit 
Millionen von Produktions-, Verarbeitungs- und Ver­
triebsstellen zu rechnen und muß beim Brotgetreide über 
die Vorbereitung der Aussaat V /2  Jahre, beim Schlacht­
rind über die Erzeugung des Kalbes drei Jahre eher sieh 
entscheiden, als die Ware an den Verbraucher gelangt. 
Zudem läßt sieh hier die Produktionsmenge nicht wie bei 
der Industrie im voraus errechnen, sondern schwankt mit 
Hitze, Frost und Regen in weiten Grenzen.

Wenn so bei einzelnen Agrarerzeugnissen zeitweilige Über­
produktion und Absatzschwierigkeiten unvermeidlich sind, 
so unterscheidet sich doch die Agrarerzeugung grundsätz­
lich bei uns dadurch von der Industrie, daß aufs Ganze 
gesehen selbst in Zeiten verringerter Kaufkraft wie heute 
der deutsche Boden und die auf ihn gegründete deutsche 
Viehhaltung den Bedarf Deutschlands an Xahrungsmitteln, 
Webstoffen, Leder, Treibstoffen, Alkoholgetränken, Tabak 
und sonstigen Dingen, die in Deutschland erzeugt werden 
können, noch nicht annähernd deckt, und daß bei ent­
sprechender Wirtschaftspolitik eine weitere starke Ver­
besserung des landwirtschaftlichen Produktionsapparats 
und entsprechende Vermehrung der Produktion von der 
Absatzseite her, auch wenn man von der Ausfuhr ganz 
absieht, keinerlei Bedenken unterliegen kann.

S o  b i e t e t  s i c h  a u f  d e m  w e i t e n  G e b i e t  d e r  
U n t e r h a l t u n g ,  V e r b e s s e r u n g  u n d  V e r m e h -  
r u n g  d e s  l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n  A p p a r a t e s  
f ü r  d i e  d e u t s c h e  T e c h n i k  t r o t z  a l l e r  F o r t ­
s c h r i t t e ,  d i e  i m  l e t z t e n  J a h r z e h n t  n a  eh 
d e r  U n t e r b r e c h u n g  d n r c h  d e n  K r i e g  g e ­
m a c h t  s i n d ,  n o c h  e i n  w e i t e r  S p i e l r a u m .

Der G e b ä u d e b e s t a n d  ist fast überall der Verbesse­
rung im Sinne höherer Wirtschaftlichkeit bedürftig, und 
so weit es sich um die Schaffung neuer Kleinstellen an 
Stelle von Großbetrieben handelt, bildet die zweckmäßige 
Errichtung der nenen Gehöfte die Hauptaufgabe dieser 
Siedlungsarbeit.

Über 8 Mill. ha deutschen Bodens bedürfen noch dei Drä­
nung oder anderweiten E n t w ä s s e r u n g ,  über 
2 Mill. ha Ödland in Moor und Heide harren der K u l t i ­
v i e r u n g .  F l u ß r e g u l i e r u n g e n ,  Talsperren, Ein­
deichungen sind nötig, um die Landwirtschaft vor Un- 
wetterverheerungen zu schützen. Eine bessere "Ver­
w e r t u n g  d e r  s t ä d t i s c h e n  A b w ä s s e r  kann die 
Erzeugung um Hunderte von Millionen Mark steigern.

Geräte zur Bodenbearbeitung von der Handfräse des 
Kleingärtners bis zum Großtrecker des Rittergutes, Ge­
räte zur Ernte, zum Erdruseh und zur Reinigung des 
Korns, Speicher und Siloeinriehtungen für Körner, Hack­
früchte und Grünfutter und unzählige andere technische 
Maßnahmen können die Produktion erleichtern und 
steigern.

Die Verbesserung und Verbilligung der Erzeugung von 
K u n s t d ü n g e r  u n d  F u t t e r m i t t e l n  bieten weite 
Möglichkeiten zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit. Auf 
dem wichtigen Gebiet der M i l c h b e h a n d l u n g  und 
Milehverarbeitung steht der Apparat der deutschen Land­
wirtschaft hinter dem der in der Kriegszeit begünstigten 
Wettbewerbsländer noch weit zurück.

Der Wunsch, auf allen diesen nnd vielen ähnlichen Ge­
bieten weiter vorwärts zu kommen, ist bei den deutschen 
Bauern durch die gegenwärtige Wirtsehaftsnot und durch 
die Erinnerung an manche frühere Fehlgriffe auf diesem 
Gebiet zwar gehemmt, aber keineswegs gelähmt. Wenn heute 
ihre eigene Geld kraft, vielfach nicht ausreieht und die 
öffentliche Hand unterstützend einspringen muß, so ist 
das gesamte Gebiet der Stärkung des landwirtschaftlichen 
Produktionsapparats, weil dabei von der Absatzseite her 
keine entscheidenden Hemmungen bestehen, dasjenige Ge­
biet, auf dem die Ankurbelung der Wirtschaft und die 
Vermehrung der Arbeitsgelegenheit am ehesten mit öffent­
lichen Mitteln in  p r o d u k t i v e r  A r t  erfolgen kann.

Die wissenschaftliche Gründlichkeit, der bewegliche Er­
findungsgeist und die unermüdliche Arbeitslust der deut­
schen Ingenieure und Techniker sind einer der wichtigsten 
Pfeiler fü r  den W iederaufbau der durch Krieg, Inflation 
und W eltkrise, auch durch schwere Unterlassungen und 
Fehler unserer politischen Leitung, in ihren Grundfesten 
erschütterten deutschen W irtschaft.

Auch die deutsche Landwirtschaft braucht jene Kräfte, 
wenn sie ihre Aufgabe, das deutsche Volk mit deutschen 
Erzeugnissen ausreichend zu versorgen, erfüllen soll. 
Wenn der Verein deutscher Ingenieure, dem die Entwick­
lung jener Kräfte zum guten Teil zu danken ist, mit Ab­
lauf des Jahres 1932 auf das 25 jährige Bestehen seiner 
Zeitschrift „Technik und Wirtschaft“ zurüekbliekt, so ver­
einigt sich die deutsche Landwirtschaft mit den übrigen 
Gruppen der deutschen Wirtschaft in dem aufrichtigen 
Wunsche für weitere Jahrzehnte günstiger Entwicklung 
und erfolgreichen Wirkens zur glücklichen Zusammen­
arbeit von Technik und Wirtschaft in unsenn deutschen 
Vaterlande. [1527]
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ARCHIV FÜR 
Wl RTSCH AFTSPR ü PU NG
Der Ingenieur als Wirtschaftsprüfer
Von W irtschaftsprüfer Dr.-Ing. W E R N E R  GRULL,
B erat. Ing. VB I, München1)

Was erfordert die W irtschaftsprüfung  — Wie 
kommt der Ingenieur dazu, sich mit der W irtschafts­
prüfung zu befassen — Wandlungen der Ingenieur­
tätigkeit seit der Jahrhundertwende — Der Bil­
dungsgang der bisher bestellten W irtschaftsprüfer  
aus Ingenieurkreisen —- Branchen-W irtschaftsprüfer 
— Ausbildung des Nachwuchses.

I. Was erfordert die Wirtschaftsprüfung?
Der W irtschaftsprüfer soll P rü fer und Berater von W irt­
schaftsunternehmungen bei Fragen der wirtschaftlichen Be­
triebsführung sein. Die Bilanzprüfung der Aktiengesell­
schaften, seit Oktober 1931 Pflichtprüfung, ist nur eine 
seiner Aufgaben. E r soll als unabhängiger, unbestech­
licher Sachverständiger ein vertrauenswürdiger Vermittler 
sein zwischen den Interessen des Unternehmens, der Geld­
geber, der Lieferer und der Allgemeinheit. Das bedingt
1. eine ausgesprochene Persönlichkeit: Gefestigter Charak­

ter, sachliche Einstellung, die auch im Meinungsstreit 
nicht wankend wird, und eine Zielstrebigkeit, die das 
durch die Berufsaufgaben gegebene Ziel unbeirrt, in 
gründlicher Arbeit, bei vorsichtiger Abwägung aller 
Umstände bis zum Ende verfolgt.

2. Geistige Bereitschaft: Rasche Auffassungsgabe, geistige 
Wendigkeit, Übung im Einfühlen in neue Verhältnisse, 
Blick fü r das Wesentliche und fü r große Zusammen­
hänge, Menschenkenntnis und Lebenserfahrung, Führer­
eigenschaften.

3. Sachkenntnisse:
a) Voraussetzung ist eine gute Allgemeinbildung von 

ausgesprochener Vielseitigkeit, wobei es nicht dar­
auf ankommt, ob diese auf der Schule oder im p rak­
tischen Leben erworben ist.

b) Technologische Kenntnisse: Ohne Kenntnis der tech­
nologischen Zusammenhänge läßt sich ein moderner 
Wirtschaftsbetrieb nicht fachgemäß beurteilen. 
Selbstverständlich sind nicht die Sonderkenntnisse 
der einzelnen Branehe gemeint, die nur für den 
Fachmann der Branche Bedeutung haben (etwa 
Festigkeitszahlen, Meßverfahren, Rezepte), sondern 
die allgemeinen Kenntnisse der Technologie, wie sie 
die Allgemeinen technologischen Vorlesungen der 
Hochschule vermitteln, einschließlich der grundlegen­
den Kenntnisse der Energiewirtschaft, wie sie in 
einer E inführung in die Thermodynamik und in den 
enzyklopädischen Vorlesungen über Elektrotechnik 
und Maschinenbau für die übrigen Fakultäten ge­
lehrt werden. Der W irtschaftsprüfer muß sich E in­
blick in die inneren Verhältnisse des Unternehmens,
n den Ablauf des Betriebes, die gegenseitige Ab­

hängigkeit der Betriebsteile verschaffen können. Es 
entspricht dies etwa dem Maß von Kenntnissen, das 
die Wirtschaftswissenschaftlichen Abteilungen der 
Technischen Hochschulen von ihren Studierenden, 
fordern.

c) Kenntnis der W irtschaft: Einmal umfassende 
Kenntnis der Wirtschaftswissenschaft, ohne die eine 
erfolgreiche Tätigkeit auf wirtschaftlichem Gebiete 
heute nicht mehr denkbar ist. Dann aber, und das 
möchte ich ganz besonders betonen, W irtschafts­
praxis, Kenntnis der wirklichen W irtschaft, nicht 
wie sie sieh als Ergebnis theoretischer Konstruktion 
abstrakt denken läßt, sondern wie sie wirklich ist, 
denkt und handelt. Auf diese Kenntnisse ist m. E. 
ganz besonderes Gewicht zu legen.

l) N ach einem  V ortrag  im W ürttem bergischen D iplom -Ingenieur-V erein 
S tu ttg a r t am 7. Oktober 1932.

d) Rechtskenntnisse: E in abgeschlossenes Rechts- 
studium ist nicht erforderlich, sondern Kenntnis auf 
den für die W irtschaftsführung besonders wichtigen 
Sondergebieten das Rechts, die soweit geht, daß der 
W irtschaftsprüfer mit Sicherheit erkennen kann, 
wo eine Rechtsfrage die Hinzuziehung eines Rechts­
anwalts erfordert. Denn der W irtschaftsprüfer will 
und darf kein Winkeladvokat werden.

e) Kenntnis des Beratungs- und Prüfungsgeschäfts: 
Ohne diese Sonderkenntnisse kann niemand, einerlei 
ob kaufmännisch, juristisch oder technisch vorgebil­
det, mit Erfolg als W irtschaftsprüfer tätig  sein. 
Man soll das Ausmaß dieses „Handwerkzeuges“ des 
W irtschaftsprüfers ja  nicht unterschätzen. Es ist 
eine Fülle von Sonderkenntnissen notwendig, wenn 
man ein Gutachten sachgemäß erstatten will.

II. Wie kommt der Ingenieur dazu,
sich mit der Wirtschaftsprüfung zu beschäftigen?
Die geschilderten, fü r die W irtsehaftsprüfertätigkeit not­
wendigen Fachkenntnisse entstammen dem Fachwissen vier 
verschiedener B erufe: Kaufmännische Betriebswirtschaft­
ler, Rechtsanwälte, Techniker und Buchprüfer. Aus 
jedem dieser Berufe ist der Zugang zur W irtschaftsprüfer­
tätigkeit möglich. Man würde bei dem W irtschaftsprüfer 
vielleicht besser von einer Qualifikation, sta tt von einem 
Beruf sprechen, die, ähnlich wie das preußische Notariat 
den Rechtsanwälten, so hier Angehörigen eines der vier 
„Grundberufe“ , die zur W irtschaftsprüfertätigkeit führen 
können, bei Nachweis der Befähigung verliehen werden 
kann. Anderseits gibt das besondere Fachstudium keines 
der vier „Grundberufe“ das volle Wissen, das für den W irt­
schaftsprüfer notwendig ist. Vielmehr muß jeder der vier 
Berufe sein Fachwissen ergänzen durch Elemente aus dem 
Fachwissen der drei übrigen Berufe. Die Angehörigen aller 
vier Grundberufe befinden sich hier grundsätzlich in der 
gleichen Lage. Keiner hat vor dem ändern etwas voraus. 
Nun erfordern aber Teilarbeitsgebiete des Ingenieurberufes, 
wie wir noch erörtern werden, bereits neben dem rein tech­
nischen Fachwissen ein der großen Öffentlichkeit kaum be­
kanntes Ausmaß wirtschaftlicher und Rechtskenntnisse. 
Der auf diesen „Grenzgebieten“ tätige Ingenieur hat sich 
deshalb planmäßig auch mit Fragen aus dem Gebiete der 
W irtschaft und des Rechtes beschäftigt. Is t es da nicht 
selbstverständlich, daß er auch den Zugang zum W irt­
schaftsprüferberuf verlangt ?
Der Ingenieur erhebt aber nicht etwa den Anspruch, 
wegön seiner technologischen Kenntnisse allein der beru­
fene W irtschaftsprüfer zu sein. Vielmehr wird rückhalt­
los die Leistung anderer Kreise auf diesem Arbeitsgebiete 
anerkannt. W ir verlangen aber, daß man auch uns, soweit 
wir den Anforderungen, die an einen W irtschaftsprüfer ge­
stellt werden müssen, entsprechen, neben den übrigen als 
gleichberechtigte Glieder des Berufs anerkennt, nicht als 
„berufsfremde Elemente“ bezeichnet, die sich in den Beruf 
hereindrängen. Unserer Eigenart entsprechend rechnen wir 
in erster Linie auf M itarbeit bei der W irtschaftsprüfung 
industrieller Unternehmungen. W ir stellen dieses Ver­
langen nicht nur um unser selbst willen, sondern weil wir 
überzeugt sind, dem Berufe und damit der W irtschaft auf 
Grund unserer technisch-wirtschaftlichen Einstellung wert­
volle Dienste leisten zu können.
Was die einzelnen Punkte der Anforderungen anbelangt, 
die die W irtschaftsprüfertätigkeit an die Person stellt, so 
dürfen wir wohl annehmen, daß die Eignung des Ingenieurs 
als W irtschaftsprüfer hinsichtlich der Persönlichkeitswerte, 
welche der W irtsehaftsprüferberuf erfordert, von keinem 
der ändern Berufskreise in Zweifel gezogen werden wird. 
Es wäre auch unverständlich, weshalb die auf mathe­
matisch-naturwissenschaftlicher Grundlage mit starker Be­
tonung des anschaulichen Denkens vor sich gehende, in 
enger Fühlung mit dem praktischen Leben stehende Aus­
bildung und Tätigkeit des Ingenieurs etwa weniger geeig-



net wäre zur Ausbildung- gefestigter Charaktere, zur Er­
ziehung zur Sachlichkeit und zur Zielstrebigkeit, wie eine 
andere, insbesondere eine auf wesentlich begrifflicher Den­
kungsart beruhende Ausbildung, so wie sie die Rechtswis­
senschaft und die Betriebswirtschaftslehre gibt, soweit sie 
nicht technologisch unterbaut ist.
Das gleiche gilt von der geistigen Bereitschaft. Auch diese 
wird man wohl nicht gut dem Ingenieur absprechen können, 
der im Betrieb täglich vor schnelle, eindeutige und unmittel­
bar sieh wirtschaftlich auswirkende Entscheidungen gestellt 
ist, mit einem wechselnden Kreis von Menschen der ver­
schiedensten Bildungsstufen regelmäßig umgehen muß, und 
der imgnodemen Betrieb der Führer großer Arbeitermassen 
ist, von dessen Führereigenschaft der Betriebserfolg min­
destens im gleichen Maße abhängt wie von seinen tech­
nischen Fachkenntnissen.

III. Wandlungen der Ingenieurtätigkeit 
seit der Jahrhundertwende
Daß der Teil der Ingenieure, welcher für den Wirtschafts­
prüferberuf in Frage kommt, nach seiner Ausbildung und 
Tätigkeit auch die notwendigen Sachkenntnisse für den 
Beruf des Wirtschaftsprüfers mit sich bringt, zeigt eine 
Betrachtung des Arbeitsgebiets des Ingenieurs und der 
Wandlungen in der Ingenieurtätigkeit seit der Jahrhundert­
wende.

A rbe its te i lung
Das Prinzip der Arbeitsteilung, dem wir die neuzeitliche 
Entwicklung auf allen Lebensgebieten verdanken, brachte 
im Bereiche der Technik zunächst eine immer weiter 
gehende Beschränkung der Arbeitsaufgabe auf Teilgebiete 
sowohl zwischen den Unternehmungen, als auch innerhalb 
der Unternehmung. Der Spezialist, der sein im m e r  enger 
werdendes Sondergebiet in allen Einzelheiten kennt und 
mit seiner ganzen Kraft bearbeiten kann, schien der 
richtige Typus des Ingenieurs zu sein. Fachleute zu 
schulen, das richtige Ziel des technischen Schulwesens. 
Schien doch der beispiellose Aufschwung der Technik im 
vergangenen Jahrhundert diese Anschauung zu recht- 
fertigen !
Im  die Jahrhundertwende bereitet sich ein Umschwung 
der Anschauungen vor. Man erkannte, daß zwar die Kon­
zentration auf ein kleines Teilgebiet ein wirksames Mittel 
zur Förderung des Fortschrittes ist, daß aber der Mann, 
der sich auf das Teilgebiet konzentrieren soll, neben dem 
Sonderwissen für sein Teilgebiet auch andere Kenntnisse 
braucht, wenn er erfolgreich tätig sein soll, insbesondere 
allgemeine Kenntnisse der Grundlagen der technischen 
Arbeit. Damit kam man von selbst zur Frage der Wirt­
schaft. Nun ist es aber ein leider sehr weit verbreiteter 
Irrtum, daß der Techniker sich nicht mit Wirtschaftsfragen 
beschäftigte, daß er. wie ein seinerzeit viel gelesener 
Schriftsteller der kaufmännischen Industriebetriebslehre be­
hauptete. g e r n  kompliziert und teuer konstruiere. Das 
Gegenteil ist der Fall. Der Techniker hat schon von An­
beginn einer bewußten Technik an sich neben der rein 
technisch-konstruktiven Lösung einer technischen Aufgabe 
mit der wirtschaftlichen Seite der Fragen befaßt. Oft war 
und ist der Anstoß, eine neue Lösung einer technischen Auf­
gabe zu suchen, das unmittelbare Bestreben, die Aufgabe 
mit geringerem Aufwand zu lösen, also ein rein wirtschaft­
licher. Die Jagd nach dem Wirkungsgrad ist der tech­
nische Ausdruck hierfür hinsichtlich der einen Seite des 
Problems, der Minderung des unmittelbaren Betriebs­
aufwands; aber auch die andere Seite, der Kapitalaufwand 
und der Einfluß von Verzinsung und Abschreibung des 
notwendigen Anlagekapitals wurden von altere her seitens 
der Techniker sorgfältig in Rechnung gestellt.
Die neuzeitliche Entwicklung, insbesondere zum Groß­
betrieb und Großkonzem brachte eine Fülle neuer Auf­
gaben, die ans der Entwicklung heraus dem Techniker zu­
fielen, die aber neben technischen Kenntnissen auc-h kauf­
männische, Rechts- und Wirtschafts-Kenntnisse erfordern.
Der Vertr iebs ingen ieur

So zunächst der Vertrieb vieler Erzeugnisse der Technik. 
Es zeigte sich bald, daß man dem Abnehmer nicht nur die 
bestellte Maschine liefern, sondern ihn auch sowohl bei 
deV Auswahl, wie auch bei der Betriebsführung beraten 
muß. Da in der Regel der Techniker des Abnehmers bei

den I  erkaufsverhandlungen ein entscheidendes W oit nct- 
zusprec-hen hatte, so verwendete man auch den Techniker 
des Herstellers für den Verkauf. Die Entwicklung Seht 
vom projektierenden Ingenieur des Werks weiter über den 
I  erkaufsingenieur zum Ingenieur-! ertreter.

Der Be tr iebs ingen ieur
Eine ähnliche Entwicklung innerhalb des I  nternehmens 
führte zunächst zur Schaffung von Stellen für die Ferti­
gung im Sinne des Betriebs. Der Betriebsingenieur muß 
mehr sein als ein Techniker, der die Arbeitsmaschine kennt 
und Arbeitspläne ausarbeiten kann. Er wird zum Führer 
der Arbeiter, die Mensehenführung zum wichtigen Problem 
unserer Betriebe. Die sozialen Fragen treten mit größerer 
Heftigkeit auf. Das Problem der gerechten Entlohnung 
beschäftigt die technischen Kreise wahrscheinlich viel 
früher als die Nationalökonomie sich mit diesem Stoff be­
faßte.
Die Arbeiten des Technikers Taylor, die in Deutschland 
übrigens zahlreiche Vorläufer hatten, zeigen zum ersten 
Male in einem planmäßigen Aufbau das Gesamtproblem 
des „Scientific Management“ , der sorgfältig im Hinblick 
auf die w i r t s c h a f t l i c - h - g ü n s t i g s t e  Lösung 
durchdachten Leitung.

Der Verwa ltungs ingen ieur
Auch in der Leitung industrieller Unternehmungen findet 
der Techniker neben dem Kaufmann und dem Verwaltungs­
juristen Platz, und zwar, das sei hier besondere betont, 
nicht nur als Fachmann, der auf die Sonderfrage der tech­
nischen Ausgestaltung des Unternehmens beschränkt ist, 
sondern als gleichberechtigter Mitleiter. Neben den Leitern 
treten Techniker als „Direktions-Assistenten“ auf, die die 
Fragen der Leitung vorbearbeiten. In Form der „Bi- 
Leitung“ werden Alter und Jugend nebeneinander gestellt, 
das bedaehte Abwägen des Altere findet eine wertvolle Er­
gänzung durch frische K lüfte und neuzeitliche An­
schauungen junger Ingenieure.
Der B e tr iebsrechner
Sondergebiete der Leitung spalten sieh ab. Die Frage des 
Betriebsplanes führt von selbst zur Frage, wie weit die 
Geldmittel zur Durchführung des Planes reichen, die 
Frage nach dem Betriebserfolg zur Ausgestaltung der 
Selbstkostenvorrechnung. zur Nachrechnung, zur Erfassung 
der Selbstkosten in allen ihren Bestandteilen und damit 
zwangläufig zur Frage der Betriebsbuehführung und kurz­
fristigen Gewinnermittlung. Die vom Handel über­
nommenen Kontenpläne genügen nicht mehr. Das ..Waren­
konto“ muß aufgelöst werden in zahlreiche, dem Betriebs­
zweck angepaßte Unterkonten, das „Unkostenkonto“ in 
Sonderkonten für jede Kostenart, denen Hunderte von 
Kostenstellen naehgesc-haltet. werden, um zu einer sach­
gemäßen I  erteilung der Kosten zu kommen und damit 
einen Überblick darüber zu schaffen, wo mit Verdienst, wo 
mit !  erlust gearbeitet wird. An all diesen Fragen sind 
Techniker, meist führend beteiligt. Der Betriebskaufmann, 
der sieh allmählich herausbildet, muß ein gutes Stück 
Technik in sich aufnehmen, wenn er seinen Aufgaben ge­
recht werden will. Er ist auf ein enges Zusammenarbeiten 
mit dem Techniker ständig angewiesen.
Wie stark sieh durch diese Beschäftigung mit „Grenz- 
fragen“ das Arbeitsgebiet des Technikers verändert hat, 
wird am besten veranschaulicht durch eine Statistik, welche 
der I DI 1928 an Hand seiner Mitgliederliste aufgestellt hat. 
Die Statistik zeigt, daß heute etwa die Hälfte der Inge­
nieure nicht mehr mit technisch-konstruktiven Aufgaben 
beschäftigt, nicht mehr auf rein technischem Gebiete, son­
dern auf dem Grenzgebiete zwischen Technik und Wirt­
schaft tätig ist (Abb. 1). Ähnliches gilt auch für Amerika 
(Abb. 2).

Die techn isch -w ir tscha ft l iche  L i te ra tu r  
und die techn isch-w ir tscha ft l ichen  A rbe iten  
der techn ischen Vereine
Die veränderte Stellung des Technikers spiegelt sieh auch 
in der technischen Literatur wider. Zwar finden sich in 
der technischen Literatur aller Zeiten Hinweise auf Wirt- 
sehaftsfragen.
Seit der Jahrhundertwende wird aber seitens der führen­
den technischen Vereine, insbesondere des VDI, planmäßig
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an der Behandlung wirtschaftlicher Fragen unter dem Ge­
sichtspunkte der Technik gearbeitet. Den Anstoß gab 
hierzu Paul Beck, ein Betriebsingenieur der F irm a Rie- 
dinger, Augsburg, nachmals Professor an der Technischen 
Hochschule München, der in den ersten Jahren des neuen 
Jahrhunderts im Bayerischen Bezirksverein deutscher 
Ingenieure den Antrag stellte, der VDI solle sich plan­
mäßig mit W irtschaftsfragen beschäftigen und für eine 
planmäßige Ausbildung der Techniker auf diesem Grenz­
gebiete sorgen. Der Vorschlag fand nach Überwindung 
einiger aus Mißverständnissen geborener W iderstände im 
VDI Annahme. Es folgte die Gründung der Zeitschrift 
„Technik und W irtschaft“ , die den M ittelpunkt fü r diese 
Bestrebungen bildete. Auch alle fachtechnischen Zeit­
schriften behandeln wirtschaftliche Fragen ihres Fach­
gebietes heute als selbstverständliche Bestandteile ihres 
Arbeitsgebiets. Die Buchliteratur und die Tätigkeits­
berichte der technischen Vereine zeigen das gleiche Bild. 
Insbesondere ist es wieder der VDI, bei dem durch 
Waldemar Hellmich planmäßig dieses Arbeitsgebiet geför­
dert wurde. Der erste Versuch einer allgemeinen Darstel­
lung des Selbstkostenwesens, der „Grundplan der Selbst­
kostenrechnung“ , der als Unterlage fü r die Aufstellung 
vergleichsfähiger Selbstkostenrechnungen der einzelnen In ­
dustriezweige gedacht war, ist in Gemeinschaftsarbeit von 
mehreren 100 Fachleuten aus allen Kreisen der Industrie, 
in einträchtigem Zusammenarbeiten zwischen Technikern 
und Kaufleuten im Ausschuß fü r wirtschaftliche F erti­
gung (AwF) auf Hellmichs Anregung unter der Leitung 
von Schulz-Meli rin entstanden. E r darf trotz der Kritik, 
die von anderer Seite in Einzelheiten geübt wurde, auch 
heute noch als wertvolles Ergebnis einer Gemeinschafts­
arbeit bezeichnet werden, die ihre Bedeutung behalten wird.
In  zahlreichen weiteren Ausschüssen behandelt der VDI 
und die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Betriebsingenieure 
(ADB) heute laufend wohl den ganzen Umfang des „Be­
triebs-Problems“ . An hier interessierenden Arbeiten seien 
genannt die Arbeiten des Ausschusses fü r industrielles 
Rechnungswesen (AfiR), die unter Leitung von Meyernberg 
und Schulz-Mehrin sich um die Verbreitung der Kennt­
nis des Rechnungswesens und der Buchhaltung fü r Indu­
strie-Unternehmungen bemühen, die Arbeiten der Arbeits­
gemeinschaft „Vertriebsingenieure“ , die sich mit der plan­
mäßigen Vertriebsarbeit, mit Marktanalyse, K onjunktur­
statistik, Absatzsystemen und Frachtproblemen befassen 
und in zahlreichen Veröffentlichungen ihren Niederschlag 
gefunden haben, die Arbeiten der Arbeitsgemeinschaft für 
industrielle Betriebswirtschaft im VDI, die ähnlich wie 
die ADB fü r Betriebsfragen ein Zusammenarbeiten aller an 
diesen Fragen interessierten Kreise, auch soweit sie außer­
halb des VDI stehen, ermöglichen soll, Arbeiten des VDI 
über das industrielle Budget u. a.
In  ähnlicher Weise behandeln die großen Fachverbände 
der Industrie die hier interessierenden Probleme auf dem 
Grenzgebiete zwischen Technik, W irtschaft und Recht. 
Der Verein Deutscher Maschinenbau-Anstalten hat unter 
Leitung von Ingenieuren den Schmalenbachschen „Konten­
plan“ den Verhältnissen der Maschinenindustrie angepaßt, 
er hat Richtlinien fü r Abschreibungen aufgestellt, führt 
eine sehr sorgfältig aufgebaute Beschäftigungsstatistik 
für die Maschinenindustrie und hat auf technisch-recht­
lichem Gebiete durch seine „Lieferbedingungen“ , an deren 
Abfassung Jurist (Halberstadt), Ingenieur und K auf­
mann zusammenarbeiteten, eine Arbeit von weittragender 
Bedeutung fü r unsere W irtschaft geleistet.
Ein besonderes Gebiet bearbeitet der beim Deutschen Ver­
band Technisch-Wissenschaftlich er Vereine bestehende 
Deutsche Ausschuß fü r das Schiedsgerichtswesen. Auch 
hier arbeiten Jurist und Techniker miteinander an der 
Regelung des fü r  technische Streitigkeiten so bedeutsamen 
Schiedsgerichtswesens. Eine Schiedsgerichtsordnung, die der 
Ausschuß auf gestellt, hat, füllt die in der ZPO bestehenden 
Lücken des schiedsrichterlichen Verfahrens in einer fü r 
alle Beteiligten gerechten Weise aus und sichert damit die 
Durchführung von Schiedsgerichten dort, wo sie sonst 
vielleicht versagen müßten.

Der beratende Ingenieur für W irtschafts fragen
Die Entwicklung der Grenzgebiete der Ingenieurtätigkeit 
brachte aber noch eine andere Entwicklung mit sich, die 
wir hier betrachten müssen, weil sie gewissermaßen gerad­

Abb. 1. Die berufliche Gliederung der M itg lieder  
des VDI 1928

linig auf den Ingenieur als W irtschaftsprüfer führt. Es 
lohnte sich nämlich sehr oft fü r ein Unternehmen nicht, 
sich über die vielfachen neu auftauchenden Probleme aus 
dem Grenzgebiete zwischen Technik und W irtschaft auf 
dem laufenden zu halten, weil sich nicht übersehen ließ, 
ob jemals fü r eine Sonderfrage in dem Unternehmen Be­
dürfnis vorhanden wäre. Wohl aber hätte mancher U nter­
nehmer sich gern über diese Fragen unterrichtet, wenn er 
dies ohne zu starke persönliche Inanspruchnahme mit fer- 
nerliegenden Dingen hätte tun  können. Dem kam die 
Entwicklung entgegen. Es fanden sich Ingenieure, die sich 
fü r diese Grenzgebiete spezialisierten und als selbständige 
und unabhängige beratende Ingenieure ihre Dienste sol­
chen Unternehmungen zur Verfügung stellten, fü r die sich 
die ständige Anstellung eines Fachmannes nicht lohnte.
Man kann wohl sagen, daß hier ein W irtschaftsgesetz zur 
W irkung kam, das sich etwa so ausdrücken läßt, daß sich 
die W irtschaft, wie ein lebendiger Körper, die Organe, 
die sie braucht, selbst im Wege der Arbeitsteilung schafft. 
Bei einer Schätzung, die im F rüh jahr 1931 anläßlich der 
Frage der Betätigung des Ingenieurs als W irtschaftsprüfer 
vorgenommen wurde, ergab sieh, daß etwa 50 Herren in 
Deutschland in dieser Weise tä tig  sind. Ihre Existenz­
berechtigung haben diese Ingenieure wohl durch die Tat­
sache, daß sie ausschließlich als Berater auf diesem A r­
beitsgebiet sich durchsetzen konnten, nachgewiesen. Ich 
möchte nun in Abb. 3 einen Überblick über das Arbeitsgebiet 
dieser beratenden Ingenieure für W irtschaftsfragen geben; 
hierbei muß ich auf meine eigene Tätigkeit zurückgreifen, 
da mir andere Unterlagen nicht zur Verfügung stehen. Ich 
habe aber wohl die Berechtigung anzunehmen, daß sich 
bei anderen Kollegen ungefähr das gleiche Bild ergeben 
wird.
Wenn man die einzelnen Arbeitsgebiete betrachtet, so 
kann man zwei Gruppen bilden: Ich habe sie als „Aktive 
Geschäftstätigkeit“ und als „Gutachtertätigkeit“ bezeich­
net. Die Gutachtertätigkeit bedarf kaum näherer Erläute-

Abb. 2. Die Betätigung hervorragender am erika­
nischer Ingenieure
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Abb. 3. A rbeitsfe ld  des V erfassers  1908  bis 1931 
nach der Zahl der ausgeführten A rbeiten

a) Förm liche Prüfung von Büchern und Bilanzen
b) Bilanzaufstellung und -prüfung
c) Bewertung von Unternehmungen
d) Organisatorische A rbeiten
e) M ita rb e it bei der Gründung von Unternehmungen
f) W irtschaftsberatung
g) Auflösung von Unternehmungen
h) Schiedsrichterliche T ätig ke it
i) G utachten In Bücherrevisionssachen  
k) Sonstiges

rung. Sie macht etwa 2/z  der Berufstätigkeit aus. Die 
Aktive Geschäftstätigkeit um faßt in erster Linie die lau­
fende Beratung von Unternehmungen. Is t z. B. in einem 
Unternehmen der Inhaber wegen Krankheit oder aus son­
stigen Gründen nicht in der Lage, ständig nach dem Rech­
ten zu sehen, so hilft ihm der beratende Ingenieur in der 
Weise, daß er durch regelmäßige Besuche die Tätigkeit 
der im Betrieb arbeitenden leitenden Angestellten über­
wacht, schwierigere Fragen mit ihnen bespricht, gegebenen­
falls die Meinung des Geschäftsinhabers einholt usw. Eine 
andere Arbeit dieser A rt ist die Tätigkeit hei Liquidatio­
nen, Vergleichsverfahren u. a. H ier handelt es sieh auch 
um ein aktives Eingreifen in laufende Geschäfte, wenn 
auch zu anderm Zweck. Ich halte diese aktive Geschäfts­
tätigkeit fü r eine notwendige Ergänzung der Gutaehter- 
tätigkeit. Selbst wenn man natürlich die Sondererfahrun­
gen, die man durch die Tätigkeit in einem Betrieb macht, 
nicht auf einen ändern Betrieb übertragen kann und darf, 
so gibt doch die Beschäftigung mit dem „lebendigen Ge­
schäft“ eine Fülle von Anregungen, eine Erweiterung des 
Gesichtskreises und eine ständige enge Fühlung m it der 
wirklichen W irtschaft, so wie sie ist und fühlt. Daraus 
allein können sich aber die Kenntnisse und das nun ein­
mal nicht zu entbehrende Fingerspitzengefühl fü r w irt­
schaftliche Tatbestände, die Übung in der Anwendung der 
theoretischen Erkenntnisse auf den gegebenen Einzelfall 
ständig erneuern. Nur dadurch kann aber verhütet werden, 
daß eine A rt Arterienverkalkung bei dem Berater eintritt, 
daß er ständig „W irtschafter“ bleibt und nicht „berufs­
mäßiger Gutachter“ wird, der die W irtschaft vom grünen 
Tisch aus beurteilt.

IV. Der Bildungsgang der bisher bestellten  
W irtschaftsprüfer aus Ingenieurkreisen
Bis h eu te2) sind etwa 30 Techniker als W irtschaftsprüfer 
bestellt worden, rd. 8 %  der Gesamtzahl von etwa 400 W irt­
schaftsprüfern.
Betrachten w ir nun, auf welchem Wege die Techniker 
zum W irtsehaftsprüferberuf gekommen sind, weil w ir da­
mit auch gleieh einen Anhaltspunkt gewinnen fü r die Be­
urteilung der Frage, wie ein Ingenieur in Zukunft die Zu­
lassung zum W irtschaftsprüfer erhalten kann. Ich habe 
von 23 H erren Angaben über ihren Lebenslauf erhalten, 
die ich in Zahlentafel 1 zusammengestellt habe. Es han­
delt sieh durchweg um H erren im A lter zwischen 40 und 
65 Jahren.

Z u n ä c h s t  d i e  S c h u l b i l d u n g .  W ir finden hier 
das humanistische Gymnasium und Real-Gymnasium un-
2) Anfang: September 1932.

gefähr gleichmäßig vertreten. Die Oberrealschule nur 
zweimal. Die überwiegende Mehrheit hat den Schulbesuen 
mit der Reifeprüfung (Abiturium) abgeschlossen und ist 
dann in der W erkstatt praktisch tätig  gewesen.
Diese, fü r  die Ingenieurlaufbahn vorgeschriebene V  e r k -  
s t a t t s - V  o r p r a x i s  bringt fü r den künftigen \V lrt- 
sehaftsprüfer etwas Besonderes mit sich: Sie bringt ihn 
von vornherein in eine enge Beziehung mit der „rauhen 
W irklichkeit“ , er sieht aus eigener Anschauung (vielleicht 
machte er gelegentlich auch selbst m it), wie es „unter der 
Oberfläche“ im Betrieb aussieht, vom harmlosen „Druck- 
punkt-nehmen“ angefangen, bis zum M aterial- und Werk- 
zeug-„Klauen“ , dem Vertuschen von Fehlern, der Be­
handlung „schlechter“ und „guter“ Akkordarbeit, und 
ähnlichen mehr oder weniger harmlosen Streichen, die das 
„oben“ erscheinende Bild der W irklichkeit verfälschen. 
Daneben sieht er aber auch die guten Seiten: E r lernt die 
Einschätzung des richtigen Führers durch „seine“ Leute 
verstehen, er sieht die Betriebskameradschaftlichkeit und 
lernt die Beurteilung mancher „vom grünen Tisch“ an­
geordneter Maßnahmen durch das Personal kennen. Die­
ser Anschauungsunterricht kommt ihm auch als W irt­
schaftsprüfer zugute, wenn es gilt, Maßnahmen durehzu- 
führen, bei denen die A rbeiter mitwirken müssen, wie 
z. B. eine größere Inventuraufnahm e. In  der t e c h n i ­
s c h e n  A u s b i l d u n g  herrscht die Hochschule vor. 
Drei H erren haben zunächst eine technische Mittelschule 
besucht und später ihre Kenntnisse durch den Besuch der 
Hochschule ergänzt. Die übrigen haben den vorgeschrie­
benen Studienplan der Hochschule durchlaufen, und das 
Studium mit dem Dipl.-Ing. abgeschlossen.
Ihre A u s b i l d u n g  a u f  w i r t s c h a f t l i c h e m  G e ­
b i e t e  haben die meisten H erren durch Selbststudium 
oder durch ihre praktische Tätigkeit erworben, nur wenige 
in geordnetem Studiengang auf der Technischen Hoch­
schule, der Handels-Hochschule oder der Universität. Die 
notwendigen Rechtskenntnisse stammen bei den meisten 
ebenfalls aus der Praxis, nur vereinzelt sind Reehtsvor- 
lesungen an der U niversität besucht. H ierbei ist aller­
dings zu berücksichtigen, daß die meisten schon auf der 
Technischen Hochschule W irtschafts- und Rechtsvorlesun­
gen als Bestandteil des Fachstudiums gehört haben.
Die Vorbildung nach Abschluß der allgemeinen Schule, 
also Praxis und technische Ausbildung, hat, wenn man 
die parallel mit anderer Tätigkeit durchlaufene Zeit mit­
rechnet, zwischen 5^2 und 9% Jah re  gedauert.
Die I n g e n i e u r p r a x i s  habe ich nach zwei verschie­
denen Gesichtspunkten ausgewiesen. Einmal nach der Art 
der Tätigkeit, anderseits nach der Stellung im Unterneh­
men. Die Angaben reichten zu einer vollständigen Klar­
stellung nicht überall aus. Ich habe dann nach den Be­
gleitumständen geschätzt.
Als F a c h g e b i e t e  weise ich a u s : K onstruktion, wozu 
ich auch Versuchsfeld und M aterialprüfung gerechnet 
habe, Betrieb, worunter ich sowohl die Stellung im Ferti­
gungsbetrieb, als auch die Stellung im Versorgungsbetrieb 
verstanden habe, Verwaltung, worunter ich die Stellung 
als Direktor, Direktions-Assistent, Verwaltungsingenieur, 
Leiter von Verwaltungsbetrieben rechne, Randgebiete der 
Technik (Forstw irtschaft, Kolonialbetriebe), die sich nicht 
in diese drei Arten einreihen lassen, und Preis- und Buch­
prüfung, wozu auch Bewertungsarbeiten gerechnet sind. 
Eine klare Abgrenzung ist wegen des zeitlichen Nebenein­
ander der Tätigkeiten nicht immer möglich gewesen.
Wichtig fü r die E ignung zum W irtschaftsprüfer erscheint 
mir eine ausreichende praktische Tätigkeit an leitender 
Stelle in der W irtschaft. Ich denke hierbei nicht nur an 
die Stellung als leitender Direktor, sondern vor allem auch 
an die vielen „Stabsoffizierstellen“ , die in jedem Unter­
nehmen neben dem nach außen verantwortlichen Leiter be­
stehen, und in  denen der an dieser Stelle tätige Ingenieur 
im Innenverhältnis mit voller V erantwortung w irtschaft­
liche F ragen bearbeiten muß. N ur in solcher leitender 
Tätigkeit kann man eine wirkliche Fühlung mit der W irt­
schaft bekommen. N ur wer selbst gewirtscliaftet hat, ist 
befähigt, W irtschaftsm aßnahm en anderer zu verstehen und 
zu beurte ilen3). Das kommt m. E. in den zur Zeit gel-
3) Für die Pflichtprüfung der Aktiengesellschaften kommt zwar ein 
W e r t u r t e i l  über W irtschaftsmaßnahmen nicht in Frage wohl 
aber für die beratende Tätigkeit und zahlreiche Gutachten. ’
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Zahlentafel 1. Vorbildung von 23 als W ir tschaftsprü fer bes te l l ten  Ingenieuren
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tenden Zulassungsbedingungen fü r W irtschaftsprüfer 
nicht genügend scharf zum Ausdruck. Denn dort wird nur 
eine sechsjährige praktische Tätigkeit, „davon drei Jahre 
in einem Arbeitsgebiete des W irtschaftsprüfers“ , verlangt. 
Das ist einseitig auf die Pflichtprüfung der Aktiengesell­
schaften abgestellt, fü r den W irtsehaftsprüferberuf aber 
nicht genug. Denn drei Jahre Praxis in untergeordneter 
Stelle geben keinen ausreichenden Einblick in die W irk­
lichkeit der W irtschaft, so wenig wie z. B. drei Jahre 
Schalterdienst einen Bankangestellten zum Bankfachmann 
machen können. Man sollte deshalb bei einer Neufassung 
der Zulassungsbedingungen fü r den W irtschaftsprüfer, die 
nach Abschluß der ersten Bestellungen ja  wohl vorgenom­
men werden wird, viel größeren Nachdruck darauf legen, 
daß für den W irtschaftsprüfer-Anw ärter eine wirkliche 
W irtschaftstätigkeit an verantwortlicher Stelle naehgewie- 
sen wird.
Unsere Ingenieure haben sämtlich die von mir geforderte 
verantwortliche Tätigkeit in ausreichendem Maße nach­
gewiesen. Sechs waren selbst fü r kurze Zeit Unternehmer. 
Sie haben ihre Unternehmungen z. T. durch den K rieg auf­
geben müssen. Die übrigen waren im Privatdienst an Stellen 
der von mir geforderten A rt tätig, zwei im Staatsdienst. 
F ü r die heutige Generation spielt noch die K riegstätig­
keit eine besondere Rolle. H at doch der Krieg w irtschaft­
liche Einrichtungen in einem bisher nicht gekannten Aus­
maße geschaffen, seien es die Heeresbetriebe, die Kriegs­
gesellschaften und die mit der Abwicklung der Kriegsver­
hältnisse betrauten Stellen. Von den Ingenieuren, fü r die 
mir Unterlagen vorliegen, waren vier, vielleicht auch sechs 
in derartigen W irtsehaftskörpem  an maßgebender Stelle 
tätig. Insgesamt bewegt sich die W irtschaftspraxis an 
verantwortlicher Stelle zwischen 2 und 30 Jahren.
Den Abschluß bildet die Tätigkeit als selbständiger Be­
rater, die nach den Zulassungsbedingungen als „Tätigkeit 
auf dem Arbeitsgebiete des W irtschaftsprüfers“ zu 
werten ist. Sie beträgt bei den hier betrachteten Herren 
zwischen 2 und 20 Jahren, wobei in jedem Falle, da mir 
keine ändern Unterlagen Vorlagen, für die Kriegszeit vier 
Jahre von der Gesamtpraxis abgerechnet sind.

Interessant ist es, zu beobachten, daß die meisten der 
H erren ihre Erfahrungen literarisch verwerten, ein Teil 
auch als akademischer Lehrer auf dem Gebiete der indu­
striellen W irtschaft tä tig  war oder nebenamtlich noch 
tä tig  ist. Ich halte dies, abgesehen von dem Nutzen, den 
die Weitergabe der gesammelten Erfahrungen für den Be­
ru f als ganzen und fü r die W irtschaft bedeutet, auch fü r 
die Weiterentwicklung des einzelnen für wichtig. Denn 
durch die literarische Verarbeitung und durch die Lehr­
tätigkeit wird jeder, wie ich an mir selbst erfahren habe, 
zu einer viel gründlicheren Durcharbeitung seines E rfah ­
rungsstoffes veranlaßt, als er dies sonst tun würde. Das 
bringt ihm selbst aber ständig eine Verbesserung seines 
eigenen Überblicks über den gesamten Stoff, zwingt zur 
Selbstkritik und fördert dadurch die Berufseignung.

Eine ähnliche Förderung erfährt die Eignung durch die 
aus eigener Anschauung gewonnenen Kenntnisse des Aus­
landes. E in Teil der Befragten w ar im Ausland tätig, 
einige mehrere Jahre, darunter auch im Fem en Osten. 
Das bedeutet eine W eitung des Blicks fü r gesamtwirt­
schaftliche Zusammenhänge, die der Berufstätigkeit zu­
gute kommen muß. Das gleiche gilt von der Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst als ehrenamtlicher Leiter großer W irt­
schaftsverbände, als Abgeordneter zur Gemeindevertretung, 
Land- und Reichstag, die auch von fün f Herren ausgewie­
sen wird.
Ich glaube, daß man nach dieser Übersieht wohl sagen 
darf, daß die Ingenieure, die heute als W irtschaftsprüfer 
bestellt sind, nach ihrer bisherigen Tätigkeit die notwen­
digen Erfahrungen besitzen, um das verantwortungsvolle 
Amt sachgemäß auszuüben.

V. Branchen-W irtschaftsprüfer
Man hat gemeint, bei der M annigfaltigkeit der W irtschaft 
würde es sich empfehlen, den W irtschaftsprüfer jeweils 
nur fü r eine bestimmte Branche zu bestellen. Scheinbar 
hat dies viel fü r sieh, da der Branchenprüfer ja  ganz be­
sonders gut sich in den Verhältnissen seiner Branche aus­
kennt. Die Erfahrung, die man mit Branchensaehverstän-



digen gemacht hat, ermutigen aher nicht zur Schaffung 
von Branchenwirtsehaftsprüfern, wenigstens nicht in dem 
Ausmaß, das ursprünglich vorgesehlagen wurde. Es hat 
sich nämlich gezeigt, daß Branchensaehverständige in der 
Regel recht einseitig innerhalb der Branche ausgebildet 
sind. Sie haben meist nur ein Teilgebiet bearbeitet und 
kennen von dem übrigen nicht sehr viel. Der Wirtschafts­
prüfer soll aber einen möglichst weiten Gesamtüberblick 
haben. Branchenkenntnis braucht er nur soweit, um die 
Technologie der Branche zu verstehen. Dazu reicht aber 
im allgemeinen das, was die allgemeine Technologie bietet, 
so wie sie in den technischen Lehranstalten betrieben wird, 
vollkommen aus. Jedenfalls habe ich in meiner 25 jähri­
gen Praxis noch niemals Schwierigkeiten gehabt, mich in 
Branchen, die mir ferner lagen, soweit einzufühlen, als 
dies für die von mir verlangten Arbeiten (meist Selbst- 
kostenreehnung, Betriebsorganisation und Buchführung) 
notwendig war. Das gleiche hat sich bei den kaufmännisch 
vorgebildeten Buchprüfern ergeben, die sich ausreichende 
Kenntnis der Technologie angeeignet haben. Ein solches 
Mindestmaß von technologischen Kenntnissen muß man 
deshalb von jedem Wirtschaftsprüfer verlangen. Leider 
wird dies zur Zeit bei den Prüfungen noch nicht überall 
genügend gewürdigt.

Darüber hinaus braucht der Wirtschaftsprüfer Branchen­
kenntnisse im wesentlichen nur hei der Bewertung von 
Waren, wenn es sich darum handelt, festzustellen, oh die 
Waren mit den Selbstkosten anzusetzen sind, oder ob Ab­
setzungen mit Rücksicht auf Veralten usw. vorgenommen 
werden sollen. Hier ist der „allgemeine“ Wirtschafts­
prüfer in keiner wesentlich schlechteren Lage wie der Bran­
chenprüfer. Denn die Hilfsmittel, mit denen man die 
mangelnde Absatzfähigkeit feststellen kann (Umsatznach­
weis, Vergleieh aufeinanderfolgender Inventuren, Auskunft 
des Lagerpersonals, Feststellung von Muster- und Kon­
struktionsänderungen) stehen auch ihm zur Verfügung. Das 
Ausmaß der notwendigen Abschreibungen dürfte aber von 
beiden wohl nur rein gefühlsmäßig festgestellt werden 
können.

Dagegen hat die Bestellung von Branchenprüfem Nach­
teile. Zunächst ist es im Rahmen des derzeitigen Zulas­
sungsverfahrens ausgeschlossen, durch die Prüfungskom­
mission etwa die Branchenkenntnisse festzustellen. So­
dann fehlt dem .(reinen“ Branehenprüfer die Möglichkeit 
des Vergleichs verschiedenartiger Unternehmungen und da­
mit das Einfühlen in die allgemeinen Wirtschaftsverhält­
nisse. Die besondere Erfahrung auf dem Gebiete des Prü­
fungswesens, die sieh durch die Behandlung ganz ver­
schiedenartiger Unternehmungen durch den gleichen Prü­
fer ergeben, fehlen ihm ebenfalls.

Wollte man nun gar noch, wie dies gelegentlich vorgeschla­
gen wurde. Branehenprüfer bestellen, ohne besonderen 
Wert auf den Nachweis der Kenntnisse des Piüfungs- 
geschäfts im allgemeinen zu legen, dann würde man dahin 
kommen, daß sich Prüfer verschiedener Branchen über 
Fragen der Revisionstechnik kaum noch verständigen könn­
ten, sie sprechen, wie Schlomann sagt, beide eine ganz 
verschiedene Sprache4). Das hat aher große Nachteile 
heim Zusammenarbeiten mehrerer Prüfer, wie dies hei 
großen Aufgaben schon aus rein zeitlicher Rücksicht (es 
stehen meist nur wenige Monate für die Durchführung 
aller Prüfungen zur Verfügung) notwendig wird. Hier 
werden zweckmäßig Prüfer verschiedener Vorbildung ein­
gesetzt, am besten dadurch, daß die Stelle, welche den 
Prüfungsauftrag erteilt, von vornherein mehrere Prüfer 
bestimmt, was auch bei der Pfliehtprüfung der Aktien­
gesellschaften zulässig ist, und die Gelegenheit bietet, 
ohne auf den bisherigen bewährten Prüfer zu verzichten, 
eine Ergänzung der Prüfung nach der technologischen 
Seite durchzuführen.

VI. Ausbildung des Nachwuchses
Ich stehe auf dem Standpunkt, daß der Beruf des Wirt­
schaftsprüfers. wenn er nicht entarten soll, sich auch in 
Zukunft nicht anders ergänzen darf wie heute. Ich halte 
es deshalb für abwegig, etwa ein Studium einzurichten, 
das einem jungen Mann, der einen Beruf wählen will, nun
4) Sch lom ann , W irtschaft, Technik und W irtschaftsprüfung. H eft 4 
der Schriftenreihe ..Der W irtschaftsprüfer“ ; herausgegeben ron 
F rieU nghaus. Berlin 1932 , JuL Springer.
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die Möglichkeit, gibt, „Wirtschaftsprüfer“ zu studieren. 
Es kommt dabei auf das gleiche hinaus, wenn man statt des 
Wortes „Wirtschaftsprüfer“ nun ..Treuhänder“ oder etwas 
Ähnliches setzt. Der Wirtschaftsprüferberuf ist ein Be­
ruf, der sich nur aus Personen ergänzen darf, die sich in 
der Wirtsehaftspraxis bereits bewährt haben. Es ist ein 
Beruf, für den man die Eignung erst lange nach Abschluß 
der Studien feststellen kann, ein Beruf, der Lebenserfah­
rung in Verbindung mit Wirtschaftskenntnissen voraussetzt.
Am ehesten kann man ihn mit dem des Notars vergleichen. 
Doch dieser  ̂ergleieh hinkt insofern, als der Notar sieh 
allein durch ein Studium auf seinen Beruf vorbereiten 
und in der Berufspraxis die notwendige Erfahrung noch 
sammeln kann. Das geht hei dem Wirtschaftsprüferberuf 
nur sehr schwer und ist deshalb für die Wirtschaft gefähr­
lich. Wenn bei der Begründung des Berufs heute trotz­
dem sehr viele Herren in den Beruf eingetreten sind, die 
keine oder nur eine sehr ungenügende selbständige Wirt­
schaftspraxis hinter sieh haben, dann ist dies eine Über­
gangserscheinung. die durch die Verhältnisse bedingt ist. 
die hei der Schaffung des Berufs Vorlagen. Es war eben 
eine sehr große Anzahl von alten und sehr erfahrenen 
Buchprüfern vorhanden, die die Lücken, welche das Feh­
len einer eigenen Wirtschaftstätigkeit mit sich bringt, 
durch jahrzehntelange Prüfungstätigkeit unter den ver­
schiedensten Verhältnissen geschlossen hatten, und die 
deshalb nach übereinstimmendem Urteil aller Prüfungs­
stellen hei den Prüfungen im allgemeinen sehr gut abge­
schnitten haben. (Mit solchen alten und erfahrenen Prak­
tikern kann man aber nicht Vergleiches die jungen Leute, 
die nach Durchlauf einer SchtühUdtmg sich dem Berufe 
widmen wollen.
Ich sehe deshalb für die Ausbildung des Nachwuchses zum 
Beruf nur den Weg über die Wirtschaftspraxis. Der zu­
künftige Wirtschaftsprüfer wird zunächst einmal die volle 
Ausbildung für den Grundberuf durchlaufen müssen, den 
er sich als Grundlage seiner Tätigkeit gewählt hat, für den 
Ingenieur also die mit der Werkstattspraxis beginnende 
Ausbildung zum Ingenieur nach dem Studienplan einer 
Technischen Hochschule oder höheren technischen Fach­
schule. Bei der großen Bedeutung der Wirtsehaftsfächer 
wird er hierbei mit Bewußtstein die Wirtsehaftsfächer be­
tonen. Bei einigen Technischen Hochschulen kann er auch 
die volle wirtschaftswissenschaftliche Ausbildung wählen, 
so in München.
Er tritt daun nach abgeschlossenem Studium in die Praxis 
als Ingenieur und versucht nach Möglichkeit sich in Be­
trieben der verschiedenen Fachrichtung zu betätigen. Erst 
wenn er in eine Stelle mit selbstverantwortlicher Wirt­
schaftstätigkeit eingerückt ist, soll er sich entscheiden, ob 
er sich als Wirtschaftsprüfer weiter ausbilden will.
Hierfür müßten dann die Hochschulen besondere Ansbil- 
dungsgelegenheit schaffen. Ich denke dabei an eine Art 
Sonderkurs von vielleicht einjähriger Dauer, in der die 
Technik der Wirtschaftsprüfung behandelt wird. Man 
konnte nach Muster der Columbian Universitv auch an eine 
Art Laboratorium für Wirtschaftsprüfer denken, Übun­
gen, in denen an Hand von Geschäftsbüchern erloschener 
Firmen die verschiedenen für einen Wirtschaftsprüfer in 
Frage kommenden Arbeiten durchgeführt werden. Daneben 
wären Vorlesungen über Buchhaltung. Wirtsehaftsrecht, 
bteuerreeht zu hören, ferner über die Fragen der Betriebs­
organisation. der ..kaufmännischen Technologie“ der ver­
schiedenen Geschäftszweige u. ä.

Abschluß des Ergänzungskurses käme eine praktische 
Tätigkeit von drei Jahren auf dem Gebiete des Wirt­
schaftsprüfers. Der Bewerber wird dann, wenn ich damit 
rechne, daß er mit 26 Jahren sein normales Studium ab- 
schließt, drei Jahre in der Praxis braucht, um an selb­
ständige Tätigkeit zu kommen und zwei Jahre in selb­
ständiger Stellung tätig ist, ein Jahr den Sonderkurs ge­
hört hat, 32 Jahre. Nun muß er noch drei -Jahre auf dem 
Arbeitsgebiete des Wirtschaftsprüfers tätig sein. Die Ge­
legenheit hierzu ist zur Zeit noch gering. Der Beruf des 
Wirtschaftsprüfers wird aber diese Frage regeln müssen. 
Da der Bewerber nach seiner Vorbildung bereits etwas 
leisten kann, so wird man ihm für die drei Jahre eine Ent­
schädigung geben können. Dann erst kommt die amtliche 
Zulassung, die Fachprüfung und die Bestellung.
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Herabsetzung der Pflichtprüfungsgrenze
Zweite Durchführungsverordnung  
zur Aktienrechtsnovelle

Am 20. Dezember v. J . ist die zweite Durchführungsverord­
nung zu den Bestimmungen der „kleinen Aktienrechts­
novelle“ vom 19. September 1931 verkündet worden. Sie 
bringt in ihrem Artikel 3 die seit langem erwartete H er­
absetzung der Pflichtprüfungsgrenze fü r Aktien- und Ak­
tienkommanditgesellschaften auf 500 000 RM. Mithin sind 
die Vorschriften des Artikels VI der Verordnung vorn 
19. September 1931 (d. h. die Bestimmungen der neuen 
§§ 262 a bis 262 g HGB) sowie die aus Artikel V II der 
gleichen Verordnung sich ergebende neue Fassung des 
§ 266 Abs. 1 Satz 1, HGB fü r diejenigen Gesellschaften, 
die in der Jahresbilanz fü r das v o r  d e m  1. J a n u a r  
1933 abgelaufene Geschäftsjahr ein Grundkapital von 
500 000 bis 3 Mill. RM aufweisen, erstmalig fü r das Ge­
schäftsjahr anzuwenden, das nach dem 30. September 1932 
begonnen hat. Aus den übrigen Vorschriften der neuen 
Durchführungsverordnung ist folgendes hervorzuheben:
Die Bahnen des allgemeinen Verkehrs und die nebenbahn­
ähnlichen Kleinbahnen — eine Begriffserklärung gibt 
Artikel 1, § 1 der Verordnung — werden von der gesetz­
lichen Pflichtprüfung und damit von der Beobachtung der 
H  262 a bis g HGB ausgenommen,. die außerpreußischen 
Bahnen allerdings nur, wenn sie der Aufsicht der Landes­
regierung unterstehen und diese zur P rüfung der Buch­
führung und der Rechnungslegung befugt ist. Auch sonst

sind durch die Verordnung für diese von der P rüfungs­
pflicht befreiten Bahnen noch besondere Bindungen einge­
führt. So muß der Aufsichtsprüfungsbericht auch dem 
Aufsichtsrat der Gesellschaft vorgelegt werden. Ferner hat 
der Aufsichtsrat in seinen Bemerkungen zum Geschäfts­
bericht anzugeben, durch welche Stelle die Aufsichtsprü­
fung stattgefunden hat, er hat zu dem Bericht der P rü fer 
Stellung zu nehmen und in der Generalversammlung, die 
über den Jahresabschluß zu beschließen hat, Auskunft 
darüber zu erteilen, ob die A ufsichtsprüfung nach ihrem 
abschließenden Ergebnis zu wesentlichen Beanstandungen 
Anlaß gegeben hat oder nicht. Im  übrigen gilt diese F rei­
stellung der Bahnen von der gesetzlichen Prüfung zeitlich 
nur beschränkt, d. h. nicht fü r das nach dem 31. Dezem­
ber 1934 beginnende Geschäftsjahr und die nachfolgenden 
Geschäftsjahre. Hervorzuheben ist auch, daß als Bahnen 
im Sinne dieser Vorschriften nicht Straßenbahnen und 
straßenbahnähnliche Kleinbahnen anzusehen sind.
Über den wenn auch zeitlich begrenzten Ersatz der Pflicht­
prüfung durch die sogenannte Aufsichtsprüfung und deren 
Bewertung wird noch manches Kritische zu sagen sein.
Im übrigen gibt die Durchführungsverordnung fü r  be­
stimmte Gruppen der Aktiengesellschaften, nämlich für 
Hypothekenbanken und Kreditbanken, sowie für Bahnen 
und Straßenbahnen bindend Form blätter bekannt, deren 
Gliederung für den Ausweis des Jahresabschlusses, d. h. 
sowohl fü r die Jahresbilanz als auch für die Gewinn- und 
Verlustrechnung zu berücksichtigen sind. (RGBl 1932, 
Teil I, Nr. 81 v. 21. Dezember 1932.) Ml (15601

WIRTSCHAFTSBERICHTE
Die deutsche Konjunktur Mitte Dezember 1932
Der Rückgang der Preise ist inzwischen in der ganzen 
Welt zum Stillstand gekommen. Die Großhandelskenn- 
ziffern der meisten Staaten (Abb. 1) zeigen einen Still­
stand an, der freilich der tatsächlichen Preisdynamik nicht 
voll gerecht wird, denn er ist vielfach ein Resultat aus 
steigenden Rohstoff:- und fallenden Fertigwarenpreisen. 
Zwar ist die Steigerung der Rohstoffpreise teilweise unter­
brochen, doch scheint es sich dabei nur um vorübergehende

natürliche Rückschläge zu handeln. Die Grundstimmung 
der W eltmärkte fü r  Rohstoffe ist fest. Die Fertigwaren­
preise fallen dagegen, wenn auch langsam, noch weiter. 
Besonders deutlich ist diese Richtung in Deutschland 
(Abb. 2 ); die Differenz zwischen Erzeuger- und Ver­
brauchsgüterpreisen ist weiter negativ (Abb. 3), ohne daß 
diese Spanne in den letzten Monaten sich verändert hat. 
Diese Preisschere zwischen den Rohstoff- und Fertigwaren 
kann besonders für Deutschlands Außenhandel bedeutsam 
werden. Unser Außenhandel ist zwar nach wie vor aktiv 
(Abb. 4), sein Überschuß ist in den letzten Monaten mit 
etwa 80 Mill. RM monatlich fast unverändert geblieben 
und nur durch starke Einfuhrdrosselung und forcierte 
Ausfuhr erreichbar gewesen. Möglich aber wurde er nur 
dadurch, daß die Einfuhrpreise (meistens Rohstoffe) nied­
rig lagen, die Ausfuhrpreise (meistens Fertigwaren) je-

Abb. 1. In ternationale Großhandelskennziffern  
1927 bis 1932
Deutschland (S tatistisches Reichsam t), England 
(Economist), Schweiz (Lorenz), Schweden (Comm. 
Koll.), V ereinigte S taaten von Am erika (Bradstreets) 
England und Schweden ab Septem ber 1931 auf 
G o ldw ert um gerechnet

Abb. 3. Preisspanne zwischen Erzeugungs- und 
Verbrauchsgüterpreisen, erste  =  0 gese tzt (Index 
des S ta t. Reichsamts)

MiHRM

Abb. 2. Erzeugungs- und Verbrauchsgüterindex  
des Statistischen Reichsam tes (1913  =  100)

Abb. 4. D er deutsche Außenhandel
Reiner W arenverkehr einschließlich der R eparations-
Sachleistungen
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Abb. 5. Großhandelsindex und Saldo der Außen­
handelsbilanz 1928 bis 1932

A bb. 6. A rbeitstägliche Steinkohlenförderung und 
K okserzeugung im R uhrgebiet 1927 bis 1932  
W ochendurchschnitte

Abb. 9. W irtschaftskred ite  und W echselziehungen  
in M onatziffern  1928  bis 1932

Höchstproduktion um Mitte 1929 von rd. 33,5 Mrd. RM 
gegenüber halten wir — bei Zugrundelegung der Preise 
von 1928 — heute bei nur 20 bis 21 Mrd. RM. Diesem 
Mengenvergleich gegenüber schneidet der Preisvergleich 
natürlich noc-h weit ungünstiger ab, da die Erlöse seit 1928 
um 20 bis 30 %  zurückgegangen sein mögen. Immerhin 
scheint die Erzeugung von der zu erwartenden Belebung 
bereits mit erfaß t zu sein, wobei es dahingestellt sein mag, 
ob die Belebung rein organisch oder durch konjunktur­
politische Maßnahmen verstärkt worden ist.
Auch bei uns machen sich derartige Anzeichen bemerkbar; 
die Erzeugung der Grundstoffe ist, teilweise durch Russen­
aufträge, ziemlich bedeutend gestiegen. Auch die Kohlen­
förderung zeigt eine weit stärkere Saisonspitze als im 
vorigen W inter (Abb. 6). Aus der Linie der betriebenen 
Hochöfen erkennen wir eine bemerkenswerte kurzfristige 
Anpassung an den A uftragseingang; die Linie ist ziem­
lich unruhig geworden (Abb. 7), während sie früher sehr 
stetig verlief. Man hat in der K rise gelernt, selbst so 
starre Anlagen wie Hochöfen kurzfristig  zu dämpfen und 
wieder in Betrieb zu setzen.
Seit dem Herbst steigt auch die W agengestellung der 
Reichsbahn (Abb. 8). Die Stellen des letzten Verbrauchs 
melden demgegenüber aber immer noch einen langsamen 
Rückgang. Im  ganzen steht unsere Produktionsgüter- 
industrie heute noch etwa auf dem Stande von 1900, unsere 
Verbrauchsgüterindustrie etwa auf dem Stande von 1906. 
Die W irtschaftskredite und Wechselziehungen werden eben­
falls von Monat zu Monat geringer; besonders der Um­
satz an reinen Handelswechseln ist stark  zurückgegangen. 
Da diese bei dem geringen Gold- und Devisenbestand der 
Reichsbank weitgehend als Deekungsunterlagen fü r die 
Kotenpresse benötigt werden, besteht unverändert ein 
empfindlicher Mangel an flüssigen Mitteln, der zunächst 
noch jeder Umsatzerweiterung und besonders jeder In ­
vestitionstätigkeit entgegenwirkt. Brasch [1554]

A bb. 7. Vorhandene und in B etrieb  befindliche  
deutsche Hochöfen

Wirtschaftskennzahlen

Abb. 8. A rbeitstäg liche  W agengestellung der 
Reichsbahn
a =  absolu te Z iffern , b =  nach Ausschaltung der 
Saisonschwankungen

doch hoch. W ürde man unserer heutigen Ausfuhr die 
Preisverhältnisse etwa des Jahres 1928 zugrunde legen, so 
würde unser Außenhandel in diesem Jah r nach den U nter­
suchungen der Berliner Industrie- und Handelskammer 
um fast 1 Mrd. RM passiv sein. Mit einer Verschlechte­
rung unserer Außenhandelsbilanz ist daher in den nächsten 
Monaten zu rechnen. Auch zeigt ein Vergleich zwischen 
den Kennzeichen des Saldos und des Großhandels-Indexes, 
daß die bei natürlichem Ablauf vorhandene Parallele beider 
Linien nach wie vor gestört ist (Abb. 5).
Die W eltproduktion ist inzwischen um einige Punkte ge­
stiegen. Allerdings kaum merklich; einer geschätzten

Lebenshaltungskennzahl Dez. Nov.
des Statistischen R eichsam tes (1913 =  100) 118,8 119,0

Großhandelskennzahl Nov. Okt.
des S tatistischen R e ic h sa m te s   93,9 94,3

Aktienkennzahl (Stat. Reichsam t) 5. 12. b is 10. 12 : 61,91;
12.12. bis 1 7 .1 2 : 61,82; 19. 12. bis 24. 12.: 61,83; 26. 12. 
bis 31. 12.: 63,14.

Baukennzahl der „B auw elt“ N ovem ber 118,6; O ktober 118,7.

Maschinenkennzahl (G esam tkennzah l—Statistisches Reichs­
am t; 1913 =  100) Nov. 125,0; Okt. 127,0.

Erwerbslosenzahlen1) (in 1 0 0 0 ) am 30. 1 1 . 32. Gesam t­
zahl 5358

A rbeits lo sen ­ K risen ­ W o h lfa h rts ­ N icht­
v e rsich eru n g fü rso rg e erw erbslose u n terstü tz te

638 1131 2277 1312
h Vorl. Zahlen aus „W irtschaft u. Statistik“ 1. Dez.-H eft 1932.

Geldm arkt am 2 . J a n u a r  1933 o/0
R e i c h s b a n k d i s k o n t s a t z  ab 2. 9. 3 2 ...........................  4
L o m b a r d z i n s f u ß  d er R eichsbank  ab 2. 9. 32 . . .  5
P r i v a t d i s k o n t s a t z  in  B erlin  kurze  S i c h t .................... t f / 8

” lan ge Sicht . . . . . 37/8
T a g e s g e l d  an der B erliner B ö r s e ........................43^  j,jg 5 3/4

vorhandene
Hochöfen



Gebühren für Ing.- und Arch.-Arbeiten
G ebühren fü r  Zeitaufwand (Arbeits-, R e ise -u n d  W artezeit): 

M indestsatz fü r  jede angefangene Stunde . . . .  7 RM
M in d e s tg e b ü h r  18 „

D azu:
R eiseaufw andentschädigung je  Tag ohne Ü bernachten  22 „ 
R eiseaufw andentschädigung je  Tag mit Ü bernachten  30 „ 

A ußerdem  Fahrge lder, G epäckbeförderung u. ähnliches in bar.

Produktionsstatistik

Land In d u strie
Okt.
1032

Nov. 
1932 

1000 t

Nov.
1931

D e u ts c h la n d .............. Steinkohle . 9 485,3 9 748,7 9 614,6
.......... B rau n k o h le . 10 943,7 11 528,3 11 400,8
. . . . . Roheisen . . 332,4 370,5 426,4
.............. R ohstahl . . 522,5 545,9 546,9

V ereinigte Staaten . . R oheisen . . 655,3 641,1 1 120,6
„ >> • • R ohstahl . . 1 086,1 1 031,2 1 619,5

GUterwagengestellung der
D e u t s c h e n  R e ic h s b a h n  (ar­
beitstäglich in  1000 S t ü c k ) . . . . 110,9 1 2 2 ,0

Verkehr

Oie Deutsche Reichsbahn im Jahre 1932
Die allgemeine wirtschaftliche Notlage beeinflußt natur­
gemäß in hohem Maße auch die Finanzen der Reichsbahn, 
die als Verkehrsunternehmen mit der deutschen W irtschaft 
aufs engste verknüpft ist.
Nach dem in diesen Tagen der Öffentlichkeit übergebenen 
vorläufigen Jahresrückblick zeigte sich dies vor allem in 
einem weiteren erheblichen A b s i n k e n  d e r  E i n ­
n a h m e n .  Die gegen das Jahresende zu verspürende 
Verkehrsbelebung hat sich im Gesamtbericht noch nicht 
auswirken können. Gegenüber dem Höchststand der Ein­
nahmen im Jahre 1929 mit 5,35 Mrd. RM liegen die Ge­
samteinnahmen aus 1932 mit rd. 2,85 Mrd. RM nur auf 
50 %  der bisher erreichten Höhe. Auch gegenüber 1931 
beträgt der Einnahmeausfall rd. 1 Mrd. RM. An dem 
Ausfall ist der Personen- und Gepäckverkehr weniger 
stark als der Güterverkehr beteiligt. Im  Personen- und 
Gepäckverkehr wird der Rückgang im Jahre 1932 gegen 
1929 voraussichtlich 500 Mill. RM oder 36 % , im Güter­
verkehr dagegen 1800 Mill. RM oder 52 %  und bei den 
sonstigen Einnahmen 200 Mill. RM oder 43 %  betragen.

Die A u s g a b e n  der Reichsbahn konnten gegenüber dem 
Jahre 1929 nur um ein Drittel gesenkt werden. Man 
schätzt die Ausgaben der Betriebsrechnung fü r das ab­
gelaufene Jah r auf 3 Mrd. RM. Die Betriebsrechnung 
allein schließt daher bereits mit einem Defizit von 
150 Mill. RM ab, zu dem noch die Ausgaben fü r den 
Reparationsdienst, den Zinsendienst, die Vorzugsdividende, 
sowie die gesetzlich vorgesehriebenen Rücklagen und Rück­
stellungen hinzukommen. Immerhin dürfte der gesamte 
Fehlbetrag geringer als der im vergangenen Jahre sein. 
Die Vossische Zeitung schätzt ihn auf rd. 340 Mill. RM, 
das sind zwei Drittel des Fehlbetrages 1931.

Bezüglich des technischen Fortschritts verweisen wir auf 
den Aufsatz von Generaldirektor Dr. Dorpmüller auf 
Seite 7 dieser Zeitschrift. B T  [1569]

Bank und Börse

Die deutschen Großbanken 1932
Nach den schweren Verlusten des Krisenjahres 1931 und 
der umfassenden K apitalhilfe im Februar 1932 haben sich 
die Verhältnisse für die Großbanken im Laufe des letzten 
Jahres insofern gebessert, als der Abschreibungsbedarf auf 
uneintreibbare Außenstände und unterbewertete Pfänder, 
W ertpapiere und Warenlombards deutlicher zu übersehen 
ist als vor Jahresfrist. Die Beziehungen der Bankwelt 
zur W irtschaft sind durch viele, zum Teil recht bekannte 
" e s e t z l i e h e  E i n s c h r ä n k u n g e n  (Devisenbestim­

mungen, Sperrmark-Verrechnungen, Zinsregulierung durch 
den Bankenkommissar) seit der Julikrise 1931 sehr deut­
lich eingeengt worden. Mit zunehmender Krise haben dann 
die absoluten Zahlen der Bankbilanzen zu steigen auf­
gehört; seit Mitte 1931 macht sich auf den Konten, die 
fü r den Kreditverkehr maßgebend sind, bis etwa Ende 
1931 ein starker Einbruch bemerkbar, dem dann kurz 
nach der Februar-Sanierung 1932 durch langsam steigende 
Einlagen eine leichte Besserung folgte. Aber sehr groß ist 
die Zahlenbewegung 1932 überhaupt nicht, zum Teil 
weil die Umsätze mindestens wertmäßig in der W irtschaft 
nachgegeben haben. Errechnete man bei den fünf Ber­
liner Großbanken, auf die etwa %  aller Umsätze in der 
Bankwelt entfallen, einen M o n a t s d u r c h s c h n i t t  
d e r  E i n l a g e n  im Jahre 1931 von 8947 Mill. RM, so in 
den ersten 10 Monaten 1932 nur 7433 Mill. RM. Die glei­
chen Zahlen für Debitoren lauten 5539 Mill. RM bzw. 
4752 Mill. RM und fü r die Wechsel 1865 bzw. 1606 Mill. 
RM. Der Rückgang liegt im allgemeinen bei 15 % . Ob 
es den Banken bei dem Rückgang der Zinssätze und der 
Verringerung der Zinsspanne, also der Verdienstmöglich­
keiten gelingen konnte, die erforderlichen Beträge für Ab­
schreibungen und fü r den W iederaufbau der Reserven zu 
verdienen, müssen erst die Ertragsrechnungen im F rüh­
jah r ausweisen.

Die großen „Fälle“ , die das Vertrauen zusammen mit der 
Julikrise im vergangenen Ja h r schwer erschüttert haben, 
sind diesmal fast ganz ausgeblieben. Z u s a m m e n ­
b r ü c h e  minderen Formats rechneten zwar noch zur 
Tagesordnung, aber solche Ereignisse wie etwa die Unter­
schlagungen des Bankdirektor Schäfer in Düsseldorf ge­
hören und gehörten zu Seltenheiten. Wenn trotzdem die 
Einlagen im Laufe der Zeit nicht größer wurden, die W irt­
schaft aber flüssige Mittel zur Genüge besaß, so wird man 
vielleicht die verschwindend kleine V e r z i n s u n g  f ü r  
D e p o s i t e n  anführen können (1 bis 2 %  im Konto- 
Korrentverkehr und höchstens 4 %  bei Geldern über 
3 Monate fest). Erhebliche industrielle Gelder, die nicht 
in die Erzeugung oder ins Immobilienkapital wandern 
sollten bzw. konnten, fanden in kurzfristigen Anlage­
werten an der Börse Verwendung. Dadurch ist der Renten­
markt und in den letzten Monaten (anfangs im September 
und später Ende November und Dezember) auch der 
Aktienmarkt an den Börsen in eine Aufwärtsbewegung ge­
kommen, die in besseren Bewertungsmöglichkeiten der 
Bank und der übrigen Bilanzen widerstrahlen muß. 
Selbstverständlich spielt bei dieser Aufwärtsbewegung 
auch die Hoffnung auf eine internationale Verständigung 
auf der W eltwirtsehaftskonferenz und eine wirtschaftliche 
Besserung der deutschen Verhältnisse im nächsten Jah r 
eine nicht unbedeutende Rolle.

Der gut gehaltene Außenhandel präg t sich bei den Banken 
in den kaum veränderten W  a r e n v o r s e h ü s s e n  aus. 
Der Rückgang gegen das V orjahr (1931 schwankend zwi­
schen 2000 und 1150 Mill. RM, im Jahre 1932 zwischen 
1166 und 1057 Mill. RM) ist eine deutliche Folge der 
verschärften Devisenbestimmungen, die jeden normalen 
Verkehr mit dem Ausland lahmlegten. Die Abwicklung 
der Sperrmarktguthaben hat die Banken etwas stärker be­
schäftigt, im ganzen gesehen sind die Summen aber klein. 
Der G e l d m a r k t  war das Ja h r über leicht, und seit dem 
22. September 1932 ist der Diskont auf 4 %  gesunken. 
Der K a p i t a l m a r k t  ruh t völlig. Im August wurde 
die Reichsbahnanleihe abgeschlossen (E rtrag  etwa 250 Mill. 
R M ), sonst nichts. Groß ist dagegen die Zahl der Kapital- 

' Zusammenlegungen, die Einziehung von Vorratsaktien 
zwecks Bereinigung der Bilanzen (Deckung von Verlusten 
meist aus mehreren Jahren und Abwertung der Aktiven 
infolge Umsatzrückganges und Preisfall der Rohstoffe).

Zu erwähnen wäre noch von den S o n d e r a u f g a b e n  
der Banken die Finanzierung der Russenaufträge, auf die 
im letzten Jah r in Deutschland nur etwa 450 Mill. RM 
(im V orjahr 900) entfallen. Von den großen Arbeits­
beschaffungsplänen der Regierung haben die Banken bis 
jetzt wohl wenig unmittelbar gemerkt, weil die Finanzie­
rung über die Staatsinstitute läuft und erst mittelbar auch 
die privaten Banken davon „einen Hauch zu verspüren“ 
bekommen.
Am wichtigsten bleibt indessen die Tatsache, daß das 
Jah r 1932 die Banken in die H and der jeweiligen Reichs-
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regierung gegeben bat und es von deren Gutdünken ab­
hängt, wie weit sieh die freie Privatwirsehaft im Bank­
gewerbe noch entfalten kann, wie weit unter dem Damo­
klesschwert noch neue Kreditgeschäfte im Augenblick 
einer wirtschaftlichen Besserung bei den Banken vor- 
genommen werden. Gleichbedeutsam ist die Beantwortung 
der Frage, ob jetzt die Mittel der Banken schon zur 
Eigenfinanzierung der noch erforderlichen Abschreibun­
gen ausreichen werden. Die Banken werden nicht Invest­
ment-Trusts werden wollen und alte Kreditlasten in Be­
teiligungen umwandeln lassen, ohne gleichzeitig neue Mittel 
für neue Geschäfte zu bekommen. In dieser Richtung 
liegt auch die beabsichtigte Gründung der neuen Auffang- 
untemehmen, der „Deutsche Industrie-Finanzierungs- 
Gesellsehaft“ und der Tilgungskassen, mit denen eine wei­
tere gründliche Bilanzbereinigung zum 31. Dezember 1932 
besorgt werden soll. Gfd. [1550]

Maschinenbau

Die Abhängigkeit des französischen  
W erkzeugm aschinenm arktes vom Ausland
Die im Vergleich zu ändern Industrieerzeugnissen hohen 
Einfuhrziifem von ausländischen Werkzeugmaschinen nach 
Frankreich erfüllen verschiedene Kreise mit großer Sorge: 
stieg doch die Einfuhr von Werkzeugmaschinen vom Jahre 
1927 bis 1930 aus Deutschland um 520 %, aus England 
um 325 %, aus den Vereinigten Staaten um 218 % und aus 
ändern Staaten um 165 %. Nun ist es nicht allein die wirt­
schaftliche Seite (Handelsbilanz), die als bedrückend 
empfunden wird, sondern die technische Seite wird zum 
mindesten als ebenso nachteilig betrachtet, und zwar in 
doppelter Beziehung.
Die „Usine“ . das Organ der französischen Schwerindustrie, 
äußert sieh in ihrer Kummer vom 18. November 1932 etwa 
folgendermaßen: „Das Fehlen geeigneter Sonder-Werk- 
zeugmasehinen in Frankreich bzw. die Notwendigkeit der 
Einfuhr ausländischer Werkzeugmaschinen bedeutet ein 
Hemmnis für die weitere Entwicklung unserer Flugzeug­
industrie, deren Fortschritte mit der Entwicklung unserer 
eigenen Werkzeugmaschinen verbunden sein sollten. Dazu 
kommen noch die unabsehbaren Schwierigkeiten im Falle 
eines Krieges, die sich zu einer Gefahr für die Landes­
verteidigung auswirken können. Aufgabe des Staates wäre 
es, sich dieser Angelegenheit anzunehmen und Sonder­
kredite zu gewähren, die die Industrie in den Stand setzen, 
allen Anforderungen zu genügen. Dadurch würde auch 
nicht allein der Bezug ausländischer Werkzeugmaschinen 
unterbunden, sondern auch die französische Eisenhütten­
industrie könnte auf diese Weise ihren Absatz im Lande 
steigern, während sie jetzt gezwungen ist, billige Auslands­
verkäufe vorzunehmen.“ Ka. [1559]

Nichteisenmetalle

Einschränkung der internationalen  
Zinkerzeugung
Das Internationale Zinkkartell ist dieser Tage um ein 
weiteres Jahr, bis Ende 1933, verlängert, worden. Das 
Kartell, das nach der vorübergehenden Auflösung seine 
Tätigkeit am 1. August 1931 wieder aufgenommen hat, und 
das die Produktion der ihm angesehlossenen Länder­
gruppen zunächst um 45, später um 50 und ab 1. August 
d. J. um 55 % eingeschränkt hat, hat sieh bisher für seine 
Mitglieder günstig ausgewirkt. Die Vorräte an Zink in 
den dem Kartell angesehlossenen Ländern haben sich seit 
Anfang August v. J. von etwa 214 000 auf 149 000 t  ver­
ringert. Die statistische Lage des internationalen Zink­
marktes hat sieh damit durch die Tätigkeit des Kartells 
außerordentlich günstig entwickelt, und es ist wohl damit 
zu rechnen, daß das Kartell in der Lage sein wird, die 
Produktions-Einsehränkungsquote herabzusetzen, wenn am 
Zinkmarkt auch nur eine leichte Konsumbelebung eintreten 
wird.
Die Auswirkungen der Produktionseinschränkung durch 
die Tätigkeit des Kartells zeigt, die Entwicklung der 
Hüttenerzeugung von Rohzink in den Jahren 1931 und 
1932. die sich gegenüber der Erzeugung in den Vorjahren 
(in 1000 t) wie folgt belief:

Jahr Amerika Europa
--------------------

Australien Asien

1028  ..................... 632 ,1 693 ,3 51 ,0 22 ,0
1 92 9  ..................... 660 .6 704 ,8 52,7 26,9
1 93 0  .......................... 591 ,4 703 ,6 5 5 ,8 2 8,8
1 9 3 1 .......................... 407 ,4 501 ,2 53 ,0 30.2
J a n . bis N o v . 1932 275 ,9 3 49 ,4 58,7 27,5

Die Gesamterzeugung der Welt in Hütten-Rohzink belief 
sieh demnach in den Monaten Januar bis November 1932 
(ohne Berücksichtigung der Erzeugung der rhodesiselien 
Gruppe) auf 711,5, während die Produktion (einschl. 
Rhodesien) 1931 noch die Höhe von 998,8 und 1930 von 
1397,8 erreichte. [1564]

Erdölwirtschaft

Erdölwirtschaft und Erdölpolitik
Von Dr. W ILH E LM  M A U TN E R , Am sterdam

TFir setzen hiermit die bisher in den VDI-Xach- 
richten veröffentliehte Berichterstattung von Dr. 
31 a u t n e r fo r t ( vgl. VDI-Nach richten 1932 
Xr. 41). Die folgenden Ausführungen behandeln 
vornehmlich die Erdölw irtschaft im dritten Viertel 
1932. Die Herausgeber

Erst gegen Ende September wurde nach zweimaliger Ver­
längerung der der rumänischen Erdölindustrie zur Unter­
zeichnung der Pariser Abmachungen gestellten Frist der 
Pariser Pakt über die Regelung der rumänischen Produktion 
und der Ausfuhr unterzeichnet, und Wochen später wartete 
man noch auf seine Durchführung. Inzwischen bot die 
ständig steigende Produktion Rumäniens — fast alle Unter­
nehmungen, große wie kleine, tragen an ihr Schuld — eine 
mindestens etwas sonderbar zu nennende Begleitmusik zu 
den Verhandlungen und zu den Besprechungen über die 
Ratifizierung.

Vereinigte Staaten von Amerika
Gleichwold hatte bereits die Ankündigung einer Einigung 
der Großkonzerne mit den rumänischen Produzenten eine 
arünstige Einwirkung auf den Markt, und das ist um so 
bemerkenswerter, als sich an der Lage der immer noch 
den entscheidenden Faktor auf den Weltmärkten dar­
stellenden amerikanischen Ölindustrie nicht sehr viel 
änderte. Die Verbrauchsziffem, die über Erwarten niedrig 
waren — das Winterhalbjahr wird eine weitere, erhebliche 
Verschlechterung bringen — entfachten den Wettbewerb 
um den Kunden aufs neue und bewirkten, daß die Ver­
ringerung der Förderung nicht jene Wirkung hatte, die 
ihr beseliieden gewesen wäre, wenn der Verbrauch nur 
einigermaßen den erst gehegten Hoffnungen entsprochen 
hätte. Denn auf diese Verbrauchsziffem gründete sich 
auch die Einschränkung der Rohölförderang. Dazu trat 
ein Sonderfaktor: die umfangreichen Öldiebstähle in Texas 
und Oklahoma. Es handelt sich hierbei um widerrecht­
liche Anzapfungen, widerrechtliche Gewinnung und Weg­
nahme von Rohöl. Dieses wird dann unter den geltenden 
Preisen verkauft, und die Käufer sind in der Lage, aus 
diesem billigen Rohöl billiges Benzin herzustellen und die 
Preise der ändern Benzinerzeuger zu unterbieten. Die 
Stabilität der Ölindustrie war durch diese bandenmäßigen 
Diebstähle so gefährdet, daß man mit Preissenkungen für 
Rohöl ernstlich rechnete, aber schließlich konnte man auch 
des Übelstandes der illegalen Produktion Herr werden.
Durch die Preisunterbietungen war der Benzinmarkt im 
Osten der Vereinigten Staaten zu Ende der Berichtszeit 
so zerrüttet (hierbei spielte aucb die Einfuhr von Solvent­
naphtha usw. eine Rolle, die zu niedrigerem Zoll eingeführt 
werden kann und dann mit Erdgasbenzin gemischt als 
„Benzin“ verkauft wird), daß die Standard Oil Co., New 
Jersey, die Preise radikal herabsetzte, so sehr, daß den 
„Preissehleuderem“ die Lust verging, auch diese niedrigen 
Preise noch zu unterbieten. Es war ein Sieg, doch er war 
teuer erkauft.
Die „Conservation“-Bewegung dauerte fort, und ange­
sichts der sinkenden Verbrauchsziffem wurde als Ziel auf­
gestellt, die Tagesförderung der Vereinigten Staaten auf 
2 Mill. Faß (zu 159 1) täglich zu drücken (sie betrug 
während des ganzen Jahres fast immer 2,1 bis 2.2 Mill.
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F aß ). Man will dieses Ziel en-eichen, obwohl die Bohr- 
tätigkeit im Osttexasfekle dazu geführt hat, daß dort am 
1. Oktober 8400 Bohrungen niedergebracht waren, und sich 
im Golfküstengebiet, anknüpfend an Erfolge im neuen 
Conroe-Felde, eine ungemein lebhafte Bohrtätigkeit zu ent­
falten begann.
Die Verschmelzungen in der Ölindustrie der Vereinigten 
Staaten machten weitere Fortschritte. Sie knüpfen haupt­
sächlich an Gesellschaften der Standard Oil-Gruppe an, 
betreffen sogar überwiegend die Muttergesellschaft Standard 
Oil Co., New Jersey. Deren bekannte und anscheinend nur 
wegen der Ernennnung ihres Präsidenten Mr. W alter Clark 
Teagle zum Vorsitzenden des Ausschusses zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit, verzögerten Pläne, die Standard Oil Co. 
of California sich anzuschließen, sollen durch Einbeziehung 
der Standard Oil-Gesellschaften von Ohio und Kentucky 
noch erweitert werden. Der Übernahme der gesamten Aus­
landsbesitzungen der Standard Oil Co. of Indiana durch 
die New Jersey-Gesellschaft soll eine Angliederung der süd­
amerikanischen Interessen der Gulf Oil Corp., der großen 
unabhängigen, zur Mellon-Gruppe gehörigen Unterneh­
mung, folgen. Die Standard Oil Co. of Indiana („Stano­
lind“ ) hat den größten Teil der Besitzungen der Standard 
Oil Co. of Kansas übernommen, die nicht mehr Raffi­
nationsunternehmen sein, sondern nur Rohöl gewinnen 
wird. Auch übernimmt die Indiana-Gesellschaft die ge­
samten Aktiven der bereits von ihr fast vollständig be­
herrschten Midwest Refining Co. Standard Oil Co. of 
California und Consolidated Oil Corp. (Sinclair) überbieten 
sich gegenseitig, um die Besitzungen der unter Geschäfts­
aufsicht stehenden Richfield Oil Co. of California zu er­
langen. Sinclair will diese wohl erwerben, um in K ali­
fornien festen F uß  zu fassen, und die Standard Oil Co. 
of California bemüht sich, dies zu verhindern.

Die meisten größeren amerikanischen Gesellschaften haben 
sieh nun der Hydro Patents Co., der zur Verwertung der 
I. G .-Hydrierpatente von der Standard Oil Co., New Jersey, 
ins Leben gerufenen Organisation angeschlossen (Vgl. 
VDI-Nachrichten 1932 N r 47). Die Standard Oil selbst 
bringt unter der Bezeichnung „Essolube“ ein durch 
Hydrierverfahren hergestelltes Schmieröl in den Handel, 
dem bisher unerreichte Qualität nachgerühmt wird. Die­
selbe Gesellschaft, die Indiana, die Atlantic Refining Co. 
und die Foster Wheeler Corp. haben die Petroleum Distil- 
lation Corp. gegründet, zwecks gegenseitiger Überlassung 
ihrer Patente auf fraktionierte Destillation und gemein­
samer Abgabe der etwa 150 Patente an Dritte.
Übriges Nordamerika und Südamerika
Die Angliederung der Auslandsinteressen der Stanolind 
und der Gulf Oil an die Standard Oil Co., New Jersey, 
steht mit der Einführung des amerikanischen Einfuhrzolles 
in engem Zusammenhang. Die Stanolind hat keine ge­
nügend große Absatzorganisation im Ausland, um 
ihr venezolanisches Öl und seine Derivate außerhalb der 
Vereinigten Staaten verkaufen zu können, und der Gulf 
Oil fehlt es an Raffinationsanlagen im Auslande. Somit 
wären beide auf Einfuhren in die Vereinigten Staaten 
angewiesen oder aber auf den Versuch, sich vermehrte Ab­
satz- und Raffinationsgelegenheit zu schaffen. Beides steht 
mit der Marktstabilisierungspolitik der Standard Oil Co. 
nicht im Einklang. Daher die Neigung, die Besitzungen 
der Stanolind und Gulf aufzukaufen. Der gleichen Quelle 
entspringt die Absicht verschiedener amerikanischer Unter­
nehmungen, sich wieder in M e x i k o  energischer zu be­
tätigen, woselbst bei Ausgestaltung der Förderung auch 
Ausnützung bestehender Raffinationsanlagen unschwer 
möglich wäre. Die Produktion Mexikos hat im ersten H alb­
jahr 17151370 F aß betragen gegen 17 424 447 vor einem 
J  ahre.
Die durchgeführten oder geplanten Angliederungen an die 
Standard Oil Co., New Jersey, bewirken, daß diese die 
Koninklijke-Shell-Gruppe als größte Produzentin V e n e -  
z u e 1 a s verdrängen dürfte. In  den ersten drei Viertel­
jahren entfielen nämlich auf die Koninklijke-Shell 
38 323 833 (V orjahr 39 209 007) F aß  gegen 36 535 602 
(32 200 941) F aß  der Standard Oil, welch letztere Ziffer 
bei Einbeziehung der Gulf Oil Produktion auf 48 322 381 
(46 571 980) F aß  steigen würde. Die Gesamtförderung 
des Landes hat in diesem Zeitraum 88 072 501 (87 233 694)

F aß  betragen. Die Vermehrung hängt mit dem Bestreben 
zusammen, noch vor Einführung des amerikanischen Zolles 
größere Mengen zu fördern.

Europa
H atte die Erdölgewinnung S o w j e t r u ß l a n d s  schon 
im zweiten V ierteljahr nicht ganz den Erwartungen ent­
sprochen, so hat sich diese Erscheinung im dritten noch 
deutlicher abgezeiehnet. Die Schuld liegt nur teilweise 
bei der Ölindustrie selbst, zum weitaus größeren Teile bei 
jenen Industrien, welche die Ölindustrie mit Ausrüstungs­
material,' insbesondere Pumpen und Rohren versorgen 
sollten und dies nur ganz unzulänglich taten. Dadurch 
stellte sich die Rohölförderung, die zu Ende des ersten 
Vierteljahres ]1 0 ,6 %  der entsprechenden Vorjahresziffern 
und zu Ende des zweiten Vierteljahres 106,8% betragen hatte, 
nur mehr auf 100,5 %  Ende September 1932 (16 572 000 
gegen 16 487 200 t) . Günstiger waren die Verarbeitungs­
ziffern : 16 633 300 gegen 14 515 400 t  und die Benzin­
erzeugung mit 2 221 200 gegen 1 966 800 t. Auch die Aus­
fuhr von Erdölderivaten nahm stark zu, nämlich von 
3 978 800 auf 4 466 500 t. Von größeren Ausfuhrabschlüs­
sen haben besondere Aufmerksamkeit gefunden: die Liefe­
rung von Rohöl nach Kanada, wofür die Zahlung in Alu­
minium und Gold erfolgt. Kanada hat ein Einfuhrverbot 
fü r die meisten russischen Erzeugnisse erlassen und 
wünschte in Ottawa ein allgemeines Verbot solcher im 
ganzen britischen Imperium. Weiter wurde mit einer 
Gruppe unabhängiger französischer Gesellschaften ein 
fünfjähriger Liefervertrag abgeschlossen und ebenso ein 
langfristiger mit einer unabhängigen japanischen Gruppe.
Die Rohölförderung R u m ä n i e n s  hat in den drei Mo­
naten Juli-September 618 311, 695 543 und 695 224 t  be­
tragen  gegen 579 970, 556 797 und 541 457 t  im gleichen 
Zeitraum von 1931. Durch diese Rekordförderung stellt 
sich die Ziffer Ende September auf 5136 923 gegen 
5 071457 t  vor einem Jahre. Die Ausfuhr erreichte im 
ersten H albjahr 2 258 840 gegen 2 292 670 t. Der im 
vorigen Jahre so viel Aufsehen erregende und höchst 
marktstörende Versuch, rumänisches Benzin nach den Ver­
einigten Staaten zu bringen, soll erneuert werden — trotz 
des amerikanischen Einfuhrzolles. Im Zusammenhang mit 
den Beratungen über den Pariser Erdölpakt, oder min­
destens parallel mit den Verhandlungen, gingen auch solche 
Rumäniens mit Schweizer Banken über eine Kreditgewäh­
rung. Sie kamen zum Abschluß; in W irklichkeit sollen 
die Kreditgeber aber wenigstens teilweise große Ölkonzerne 
sein.
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M ill.t im  Jahr 
3.5 ,----

Oer deutsche
mit Mineralölen

G r o ß b r i t a n n i e n s  Erdöleinfuhr war im dritten 
\  ierteljahr höher als im gleichen Abschnitt von 1931. Sie 
erreichte in den ersten drei \  ierteljahren 1731,36 gegen 
1696,56 Mill. Imp. Galls. (zu rd. 4,5 1). Die Benzineinfuhr 
nahm um 8 % zu und die Gasöleinfuhr um 25 % ; dagegen 
ging die Leuchtöleinfuhr um 20 % zurück. Mitte Sept- 
tember wurden die britischen Benzinpreise um 3 d/Imp. 
Gail, erhöht.
In F r a n k r e i c h  trat anfangs Juli nach jahrelangen 
vergeblichen Versuchen eine Konvention für Benzin, white 
spirit und Leuehtöl in Kraft. Die Preise konnten erhöht 
werden.
In D e u t s c h l a n d  kam ebenfalls eine neue und diesmal 
straffer gegliederte Benzinkonvention zustande. Auf die 
einzelnen Beteiligten entfallen folgende Quoten: Dapag 
und Rhenania-Ossag je 21,37; Benzolverband 16,19; Olex 
10,62; Deutsche Gasolin 6,84; Ölhag 4,52; Reichskraft­
sprit 4,45; Xi tag 2,87; Benzolverband des Ostens 2,25; 
Milag 1,70; Fanto 1,27; Haidermann 1.27; Allgemeine 
Brennstoff 0,99; Mawag 0.60 und Rnno 0,76% . Etwa 
3 % bleiben für Sinclair, für den Fall des Anschlusses, 
reserviert. Die Benzinpreise wurden nach Abschluß der 
Konvention schrittweise erhöht, so daß sie jetzt (nach 
Abzug der Steuern) den in ändern Ländern geltenden ent­
sprechen.
Die Rohölförderung Preußens stellte sieh Ende September 
auf 159 426 t, wovon 39 932 t- auf Wietze-Steinförde, 
81 225 t auf Hänigssen-Obershagen-Xienhagen und 38 2691 
auf Ölberg-Ölheim-Edesse entfallen.
Asien
In Persien bestehen Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Anglo-Persian und der persischen Regierung über die von 
der Regierung als ungenügend angesehenen Förderzins­
zahlungen (royalties). Auch die stark antibritische Ein­
stellung des Volkes spricht mit. Die Angelegenheit hat 
zu Kammerinterpellationen geführt. Ein Bericht, wonach 
eine Einigung auf Grundlage einer Mindestroyalty von 
1,25 Mill. £ erzielt worden sei, hat sieh als verfrüht oder 
irrig erwiesen. Die Differenzen zwischen der persischen 
und britischen Regierung über die Souveränitätsrechte auf 
die ölfündig gewordenen B a h r e i n  -Inseln dauern fort.
Die Irak Petroleum Co., Ltd., hat den Bau ihrer Rohr­
leitung Mitte September begonnen. Ihre Mitbewerberin, 
die B. O. D. (British Oil Development), an der britisches, 
französisches, deutsches, italienisches und Schweizer Kapi­
tal interessiert ist, hat ihr Kapital von 82 500 auf 1 Mill. £ 
erhöht.
Der Bau von M o t o r s c h i f f e n  hat auch in dieser 
Krisenzeit Fortschritte gemacht: Ende Juni der Jahre 
1929/32 gab es nach Lloyd’s 3246, 3696, 4080 und 4420 
Motorschiffe mit 6 627102, 8 096 337, 9 431433 und 
10 038 377 BRT. Dadurch ist der Anteü der Motor­
schiffe an der Welttonnage auf 14,40 % gestiegen gegen
0.45 % im Jahre 1914; auf Öl feuernde Schiffe entfielen 
28,87 und 2,65 %, auf Kohle heizende 54,77 und 88,84 % 
und auf Segelschiffe 1,96 und 8,06 %. [15401

Elektrizitätsw irtschaft

Fortschritte der britischen E lektrizitätsw irtschaft
Xac-h dem Zwölften Jahresbericht der Electricity Com­
missioners, der den Zeitraum zwischen dem 1. April 1931

und dem 31. März 1932 umfaßt, erhöhte sich im 5 ergleic-h 
zur vorjährigen Beric-htzeit die S t r o m e r z e u g u n g  
der 660 konzessionierten Unternehmungen auf 11 -il/ MilL 
kWh oder um 4,5 %. Diese teils privaten, teils kommu­
nalen I  ntemehmungen verfügten über 483 Erzeugungs­
anlagen, 21 weniger als 1930/31. Einschließlich der 
55 Werke der Vollbahn- und Straßenbahnuntemehmungen 
und einer Reihe nicht konzessionierter Gesellschaften be­
lief sich die gesamte Stromerzeugung der öffentlichen 
Werke auf 12 813 Mül. kWh.

Trotz der erhöhten Erzeugung trat — in der Hauptsache 
wohl infolge der Ausschaltung unwirtschaftlich arbeiten­
der Betriebe — eine Verringerung des Kohlen- und Koks- 
verbrauehs um 0,7 % ein.

Der durchschnittliche S t r o m v e r b r a u c h  j e  K o p f  
d e r  B e v ö l k e r u n g  (knapp 44,8 Mill.) belief sich auf 
rd. 210 kW h; einschließlich der von dieser Statistik nicht 
erfaßten betriebseigenen Werke dürfte sieh eine wesentlich 
höhere Ziffer ergeben. Die Zahl der Abnehmer, die schon 
1930/31 von 3,47 auf 4,02 Mill. zugenommen hatte, ver­
mehrte sieh 1931/32 um weitere 0,53 Mill., der Ansc-hluß- 
wert um 1,29 Mill. kW. Aus dieser lebhaften Ansc-hluß- 
tätigkeit- wird für den Fall eines wieder normalen Indu­
striestromverbrauchs eine weitere starke Erhöhung des 
Absatzes in den kommenden Jahren gefolgert.

Bemerkenswert ist die Tatsache, daß sieh auch in Groß­
britannien trotz des Erzeugungszuwachses die Xeubau- 
und Erweiterungstätigkeit stark verlangsamt. Die geneh­
migte Xeubauleistung erreichte 1931/32 nämlich nur 
153 238 kW gegenüber 892 077 kW 1930/31 und 550 000 kW 
im Durchschnitt der letzten 11 Jahre. Von der für 1931/32 
genannten Zahl entfallen 61 387 kW auf die Errichtung 
neuer Werke, hiervon wiederum der Hauptteü auf das 
Tir John Xorth-Werk der im Aufschwung begriffenen 
Industrie- und Handelsstadt Swansea (zwei Maschinen­
einheiten von je 30 000 kW ). A. Fr. [1567]

Die Elektrifizierung der Erde
Xac-h einem Vortrag von Reichsminister a. D. von Baumer, 
dem Gesehäftsführenden Vorstandsmitglied des Zentral­
verbandes der deutschen elektrotechnischen Industrie, in 
der Lessing-Hoehsc-hule verbraucht die Welt 300 Mrd. kWh 
gegen 60 Mrd. im Jahre 1911.

v. Baumer hält die Aufnahmefähigkeit der Welt für preis­
werten elektrischen Strom für unbegrenzt. Deutschland 
z. B. hat erst 5 % der möglichen Sättigung mit elektrischer 
Kraft-, Licht- und Wärmeversorgung erreicht. Das Pro­
blem der Elektrizitätswirtschaft: Lieferung billigsten
Stromes aus zuverlässigen Erzeugungsquellen auf lange 
Sieht kann nicht mehr im Rahmen der nationalen Wirt­
schaften gelöst werden, sondern bedarf einer politischen 
und wirtschaftlichen Konzentration Europas. Als vor­
bildlich bezeichnet v. Baumer die Europa-Stromversor­
gung, wie sie von Generaldirektor Dr. Oliven ausgearbei­
tet worden ist, der eine Xord-Süd-Linie Oslo— Rom und 
eine Ost-West-Linie Rostow am Don—Lissabon vorschlägt. 
(I gl. die Berichte der II. Weltkraftkonferenz Berlin 1930.)

Für Spitzenleistungen und Lüc-ken soll die Mitteldeutsche 
Braunkohle herangezogen werden, die nac-h v. Baumer bei 
dem heutigen Tempo der Ausbeutung nur noch für 
50 Jahre reichen wird.

Die Stromkosten entscheiden nac-h v. Baumers Ansicht 
über die Rentabilität der nationalen Industrien. Die che­
mische Industrie z. B. muß in Deutschland 1.6 Pfg. je 
Stromeinheit bezahlen gegen 0,5 Pfg. in Xorwegen und 
knapp 1 Pfg. in der Schweiz. [1563]

Holzwirtschaft

Verwertung des deutschen Waldes
1. Forderungen zur Vermehrung des 
Papierholzverbrauchs
Durch das Damiederliegen der Bauwirtsehaft und der 
ändern Wirtschaftszweige ist der Bau- und Xutzholzabsatz 
aus den deutschen Wäldern naturgemäß stark beschränkt
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worden. Infolgedessen ist man bereits dazu übergegangen, 
den Absatz der deutschen W älder an Papierbolz dadurch 
zu begünstigen, daß man die E infuhr von Papierholz stark 
eingeschränkt hat. Die deutschen Waldbesitzer fordern 
nun eine weitere Beschränkung der Papierholzeinfuhr 
durch Festlegung bestimmter Einfuhrkontingente fü r die 
hauptsächlich in Betracht kommenden Länder, also nament­
lich fü r die nordischen Staaten einschl. Finnland. Der 
Reichsverband Deutscher Waldbesitzerverbände macht da­
bei geltend, daß der deutsche, W ald heute den Holzbedarf 
der Zellstoff- und Papierindustrie nahezu völlig selbst 
decken kann. Bei einem Bedarfsrückgang um 25 %  wird 
aus dem Verbrauch im Jahre 1930 ein- Papierholzbedarf 
von 7,5 bis 8 Mill. Raummeter berechnet. Es wird weiter 
angenommen, daß die bisherige Papierholzgewinnung aus 
den deutschen W äldern wegen der Holzabsatzschwierig­
keiten auf dem Baum arkt und ändern Gebieten um 40 %  
gesteigert werden kann. Damit ständen 6,3 bis 6,5 Mill. 
Raummeter deutsches Papierholz zur Verfügung, und es 
verbliebe nur noch ein Eehlbedarf von 1,2 bis 1,5 Mill. 
Raummeter, der aus dem Ausland gedeckt werden müßte. 
Namentlich die Werke an der Ostseeküste sind ohnehin auf 
einen Zuschußbezug aus dem Auslande angewiesen.
Nicht völlig geklärt bleibt bei diesen Überschlagsrechnun­
gen, ob die erstrebte 40prozentige Vermehrung der P apier­
holzgewinnung tatsächlich ohne weiteres und ohne Zeit­
verlust durehgeführt werden kann, so daß bis dahin kein 
Mangel an Holz entsteht.
Im übrigen ist anzunehmen, daß die Unterbindung der 
Papierholzeinfuhr alsbald zu einer Steigerung der Inland­
holzpreise führen würde. Wenn auch bisher dem Ver­
nehmen nach das Auslandholz nicht wesentlich billiger ist 
als das deutsche und die deutschen Papierholzpreise vom 
Ausland nicht unterboten werden, wenn ferner der Reichs­
verband Deutscher Waldbesitzerverbände hervorhebt, daß 
er die erstrebte „Bereinigung der Absatzverhältnisse“ 
durchaus nicht zu einer „uferlosen Preissteigerung“ aus­
zunutzen beabsichtige, so liegt doch schon gerade in dieser 
Erklärung das Zugeständnis, daß mit einem gewissen An­
ziehen der Preise gerechnet wird. Wie es ja  auch natür­
lich wäre.

2. Wünsche zur Erschwerung auch der übrigen 
Holzeinfuhr
Die Wünsche des deutschen Forstbesitzes beschränken sich 
aber nicht nur auf die Erschwerung der Papierholzeinfuhr, 
sondern auch andere Hölzer, z. B. auch Bau- und Tisehler- 
holz soll nach diesen Wünschen mit erhöhten Zöllen belegt 
werden.
Infolgedessen hat der W irtschaftsverband der deutschen 
Holzindustrie (Fachgruppe Holzverarbeitende Industrie 
beim Reiehsverband der Deutschen Industrie) gegen die 
Forderungen der Forstwirtschaft auf weitere Erschwerun­
gen der Holzeinfuhr durch Zoll- und Kontingentierungs­
maßnahmen schwere Bedenken geäußert. Angesichts der 
schlechten Lage der Llolzindustrie würde eine Erschwerung 
der E infuhr und eine Verteuerung und Verknappung un­
entbehrlicher Auslandhölzer zu einer weiteren Erschwerung 
des Absatzes^ für Holzerzeugnisse führen, und zwar sowohl 
im Inland wie auch im Ausland. Die naturnotwendig sich 
erhöhenden Preise fü r Holz-Fertigwaren würden dem Aus­
land einen Anreiz zu einer verstärkten Einfuhr von fer­
tigen Holzerzeugnissen geben. Im übrigen wird von dieser 
Seite geltend gemacht, daß die Holzeinfuhr bereits stärker 
geschrumpft sei, als dem Bedarfsrückgang entspräche, sie 
ist ohne Berücksichtigung von Papierholz heute um 84 %  
geringer als im Jahre  1928. Der verbliebene Rest um faßt 
hauptsächlich Holzarten, die nach A rt und Qualität im In ­
lande nicht zu beschaffen sind, oder er ist im Grenzgebiet 
durch den Standort des Beziehers bedingt; durch diese E in­
fuhr entsteht also keine Gefahr fü r die deutsche F orst­
wirtschaft.

3. Spritgewinnung aus Holz?
Ganz außerordentlich weitgehende Pläne sind fü r die Ver­
wertung von Holz zu Holzsprit entwickelt w orden1). Im 
Reichswirtschaftsrat ist von V ertretern der Forstwirtschaft 
ausgeführt worden, daß die deutschen W älder jährlich 
40 Mill. Raummeter Holz zur Verfügung stellen können, 
1) S. z. B. „N eudeutsche W irtschaftsrundschau“ 1932 N r. 28 und  33.

um daraus 50 Mill. hl S prit herzustellen. Dabei wurde 
der Vorschlag gemacht, zunächst 10 Mill. Raummeter Holz 
zu verarbeiten, also 12,5 Mill. hl Sprit herzustellen. H ier­
durch würden angeblich W erte von 500 Mill. RM geschaffen 
und 350 000 bis 400 000 Menschen neu beschäftigt werden 
können.
Diese Zahlen erfordern dringend eine Nachprüfung nach 
verschiedenen Richtungen. Vor allem ist zu fragen, wo die 
erzeugten riesigen Spritmengen denn bleiben sollten. Bis­
her können die bestehenden Brennereien, die vorwiegend 
Kartoffeln verarbeiten, bei voller Ausnutzung ihres Brenn­
rechtes im Jahre rd. 3 Mill. hl S prit hersteilen. Davon sind 
1,6 Mill. hl, also mehr als die Hälfte, jetzt schon nur da­
durch unterzubringen, daß den Kraftwagentreibstoffen 
10 %  S prit (bis vor kurzem 6 % ) beigemiseht werden 
müssen. Nur 1,4 Mill. hl werden von dem sonstigen Ver­
brauch aufgenommen. Wenn also wirklich der Bei­
mischungszwang fü r Treibstoffe auf 20, ja  auf 25 %  er­
höht würde ■— was zwar an sich möglich wäre, aber z. B. 
bei der Verwendung der fü r solche Gemische eingerichteten 
deutschen Kraftwagenmotoren im Auslande Schwierig­
keiten ergeben würde — so würde gleichwohl nur ein Mehr 
von 1,6 bzw. 2,4 Mill. hl untergebraeht werden. Rund das 
Vierfache der heutigen Gesamtproduktion aber bliebe einst­
weilen unverkäuflich! Dabei muß weiter im Auge behalten 
werden, daß schon die heutige Spritverwertung eine Sub­
vention von jährlich rd. 100 Mill. RM erfordert, die zu­
gunsten der Kartoffelwirtschaft aufgewendet werden. Die 
Herstellung von S prit aus Holz könnte natürlich nur auf 
Kosten der Kartoffelspritgewinnung geschehen.
Selbst wenn aber der Beimischungszwang verdoppelt, also 
von 10 auf 20 %  erhöht würde, so würde das nur eine 
weitere Aufnahmefähigkeit von 1,6 Mill. hl, also die Ver­
wertbarkeit von rd. 1,3 Mill. Raummeter Holz bedeuten, 
das sind nur etwa 3 %  der zur Verfügung stehenden Holz­
menge.
Mit der Absetzbarkeit des Produktes hängt aber die Preis­
frage unmittelbar zusammen, sofern man sich nicht einer 
uferlosen Subventionspolitik hingeben will. Der heutige 
Zwangspreis von 50 RM /hl würde kaum aufrechtzuerhalten 
sein, wenn es sich um die Unterbringung weiterer, ganz 
großer Mengen handelt; mit dem behaupteten Gesamtwert 
von 500 Mill. RM für 10 Mill. Raummeter verarbeiteten 
Holzes kann also keinesfalls gerechnet werden. Es bleibt 
bereits sehr fraglich, ob die in Rechnung gestellten 20 bis 
25 RM /hl reine Erzeugungskosten überhaupt herein­
gebracht werden könnten. Der Gebrauchswert fü r Sprit 
als Treibstoff ist heute völlig durch den Benzinpreis be­
dingt, der schon durch ungeheuerliche Zölle heraufgedrückt 
wird; gleichwohl ergibt sich dieser Gebrauchswert heute mit 
nur etwa 15,50 RM /hl, so daß die genannten Gestehungs­
kosten nicht erreicht würden. Allerdings sind die Ge­
stehungskosten fü r Kartoffelsprit noch weit höher, nämlich 
mit 40 bis 45 RM /hl einzusetzen.
Im übrigen sind die Anlagen fü r die Holzspritgewinnung 
noch nicht da. Nach Ermittelungen des Enquete-Aus­
schusses haben die landwirtschaftlichen Kartoffelsprit­
brennereien fü r je  1 hl Brennrecht ein Anlagekapital von 
71 RM. Wenn man nur die H älfte dieses Satzes für die 
zu schaffenden Holzspritanlagen einsetzt, weil die Holz­
brennereien im Gegensatz zu den Kartoffelbrennereien ganz­
jährig betrieben werden könnten, so würde die zunächst in 
Aussicht genommene Verarbeitungsmenge von 10 Mill. 
Raummeter Holz immerhin zunächst rd. 450 Mill. RM 
Anlagekosten erfordern. Es kommt hinzu, daß mit Rück­
sicht auf die Transportkosten die Holzspritgewinnung in 
einer größeren Anzahl kleinerer Betriebe vonstatten gehen 
müßte, deren Überwachung allein eine beträchtliche Ver­
größerung des sehr kostspieligen Monopolapparates be­
dingen würde.
Einstweilen also scheinen die auf eine Verwertung deut­
scher Holzbestände zur Spritherstellung abzielenden Pläne 
keine Daseinsberechtigung zu haben. Die Unmöglichkeit, 
die erzeugten großen Spritmengen zu verwenden, die 
Schwierigkeit einer Finanzierung der Anlagen, die Be­
drohung der Kartoffelspritbrennereien und die Verdrän­
gung des Benzols aus der Treibstoffwirtsehaft sind Faktoren, 
die mindestens bis auf weiteres fü r eine Holzspritherstel­
lung in größerem Umfange keinen Raum lassen.
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Textilindustrie

Neue internationale Kunstseide-Verträge
Der äußere Siegeszug der Kunstseide, gemessen vom Stand­
punkt der Verbraucher aus, hebt sieh selbst noch in der 
schweren Wirtschaftskrise von ändern Industriegruppen 
deutlich ab. Das finanzielle Ergebnis kann zwar nirgends 
befriedigen. Müßig zu untersuchen, ob man der richtigen 
Erfolgsrechnung noch nicht auf die Spur gekommen ist, 
ob die chemiseh-technisc-hen Fortschritte jeder papiemen 
Rechnung entgegenstehen — Tatsache bleibt, daß erst ein 
ganz sinnvolles Xetz von Gegenseitigkeitsverträgen mit Ge­
bietsabgrenzungen, daß erst innerhalb der Landesgrenzen 
genaue In- und Auslandsquoten Ordnung und Regelung 
schaffen müssen, ehe man zu Erfolgen fin an z ie lle r Art zu 
kommen hofft. In der Blüte der Wirtsehaftsfreiheit hätte 
man allerdings eine junge Industrie nicht so behutsam 
großgezogen, wie es allenthalben mit der Kunstseideerzeu­
gung geschieht. Hinzu kommt eine weitere Schwierigkeit, 
die sich aus der Verschachtelung ergibt: Die beste Form 
der Abwehr bildeten seit Jahren die Aktienkäufe zur An­
gliederung; die dann folgende Konzembildung führte zu 
der jetzigen Abschreibungsnotwendigkeit auf die zu hoch 
bewerteten Beteiligungen. Bei Glanzstoff-Elberfeld ist das 
schon für 1931 geschehen (daher der Verlust von 
4,70 Mill. RM), bei der Algemeene Kunstzijde Enie in 
Arnhem (A K ü) steht es noch bevor (daher für 1931 noch 
1,91 Mill. hfl. Gewinnvortrag anf 1932). Verständlicher 
wird das Ganze bei einem "Vergleich der Börsenkurse von 
Glanzstoff: Heute rd. 65% , am 15. Juli d. J. 43% , bei 
der Börsenschließung im Vorjahr am 18. September 
80 %, aber Ende Januar 1929 noch 480 %, im Mai 1928 
sogar noch 863 %. Angesichts solcher Schwankungen 
sind Wertberichtigungen unerläßlich.
Die jüngste Verständigung erfolgte durch den Beitritt der 
französischen und belgischen Gruppe, d. h. der in Frank­
reich und Belgien gebildeten Vertretung der Gesamtindu­
strie. zum deutschen Syndikat, d. L die Kunstseide-Ver­
kaufsbüro GmbH in Berlin. Andere wichtige europäische 
Ausfuhrstaaten wie die Schweiz, Italien und Holland 
haben sieh mit einem Verkauf ihrer Waren in Deutschland 
durch das Syndikat schon im Sommer auf die Dauer von 
10 Jahren bereit erklärt. Diese Abmachungen gelten 
— zunächst — nur für Visc-ose.
" V e r b r a u c h s -  u n d  E r z e u g u n g s m e n g e n  ste­
hen nur in abgerundeten Zahlen zur Verfügung. Für 1931 
wird eine Welterzeugung von 211 Mill. kg (i. V. 195) und 
eine deutsche Erzeugung von 32 (30) bei einem deutschen 
"Verbrauch von 38 (35) MilL kg angenommen. Den Unter­
schied deckt der Einfuhrüberschuß.
Ob durch diese Abmachungen, die sich bald auf andere 
europäische Länder erstrecken sollen (zunächst Deutsch­
land auf dem belgischen Markt) auch die Preisfrage zu­
gunsten der Industrie entschieden werden kann, steht da­
hin. Mit den jetzigen niedrigen Preisen am Weltmarkt 
wird man sich noch mehr Feld erobern müssen, ehe eine 
Erhöhung möglich ist. Denn mit steigendem Absatz wird 
man eist die große Leistungsfähigkeit der neuen Anlagen 
voll ausnutzen können. Auch stehen noch große Erzeu­
gergruppen außerhalb des Kartells, vor allem England, 
das über die Kölner Fabrik nur zum deutschen Svndikat 
gehört. Immerhin werden gegenwärtig die deutschen An­
lagen zu etwa zwei Dritteln ausgenutzt.
Der d e u t s c h e  A u ß e n h a n d e l  in den letzten drei 
Jahren betrug

Ja n u a r  bis O ktober
1930 1931 1932

E in fu h r: in  Mill. k g  . . .  .
in  M ül. RM  . . . 

A u s fu h r: in  M ül. k g  . . .  .
in  Mül. RM . . . 

E in fu h rü b e rsch u ß

10,91
81,03

6,81
73,52

11,16
66,63

5,72
46,25

9,53
43,68

5,89
32,39

in  Mill. k g  . . .  . 
in  MUL RM  . . .

4,07
7,51

5,44
20,19

3,64
11,29

Hier zeigen sieh die praktischen Wirkungen der inter­
nationalen Verständigung: Deutschlands Markt stellt sich 
mehr auf die inländische Erzeugung ab, weil die Einfuhr 
in der Zeit von Januar bis Oktober um 15%  abnahm

der Verbrauchsrückgang 1932 auf höchstens 10 -o 
sc-hätzt wird. Die Ausfuhr steigt noch etwas, weil man 
Deutschlands Quote auf den europäischen Märkten regelte. 
Dagegen ist die Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten 
und Südamerika durch Zollsperren auf einen Bnicliteil ge­
sunken. Der Einfuhrrückgang traf am stärksten die 
Schweiz (mengenmäßig fast ein Viertel), auch Holland und 
Italien. Fraglich bleibt nur der Preisunterschied zwischen 
deutscher und ausländischer Ware. Die Passivität der 
Kunstseiden-Warenbüanz ist jedenfalls seit dem Vorjahr 
mengen- und wertmäßig gesunken, und die neuesten Ab­
machungen lassen eine gesicherte Entwicklung erwarten. 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß die Quoten der 
Xac-hbarländer mit der Höhe des deutschen Verbrauchs 
gekoppelt sind und der größeren Xaehfrage nicht immer 
der größere Absatz inländischer Fabriken entsprechen 
dürfte. Letzter Rettungsanker sind letzten Endes han­
delspolitische Ausgleichsverhandlungen oder einseitige 
Kampfmaßnahmen, wie Einfuhrsperre (jüngst in der 
Schweiz) und Zölle.
Die gesamte Erzeugung wird für das erste Halbjahr 1932 
mit etwas über 100 Mill. kg angenommen, davon gingen 
über 29 Mill. kg über die Landesgrenzen. -/-

[15511
Länderberichte

Ungarns Industrie in der Krise
Xac-h kürzlich veröffentlichten Zahlen, die auf Erhebungen 
des Statistischen Zentralamtes in Budapest beruhen, ver­
ringerte sich von 1928 bis 1931 der Erzeugungswert der 
ungarischen Fabriken (ohne die Förderung der Berg­
werke) von 2.88 auf 2,05 Mrd. Pengö1), d.' h. um etwa 
29 %. Die Zahlentafel zeigt, daß vor allem bei der Eisen- 
und Metallindustrie, dem Maschinenbau, der Stein-, Glas- 
und Tonindustrie, sowie der Holz- und Beinindustrie starke 
Einbußen der Erzeugungswerte eintraten, während die 
chemische und die Textilindustrie eine wesentlich gün­
stigere Entwicklung zeigen. Der Erzeugungswert der 
Papierindustrie und der Elektrizitätswerke war 1931 größer 
als 1928. Zwar ist unter Einwirkung der Krise die Indu­
strialisierung zum Stillstand gekommen, doch n a h m  auch 
noch 1931 die Betriebsmodemisierung ihren Fortgang: be­
sonders hat die Verwendung elektrischer Maschinen in der 
Industrie weiter zugenommen.

Zahlentafel 1. Entwicklung der ungarischen Industrie1)
Erzeugungswert in MÜL P . . . . 1928 1929 1930 1931

E isen- u . M etallindustrie  . . . . 3 2 8 3 2 3 265 204
M a s c h in e n b a u ................................. 2 5 0 2 9 2 234 167
Öffentliche E lek triz itä tsw erke . . 1 0 9 1 21 1 18 113
Stein-, Ton- u. G lasindustrie  . . 1 4 9 1 38 1 05 88
Holz- u. B ein industrie  . . . . 94 9 0 6 7 48
Leder-, B orsten -u . Fed erin d u strie 1 0 1 9 2 96 80
T e x t i l i n d u s t r i e ................................. 37 8 4 0 6 3 63 316
B ekleidungsgew erbe . . . . 66 64 53 46
P a p ie r in d u s t r ie ................................. 30 3 5 36 35
N ahrungs- u . G enußm ittelindustr. 1 1 0 6 1 0 2 6 882 721
C hem ische I n d u s t r i e ........................ 2 0 0 2 1 0 2 06 185
V ervielfältigungs- u. K u n st­

gew erbe ................... 66 6 9 68 52

Gesam te In d u strie 2) . 2 8 7 7 2 8 6 7 2492 2054

Z ahl d e r F ab rik en  . . . 3 5 5 3 3 5 1 2 3 4 9 1 3442
Z ahl der A rbeite r in  1000 ^  . . 2 5 0 2 5 1 2 2 4 196
L ohnsum m e in  Mill. P  . . . 4 4 9 4 5 9 413 354
K ohlenverb rauch  in  M in dz . . 4 4 4 4 39 34

*) ohne Kleinbetriebe
2) K lein e  Unterschiede gegenüber der Snmme der einzelnen Posten er- 
geben sich ans den Abrandungen
3) jew eils am 31. Oktober

Die Devisenzwangsbewirtsehaftung hat die Einfuhr Ungarns 
umfangreich gedrosselt und dadurch das Vordringen 
ungarischer Erzeugnisse auf dem inländischen Mortt ver­
schiedentlich gefördert, “
Im Jahre 1932 hat sich der Erzeugungsrückgang bis in die 
Herbstmonate fortgesetzt. Zwar sank die Kohlenförderung
i) 100 P  192S =  73,12 RM, 1931 =  73,01 HM.
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nur unwesentlich: in den ersten 10 Monaten von 5,49 Mill. t 
1931 auf 5,45 Mill. t  1932 —- eine Folge der stark ver­
ringerten Kohleneinfuhr — aber der inländische Kohlen­
verbrauch nahm in der gleichen Zeit von 5,27 auf 
4,75 Mill. t  ab. Der Anteil der erwerbslosen Gewerk­

schaftsmitglieder erhöhte sich vom Oktober 1931 bis zum 
Oktober 1932 von 24,6 auf 24,9 % . Die Güterbeförderung 
der Staatsbahn ging in den ersten 9 Monaten 1932 auf 
8,99 Mill. t zurück gegenüber 11,55 in der gleichen Vor­
jahrszeit. F. A. P. [1568]
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O rganisierter K apitalabbau. E in V orschlag zur K ri­
senberein igung. Von Erich Schäfer. S tuttgart 
1932, C. E. Poeschel Verlag. 44 S. Preis geh. 
1,35 RM.

Unter den Vorschlägen zur Bekämpfung der W irtschafts­
krise nehmen diejenigen einen besondern Raum ein, welche 
sich mit der Wiederherstellung gesunder W irtschaftsver­
hältnisse innerhalb der einzelnen Unternehmen und B ran­
chen befassen. Von den hier im Vordergründe stehenden 
kapital wirtschaftlichen Fragen spielt die Aufgabe eine be­
sondere Rolle, wie die im Laufe des letzten Jahrzehntes 
aus irgendwelchen Gründen übersteigerten Kapitalauswei­
tungen wieder dem fü r eine gesunde Zukunftsentwicklung 
erforderlichen Stande angeglichen werden können.
Tst ein hinreichendes Ausmaß von Eigenkapital vorhan­
den, so ist eine derartige „Abwertung“ im wesentlichen 
eine Frage der Aktivbereinigung. Hierbei kann es dahin­
gestellt bleiben, ob und inwieweit sich ein einzelnes U nter­
nehmen zu einem einmaligen Kapitalschnitt oder zu einer 
„Erarbeitung“ dementsprechender Abschreibungen im 
Laufe der nächsten Jahre aus dem Erwerbe heraus 
entschließt. Sind doch derartige Entscheidungen vielfach 
von mehr oder weniger taktischen Erwägungen bestimmt 
und insbesondere davon abhängig, wie man die zukünftige 
Entwicklung vom Standpunkt der Firm a beurteilt.
Is t aber eine übermäßige Verschuldung auf der Passivseite 
der Bilanz vorhanden, so wird bei stabiler W ährung der 
gegebenenfalls doppelte Wertschwund der Aktivseite (ver­
billigte Beschaffung infolge niedrigeren Preisstandes •— 
verringerte Verwendung infolge geringerer K apitalaus­
nutzung) fü r  den Bestand des Unternehmens gefährlich. 
Eine Bereinigung, auch der Passivseite, wird notwendig, 
oder mit ändern W orten ein Vergleich mit den Gläubi­
gern, um den zur Erhaltung und W eiterführung notwen­
digen Kräfteausgleieh zwischen dem auf der Aktivseite 
vorhandenen Wertschwund und der auf der Passivseite 
vorhandenen wertkonstanten Verpflichtung zu schaffen.
Die vorliegende, in populärer Form gehaltene Schrift be­
zweckt im wesentlichen, zu diesem Problem der ..Kapital­
bereinigung“ einen praktisch verwirklichbaren Vorschlag 
zu machen. Zunächst wird Wesen und Sinn der „K apital­
bildung“ im Wechselspiel von Erzeugung — Verbrauch 
an Hand einfacher Beispiele erläutert. Treffend wird ge­
zeigt, wie Kapitalbildung stets an den einzelnen Lebens­
träger der W irtschaft gebunden ist und mithin notwen­
digerweise individuell bedingt sein muß. Leider wird diese 
so wichtige Tatsache jedoch bereits bei der Behandlung 
der den Kapitalabbau erforderlich machenden Kapital- 
fehlleitung (Anlage von Geldkapital in später als unpro­
duktiv sieh herausstellendes Sachkapital) übersehen und 
infolgedessen Durchschnittsergebnisse der einzelnen W irt­
schaftszweige zum Ausgangspunkt verallgemeinernder Vor­
schläge gemacht. Gemeinsame Kapitalabwertung inner­
halb der einzelnen Branchen auf Grund treuhänderischer 
Nachprüfung der jeweiligen gegenwärtigen K apazitäts­
ausnutzung auf der Aktivseite wird verlangt und hiermit 
verbunden ein gleichsam volkswirtschaftlich organisiertes 
gemeinsames Vergleichsverfahren zwecks gleichmäßiger 
Eigenkapital- und Schuldenabwertung.
Damit aber wird ein der W irklichkeit niemals entsprechen­
der konstruktiver P lan fü r einen einheitlichen, wenn auch 
nach der Kapazitätsausnutzung differenzierten K apital­
abbau in Vorschlag gebracht. Zur Grundlage genereller 
Regelungen werden Momentanzustände in der Umsatz­
leistung gemacht, die selbst bei gleicher K apitalstruktur 
niemals in allen ihren Ursachen und Möglichkeiten gleich

sind und damit auch niemals in gleicher Weise behandelt 
werden können. Hinzu kommt, daß die K apazitätsaus­
nutzung eines Unternehmens zudem nicht das einzige, 
manchmal sogar noch nicht einmal das wichtigste K rite­
rium seiner Lage ist und somit etwa hierauf allein be­
gründete Maßnahmen zu erheblichen Fehlgriffen zu führen 
vermögen.
„Ein geordneter Rückzug“ , der dem Verfasser strategisch 
gesprochen hier fü r die W irtschaft vorschwebt, verlangt 
stets, daß den sich zurückziehenden Truppen die Mög­
lichkeit gegeben wird, sich auf einer ihnen geeignet er­
scheinenden rückwärtigen Linie zu sammeln. Und darum 
ist die Forderung des Verfassers richtig, daß hier Recht 
und Steuer Erleichterungen zu schaffen haben. Ein ge­
ordneter Rückzug verlangt aber anderseits, daß A rt und 
Ausmaß des Rückzuges den Truppen selbst freigegeben 
bleibt, und daß nicht unnötigerweise Positionen geräumt 
werden, die beim später wieder aufzunehmenden Vor­
marsch vielleicht als wichtige Stützpunkte dienen können. 
Jede einzelne der gerade in dieser Beziehung zu treffen­
den Maßnahmen unterliegt auch hier stets der Einschätzung 
der jeweiligen Verhältnisse und zukünftigen Entwicklung 
und damit dem Wagnis. Gerade aber darum kann die 
Entscheidung stets nur von Fall zu Fall im einzelnen so 
getroffen werden, wie die verantwortliche Leitung die 
Lage beurteilt. So entschieden daher der vom Verfasser 
gemachte generelle Vorschlag eines „organisierten K apital­
abbaues“ aus solchen und noch manchen andersgearteten 
Gründen, auf die hier nicht eingegangen werden kann, ab­
gelehnt werden muß, so sehr lassen sich jedoch anderseits 
fü r den Einzelfall aus ihm — namentlich infolge der ein­
fachen und klaren Behandlung der Kapitalprobleme ■— 
wertvolle Anregungen schöpfen. Bredt [1513]

I. G. D eutschland. Ein Staat im Staate. Von Helmut 
Wickel. Berlin 1932, V erlag: Der Bücherkreis
G. m. b. H . 224 S. Preis 4,30 RM.

Die Innen- und Außenpolitik wird heute nicht mehr allein 
von den Staatsmännern geleitet. Zwar treten sie als die 
Führer in Erscheinung, aber hinter ihnen stehen große 
M achtgruppen aus Landwirtschaft, Industrie und Handel, 
die ihre Entschließungen weitgehend beeinflussen' und 
manchmal sogar selbst politische Maßnahmen ergreifen. 
Es ist eine dankenswerte Aufgabe, den Einfluß dieser 
M achtgruppen auf das Weltgeschehen, von dem der Un­
eingeweihte nur hie und da etwas aus dem Handelsteil der 
Tageszeitungen, aus Geschäftsberichten oder gelegentlichen 
Reden entnehmen kann, zusammenhängend darzustellen. 
Dies ist der Zweck des Buches von Wickel. E r hat sich 
den fü r Deutschland wichtigsten Konzern herausgegriffen, 
die I. G. Farbenindustrie A. G. W ickel schildert, wie 
sich aus den Anfängen chemischer Forschung zuerst in 
England durch die gesteigerte Nachfrage nach Bleich­
mitteln fü r die Baumwollindustrie eine chemische Indu­
strie entwickelt, wie in Deutschland die bisherigen E rfah ­
rungen weiter ausgebaut werden und man auf Grund der 
gelungenen Synthese organischer Stoffe in systematischer 
jahrzehntelanger Forschungsarbeit ein Gebiet nach dem 
ändern erobert. Das Bestreben, die aus dem Auslande be­
zogenen Stoffe, wie Farben, Salpeter usw. im Inlande her­
zustellen, läßt die chemische Industrie fü r Deutschland zu 
einem Ersatz fü r die fehlenden Kolonien werden, und mit 
der Vernichtung des K rappanbaus in Frankreich und des 
Indigo in den englischen Kolonien greift die chemische 
Industrie mittelbar in die W eltpolitik ein. Bei der Schil­
derung der weiteren Entwicklung zur I. G. Farben geht 
der Verfasser auch auf die großen Industriekäm pfe auf 
der ganzen Welt ein, den K am pf um das Erdöl, um den 
Kautschuk, um den Stickstoff, um die Absatzgebiete für 
Farben und Heilmittel.
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Das Buch gibt eine geschichtliche Darstellung, und der 
Verfasser enthält sich — abgesehen von einigen ein­
gestreuten kurzen Bemerkungen — politischer Tendenzen. 
Der Stoff war sicherlich nicht leicht zusammenzutragen. 
Aber selbst wenn hie und da eine Produktionszahl nicht 
ganz richtig sein sollte — es ist schwer, dieses nachzukon­
trollieren — so erhält der Leser doch ein gutes Bild von 
den riesigen Mächten, die ihre Fühler weit über die Gren­
zen ihres Heimatlandes ausstrecken und wegen der in ter­
nationalen Verkettung fü r das Heim atland einen bedeu­
tenden F aktor im K am pf mit den ändern Staaten bilden. 
Man versteht dann, warum der Finanzdirektor der I. G., 
Geheimrat Schmitz, ein ständiger Berater der Regierung 
wurde.
Es wäre zu begrüßen, wenn dieses Gebiet der W irtschafts­
geschichte einmal von den großen Konzernen selbst bear­
beitet würde. Das Verständnis weiter Kreise fü r die In ­
dustrie könnte dadurch wesentlich gehoben werden.

v. P. [15111

Unternehmer, Angestellte und Arbeiter

Der U nternehm er und se in e Sendung. Von E. L.
Mehmke. München 1932, J. F. Lehmanns Verlag.
191 S. Preis 6 RM.

Die in dem letzten Jahrzehnt mehr und mehr auftretenden 
Erstarrungserseheinungen in der W irtschaft haben das 
Problem des selbständigen und selbst verantwortlichen 

■ Unternehmertums wieder in den Vordergrund w irtschaft­
licher Überlegungen gerückt. W ährend man früher als 
Träger der W irtschaft im wesentlichen neben den Natur- 
kräften die Faktoren Arbeit und K apital ansehen zu kön­
nen glaubte, entdeckte man nun, daß es im Grunde ge­
nommen die Handlungen des Menschen sind, welche die 
Entwicklung der W irtschaft und damit auch von Arbeit 
und K apital maßgebend beeinflussen. Es ist daher durch­
aus verständlich, daß sich neuerdings wiederum Wissen­
schaft und Praxis eingehend mit dem Problem des unter­
nehmenden Menschen befassen, der fü r  seine Handlungen 
mit seiner Person und seinem Vermögen einzutreten hat.
In  dem vorliegenden Buch gibt Mehmke zunächst in kur­
zen Zügen eine Geschichte des Untem ehmerberufs vom 
Altertum bis zur Neuzeit. Sodann wird das Wesen des 
Unternehmerberufs in der Gegenwart behandelt und hier 
insbesondere zu den bekannten wichtigen Problemen des 
sozialen Aufstiegs der Arbeiterklasse, der Bürokratisierung 
der W irtschaft durch Staats- und Großbetriebe, des A uf­
tretens des Finanzkapitalismus Stellung genommen.

In dem letzten Abschnitt wird „Die Erfüllung der Sen­
dung“ behandelt und hier insbesondere auf die Erziehung 
und W eiterbildung des Unternehmertums vom wirtschaft­
lichen und kulturellen Standpunkt aus eingegangen. Die 
volkswirtschaftliche Auswirkung der Unternehmertätigkeit 
und die große Verantwortung als Arbeitgeber wird be­
sonders betont.
In  einem Schlußwort wird kurz zu den neuerdings im Vor­
dergründe stehenden planwirtschaftlichen Gedankengängen 
Stellung genommen und darauf hingewiesen, daß eine 
volle Erfassung der Sendung durch den Unternehmer ta t­
sächlich eine viel planvollere Gestaltung der W irtschaft 
auf freier Grundlage zuläßt, als dies bei einer Zwangs- 
planwirtschaft mit ihrem unvermeidlichen Bürokratismus 
der Fall sei. „Eine auf Dienstgesinnung abgestellte, freie 
und freier als heute gestaltete W irtschaft vermag hier am 
besten den der natürlichen und technisch-wirtschaftlichen 
Entwicklung zwanglos angepaßten, höher gearteten plan- 
wirtschaftlichen Gedanken praktisch durchzuführen.“ Best­
gestaltung der Arbeit, nicht Verteilung ist und bleibt nach 
dem Verfasser daher stets das eigentliche soziale Problem 
auch im rein materiellen Sinn.

Das Buch ist von hohem Idealismus und einer hochstehen­
den A uffassung des Unternehmergedankens getragen. 
Dies hat den Verfasser wohl dazu veranlaßt, im wesent­
lichen die großen Errungenschaften in den Vordergrund 
zu rücken, welche das Unternehmertum auf seinem Wege 
durch die Jahrzehnte zur Entwicklung menschlicher W irt­
schaft und menschlicher K ultu r beigetragen hat. Gerade 
aber der, welcher an „Die Sendung des Unternehmers“

glaubt, darf auch nicht an den Irrwegen V orbeigehen, welche 
zweifelsohne in der Vergangenheit an manchen Stellen zu 
verzeichnen sind, und von denen zurückgefunden werden 
muß, wenn der Untenrehmergedanke in der Zukunft bei der 
Neugestaltung der W irtschaft die ihm zweifelsohne zu­
fallende Aufgabe erfüllen soll.
Es wäre zu wünschen gewesen, daß der \  erfasser ins­
besondere diese Gesichtspunkte kritisch eingehender behan­
delt hätte, um so dem Unternehmertum neben seiner Ge­
schichte und seinen Zielen auch die praktischen Aus­
wirkungen seiner bisherigen Bestrebungen in ihrem 
F ü r und W ider vor Augen zu führen. Bredt [1159]

D er M ensch im Fabrikbetrieb. Schriften der Arbeits­
gemeinschaft Deutscher Betriebsingenieure. Band VII. 
Herausgegeben von F. Ludwig. Berlin 1930, Julius 
Springer. 204 S. m it 147 Abb. u. 22 Tafeln. Preis 
16,50 RM.

Eine Reihe von Einzelvorträgen ist hier im Druck fest­
gehalten. E in zeitgemäßes Handbuch angenehmen Um­
fangs fü r Betriebsingenieure und Fabrikleiter aller Grade 
ist damit geschaffen. Es genügt nicht, es einmal gelesen 
zu haben, sondern man wird gut tun, es oft zur Hand zu 
nehmen.
Vom Inhalt gehören fün f V orträge in das Gebiet der 
Rationalisierung der F abrikarbeit unter der Idee der 
„Menschenökonomie“ : Die Bekäm pfung der E r m ü ­
d u n g  ist von E. A tzler  (Dortmund) und die B e l e u c h -  
t u n g  als Leistungsfaktor von W. Ruffer (Berlin) be­
handelt. E. Meldau (Berlin) untersucht den Einfluß des 
Industrie s t a u b e s  auf die Arbeitsleistung und gibt Ab- 
hilfemittel an. F. Rosenberg (Berlin) stellt die Erfor­
dernisse zusammen, die an den Arbeits p l a t z  in der 
Fabrik gestellt werden müssen. Den Maßnahmen zur 
Hygiene der F r a u e n a r b e i t  in Betrieben der Metall­
industrie ist der V ortrag von G. Leifer  (Berlin-Siemens­
stadt) gewidmet. — Zwei weitere V orträge befassen sich 
mit Sondergebieten: Die „LT n f a l l p s y c h o l o g i e “
von H. Hildebrandt (Bochum) zeigt neue Wege der Un­
fallverhütung statt bloßer Schutzvorrichtungen und War­
nungstafeln. In „ S p o r t  u n d A r b e i  t “ behandelt 
R. TU. Schulte (Berlin) den Ausgleich körperlicher Berufs­
schäden durch vernünftig betriebenen Sport im Zusammen­
hang mit der psychotechnischen E ignungsprüfung.
Wenn auch der Rationalisierungsgedanke in diesen Vor­
trägen vorherrscht, so schwingen doch schon mehr oder 
weniger Erwägungen mit, die nicht nu r die Umwelt des 
Menschen im Fabrikbetrieb, sondern i h n  s e l b s t  zum 
Gegenstände haben. Es ist nun in dieser Richtung ein 
glücklicher Griff des Herausgebers, daß er noch einem 
individualpsychologischen Vortrage von E. Horneffer 
(Gießen) „ D e r  W e g  z u r  A r b e i t s f r e u d e “ 
Raum gegeben hat. der in systematischer Hinsicht 
eine willkommene Ergänzung durch den sozialpsycho­
logischen V ortrag von P. R ieppel (München) ,‘,D i e 
Z u s a m m m e n a r b e i t  i m  B e t r i e b e “ findet.
Der Gesamtinhalt dieses Buches hebt die Betriebsleiter aus 
der Rolle der Aufpasser oder Antreiber heraus und macht 
sie zu Führern der ihnen anvertrauten Mitmenschen. 
F iagen der Arbeitsfreude und des Berufsstolzes kann man 
nicht mehr „mit einer leichten Handbewegung der Ver- 
achtung beiseite schieben als nichtig, zwecklos, als leere 
und verstiegene Spielerei. Die wahre N atur des Men­
schen verkennen die Überklugen, die so verfahren!“ (nach 
//orcc/fcr, S. 13). Dem mag hinzugefügt werden, daß 
offenbar die Zeiten vorbei sind, in denen es genügte, V e r -  
s t a n d zu haben. Die Zukunft erfordert mehr denn je 
zu \o i auch 1 e r n u n f t  und S e e l e .  Dazu den Be­
triebsleitern zu verhelfen, ist dieses Buch durchaus ge­
eignet. TP. A. Th. Mätter-Neuhaus

[1463]

Industrielles Rechnungswesen

K aufm ännische B u ch haltu ng und B ilanz Voi
Fünfte Auflage, Leipzig und Berli. 

1931, B. G. Teubner. 245.S. P reis 5 RM, geb. 6,40 R1V
Es ist sehr dankenswert, daß der Verfasser seinen frühe 
in zwei kleinen Bänden der Sammlung „Natur und Geistes
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weit“ erschienenen Leitfaden zur Einführung in den Geist 
und das Wesen des Buchhaltens in der neuen Auflage nicht 
nur zusammengefaßt, sondern auch der fortgeschrittenen 
Technik der Buchführungshilfsmittel und der vermehrten 
Gemeinschaftsarbeit in der Praxis des Buchfiilirungs- und 
Bilanzwesens entsprechend erweitert hat.
Die Zeit ist vorbei, in der der Ingenieur im industriellen 
Unternehmen sich lediglich mit Ingenieuraufgaben der 
Gestaltung und Fertigung beschäftigt. Der mit der fo rt­
schreitenden Industrialisierung der W elt auftretende ver­
stärkte Wettbewerb zwang nicht nur zu einer genauen 
Erfassung der Kosten der Fertigung, sondern auch zu 
vermehrter Beteiligung des Ingenieurs am Vertrieb der 
Erzeugnisse. Die Selbstkostenrechnung, ursprünglich als 
Vor- und Nachkalkulation selbständig aufgebaut, wurde 
zur Betriebsbuchhaltung ausgebaut und mußte in die 
Buchhaltung des Gesamtuntemehmens organisch und 
unter Beachtung* der Grundsätze der kaufmännischen 
Buchführung eingebaut werden, um diejenigen Ziffern zu 
ergeben, die fü r  die Aufstellung' der Bilanz des Unter­
nehmens und die dauernde Unterrichtung der Leitung 
wünschenswert und notwendig sind. Der Ingenieur, der 
in die Leitung des modernen industriellen Unternehmens 
eintreten soll oder will, muß daher mit den Grundsätzen 
kaufmännischer Buchführung und Bilanzierung vertraut 
sein. Eine Einfühlung hierzu .stellt das vorliegende Buch 
dar, das — in der Sprache des Kaufmannes geschrieben 
— sich bemüht, den Anfänger und Laien in gemein­
verständlicher Weise in die Materie einzuführen.

In  diesem Sinne behandelt der Verfasser zunächst in ge­
trennten Abschnitten Wesen und Technik der Buchführung 
und der Bilanzierung, um dann in einem besondern Ab­
schnitt die Buchhaltung und ihre modernen Hilfsmittel zu 
erörtern, wobei insbesondere die beiden Verfahren der 
Übertragung und des Durchschreibens sowie die modernen 
Buehungs- und sonstigen Büromaschinen kurz dargestellt 
werden. Der industriellen Buchhaltung ist ein besonderer 
Abschnitt gewidmet, wobei diese als industrielle Selbst­
kostenbuchhaltung angesprochen und die Notwendigkeit 
ihrer organischen Verbindung mit der Gesamtbuchhaltung 
des Unternehmens herausgearbeitet wird, welchem Zwecke 
insbesondere ein K apitel über das Verhältnis zwischen 
Geschäfts- und Betriebsbuchführung dient. Die Vorteile 
einer Einheitsbuchführung fü r Unternehmungen der glei­
chen Industriegruppe zwecks Durchführung von Betriebs­
vergleichen und die Sicherung prompten Arbeitens und 
rechtzeitigen Abschlusses der Betriebsbuchführung zwecks 
Aufstellung kurzfristiger Erfolgsrechnungen werden in 
ihrer Bedeutung gewürdigt. Die Aufstellung von W irt­
schaftsplänen (Budget) und die statistische Verarbeitung 
der Ergebnisse der Buchhaltung sind am Schlüsse kurz 
gestreift.
Die Betriebsbuchhaltung hat unter maßgeblicher Mitarbeit 
des Ingenieurs durch weitgehende Zergliederung der 
Kosten die Voraussetzung für wirtschaftliche Fertigung 
geschaffen; will der Ingenieur darüber hinaus an der 
W irtschaftlichkeit des Unternehmens maßgeblich mit- 
arbeiten, so wird ihm das vorliegende Buch als E inführung 
in die Gedankenwelt des Kaufm anns wertvoll sein.

Dipl.-Ing. Fr. Frölich [1480]

U nkostensätze und N ebenbetriebskosten in Maschinen­
fabriken und verwandten Betrieben unter besonderer 
Berücksichtigung des Beschäftigungsgrades, Ziffern 
fü r 1929 und 1930, Ergänzung zur gleichnamigen Druck­
schrift S. 28. Von K. Seyderhelm. Berlin 1931, 
Maschinenbau-Verlag m. b. H. 8 S. Preis 1,50 RM.

In  der vorliegenden Druckschrift werden die wichtigsten 
Zahlenangaben der gleichnamigen VDMA-Druckschrift 
S. 28, die sich auf die Jahre 1924 bis 1928 bezogen, fü r 
die Jahre 1929 und 1930 ergänzt.
Die neuen Zahlenangaben sind im Einklang mit den E r­
gebnissen der vorgenannten Schrift insofern sehr auf­
schlußreich, als die untersuchten Betriebe in den beiden 
Jahren z. T. eine außergewöhnlich niedrige Beschäftigung 
aufzuweisen hatten. Die früher gefundenen Erkenntnisse 
über die Abhängigkeit der Kosten vom Beschäftigungs­
grade werden im großen und ganzen durch die vorliegen­
den Erm ittlungen bestätigt. In  manchen Fällen aber ist

es möglich gewesen, durch Abbaumaßnahmen und andere 
Einsparungen die Kosten in beachtlichem Maße zu 
senken und der verminderten Beschäftigung einigermaßen 
anzupassen.
Besonders die letzte Feststellung ist wichtig. Kennzeich­
net sie doch die immer wieder zu betonende Tatsache, daß 
auch die sogenannten festen Kosten niemals sta rr sind, 
sondern stets durch entsprechende Maßnahmen beeinflußt 
werden können. Der Kostenverlauf ist somit im Rahmen 
der technologisch und ökonomisch gegebenen Kosten­
struktur stets durch die Entscheidungen der Betriebs- und 
Geschäftsleitung bestimmt. Es wäre interessant, an Hand 
der vom Verfasser zur Darstellung der Zahlenergebnisse 
gewählten Bewegungsbilder zu untersuchen, inwieweit hier 
der durch die K onjunktur bedingte Besehäftigungsanstieg 
bzw. -abfall sich auch auf die mehr oder weniger spar­
same Kostengebarung der Betriebs- und Geschäftsleitung 
auswirkt. Bredt [1529]

Betriebsfragen

B esch äftigu n g  und B esch äftigu n gsm essu ng in 
U nternehm ung und Betrieb. Von Erich Schäfer. 
Nürnberg 1931, Verlag der Hoehschulbuchhandlung 
Krische & Co. 175 S. Preis 6,80 RM und 8,60 RM.

Die vorliegende Schrift soll nach Ansicht des Verfassers 
die Lücke ausfüllen, die durch die bisher etwas vernach­
lässigte Behandlung des Begriffs der Beschäftigung und 
der Frage ihrer Messung entstanden ist. Außerdem wird 
untersucht, in welcher Weise die Beschäftigung von 
den objektiven Bedingungen des Marktes _ abhängt. 
Dementsprechend enthält das Buch in vier K apiteln Aus­
führungen über das Wesen der Beschäftigung, über ihre 
Bestimmungsgründe und Erscheinungsformen, sowie über 
die Frage der Beschäftigungsmessung. Als Übersicht über 
diese Fragen ist es sicherlich gut geeignet, aber man hat 
doch das Gefühl, daß eine Veröffentlichung angesichts der 
vorhandenen L iteratur auf diesem Gebiet nicht unbedingt 
notwendig war. Dr. Klebs [1377]

Vertrieb

W irkungsvolle Inserate, nutzbringende Reklame.
Von A. Halhert. Berlin 1932, Verlag Carl F r. Berg. 
43 S. mit zahlr. Abb. Preis 1,60 RM.

„Der Weg zu Reichtum und Erfolg geht durch W ahrheit 
und Überzeugungskraft.“ Nur eine Vokabel mutet in dem 
sonst prächtigen Schlußsatz im Vorwort frem dartig an: 
Reichtum erwerben, erscheint heute jedem Kaufmann und 
Betriebswirt phantastisch. Der Verfasser nähert sich 
damit den Übertreibungen, denen er an gleicher Stelle den 
K am pf ansagt.
Einer ebenso kurzen wie flott geschriebenen Zusammen­
fassung wichtiger Punkte wirksamer Anzeigenreklame 
folgen Kapitel, in denen diese Punkte an Hand von Bei­
spielen oder Abbildungen näher erörtert sind. „Sehen“ , 
„Auffallen“ , „Gefallen“ und „Überzeugen“ heißen sie, 
die manchem Anzeigenverbraucher einen W ink geben 
können. Der Industriereklame können sie jedoch nur 
dienen, wenn es sich um den Vertrieb von Konsum- oder 
M arkenartikeln durch kleinere Anzeigen in den Tages­
zeitungen handelt. Der flotten Feder in dieser kleinen 
Schrift, der man gern folgt, muß aber künftig beim Titel 
Einhalt geboten w erden; denn zwei H aupt- und zwei 
Untertitel sind wirklich zu viel. — Druck und Aufmachung 
sind recht ansprechend, also vielen Erfolg.

Fritz Heinrichs [1474]

K undendienst bei R eichsbahn und R eichspost
Die alljährlich von der Deutschen Reichsbahn und der 
Reichspost herausgegebenen Kalender liegen nunmehr 
wieder fü r das Jah r 1933 v o r1). Der Reiehsbahnkalender 
steht ausdrücklich unter dem Motto „Kundendienst“ . In  
meinem Aufsatz 1931 S. 57 habe ich bereits auf die 
außerordentlich anerkennenswerten Bestrebungen beider 
Behörden hingewiesen, auf diesem Gebiete mit der privaten 
W irtschaft erfolgreich zu wetteifern. Die beiden Kalender
1) D eutscher R eichsbahn-K alender 1933. D eutscher Reichspost-K alender 
1933. Leipzig 1932, K onkordia-V erlag. Je  160 S. m. Abh. P re is  3,60 RM.



bieten interessante Ausschnitte aus dieser Arbeit am Kun­
den. Die gebotenen Vorteile sieh nutzbar zu machen, sollte 
das Ziel jedes Unternehmens sein. — Daß beide Kalender 
auch in der äußeren Aufmachung wie ihre Vorgänger ganz 
vorzüglich sind, soll ausdrücklich hervorgehoben werden.

Dr. Freitag. [1534]

Technik und Recht

H andbuch fü r S teuerpflich tige. Stuttgart 1932, Verlag
für Wirtschaft und Verkehr Forkel & Co. 1100 S.
Preis 26 RM.

Das Handbuch stellt eine Neubearbeitung des früheren, 
im gleichen Verlage erschienenen „Rechtstaschenbuchs für 
Steuerpflichtige“ dar. Galt schon dieses Taschenbuch mit 
Anhang für jeden, auch für den in Steuerfragen noch 
unerfahrenen Steuerpflichtigen als wertvolles Hilfsmittel 
und zuverlässiger Wegweiser, so ist dies in erhöhtem Maße 
für das neue Handbuch der Fall. Daß sich die Form des 
Werkes vom Taschenbuch zum Handbuch hat wandeln 
müssen, liegt an dem umfangreichen Stoff und der im 
Interesse der Bedeutung eines derartigen Nachschlage­
werkes für die Allgemeinheit nur zu begrüßenden genauen 
Ausweitung der Rechtsprechung, sowie der Erlaßpraxis 
mit Quellenangaben. Ansprechend ist wiederum die straffe 
Gliederung der Bearbeitung, die Hervorhebung wichtiger 
Grundsätze durch besondere Schriftgrade; neuartig wirkt 
die Wahl der Loseblattform, die ein leichtes Auswechseln 
der einzelnen Blätter und damit eine mit billigen Mitteln 
zu bewerkstelligende laufende Ergänzung des Handbuchs 
gestattet. Vielleicht sollte der Bearbeiter sich doch noch 
zur nachträglichen Aufstellung eines Sachverzeichnisses, 
wie es auch das frühere Taschenbuch enthielt, entschließen, 
was sicher von vielen Interessenten begrüßt würde.

Ml. [1525]

D as K örperschaftsteuergesetz vom  10. A ugu st 1925.
Für die Praxis erläutert von Richard Rosendorff u.
Fried r. Herrmann. 7. völlig neubearbeitete Auflage.
Berlin u. Wien 1932, Industrie-Verlag Spaeth & Linde.
1098 S. Preis 26 RM.

In der Reihe der bekannten Steuerkommentare der Praxis 
ist der Band 2 „Das Körperschaftsteuergesetz“ nunmehr 
in weitgehender Neubearbeitung erschienen. Die innige 
Verbindung gerade des Körperschaftsteuergesetzes mit den 
täglich neu auftauchenden Problemen der Wirtschaft -— 
man denke nur an die Fülle der Steuerbilanzfragen — 
die laufende reichhaltige Rechtsprechung des Reic-hsfinanz- 
hofs hierzu und nicht zuletzt, die mehrfachen Änderungen 
des Gesetzes selbst haben die Neuauflage dieses wichtigen 
Hilfsmittels der steuerrechtliehen Praxis stark verzögern 
müssen.
Die Wahl der Loseblattform für die ständig Änderungen 
und Ergänzungen ausgesetzten Kommentare dürfte gerade 
im vorliegenden Fall besonders zweckmäßig sein.

ML [1524]

D ie V erwirkung im gew erb lichen  R echtschutz. Von
Walther Oppenheim. Berlin 1932, Carl Heymanns
Verlag. 47 S. Preis 3,60 RM.

Das Buch befaßt sich mit der neueren Rechtsprechung 
des Reichsgerichts, der sogenannten „Verwirkungsrecht­
sprechung“ , die nach Ansicht des Verfassers zu Anfang 
dieses Jahres zu einem gewissen Abschluß gekommen war. 
Da diese Rechtsprechung für die Inhaber von Waren­
zeichen, Firmenbezeichnungen usw. von großer Bedeutung 
ist, kann man dem Verfasser nur dankbar sein, daß er 
die Entwicklung sofort nac-h Abschluß untersucht und das 
Ergebnis durch Vergleich mit anderen Rechtskategorien 
in ein System gebracht hat.
Das Büehlein ist in der Form knapp gehalten; für den 
Fachmann ist ein ausreichendes Literaturverzeichnis an­
gefügt. TU. G.-B. [1502]

W elche P reisp o litik  is t  in  der A bsatzkrise die r ich ­
tige?  K . Stefanie - Allmayer. Wirtschaftlichkeit. 
H eft 143 vom 5. 10. 1932, Blatt A P S  (6 S.).
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Aus den Selbstkosten erg ib t sieli die in  der Regel n ich t zu 
unterschreitende U ntergrenze des Preises. D er A u fb au  der 
nach K undenart (G roßhandel, W iederverkäufer, E inzelver­
braucher usw.) und A bnahm egröße gestaffe lten  P re ise  (in 
Form  von Um satzbonus, L is ten rab a tten  usw.) d a r f  n u r nach 
exakten rechnungsm äßigen G rundlagen erfo lgen  und  muß 
sieh dabei im  einzelnen richten  nach
1. den V erkaufskosten  (gem eint sind die V ertriebs-E inzel­
kosten je  A u ftrag ) ; die P re ise  sind zu staffeln  durch Rabatte 
und A ufschläge a u f  den P re is  bei durchschnittlicher A uf­
tragsgröße.

2. den R üstkosten (Festkosten  des A u ftrag s , z. B. Gesenk­
kosten bei Schm iedestücken, Satz, D ruckstöcke und  Zurich­
tu n g  bei D rucksachen) ; diese R üstkosten  sollten getrennt 
aufgegeben werden, wie es ja  auch v ielfach  geschieht, um 
ihren  großen A nteil am  G esam tpreis und  ih re  stückpreis­
erhöhende W irkung  bei k leineren  A u fträg e n  zu verdeut­
lichen.

3. den zu deckenden F estkosten  insgesam t ; der Versuchung, 
die Festkostenbestand teile  a ls gedeckt anzusehen und Auf­
träg e  a ls  Zusatzm engen n u r zu den Proportionalkosten  zu 
kalkulieren, m uß aus rechnerischen, preis- und  m arktpoliti­
schen G ründen w iderstanden werden.

4. den M ark tverhältn issen  (V ertriebsbed ingungen  und ver­
schiedener V ertriebsau fw and  je  A b sa tz g eb ie t) ; die Märkte, 
an  denen günstigere  P re ise  e rzielbar sind, m üssen besonders 
gepflegt werden, welcher Tendenz die begrenzte  Aufnahme­
fäh ig k e it und  die schärfere  K onkurrenz a u f  diesen Märkten 
entgegensteht.

5. den Vertriebswegen.; es w äre ein Feh ler, keinen Schutz den 
W iederverkäufem  zu gewähren, keine H ä n d le rrab a tte  einzu- 
räum en, aber der erlang te  V o rteü  des V erkaufes durch Händ­
ler m uß solche B evorzugung rech tfertigen .

Innerbe trieb lich  is t die K a lk u la tio n  s tren g  zu trennen  von 
der P re isp o litik ; „b illiger kalku lieren“  is t  eine feige und 
folgenschwere Selbsttäuschung.

F ü r  die E rrechnung  der R ab atte  u nd  A ufschläge g ib t der 
V erfasser die Form el an :

R a b a tt  in  o/0 des D u rch sch n ittsp re ises oder (negativ) 
A u fsch lag  in  °o des D u rch sch n ittsp re ises =  a :( l  — 1 //),

wobei x der V ertriebskosten-Prozen tsatz, f  die Verhältniszahl 
der jew eiligen zur durchschnittlichen A u ftrag sg rö ß e  be­
deutet.

In d u strie lle  B etriebs- und U nternehm u ngsgrößen  in 
der K rise. P. Berlcenkopf. Wirtschaftsdienst. Jg. 17
H. 40 v. 7. Oktober 1932,’ S. 1346/50.

E rö rte ru n g  der A npassungsfäh igkeit d er deutschen indu­
striellen  Groß- und  M itte lbetriebe  an  die K rise . Produk­
tionstechnische M omente (K o sten g esta ltu n g ), M arktstellung 
und K a p ita lw irts c h a ft; u n te r  den beiden le tz ten  Gesichts­
punkten  is t  die S te llung  des G roßbetriebs günstiger in  der 
K rise, u n te r dem ersten  die des M itte lbetriebs. Organisato­
risch und  menschenökonomisch is t  der M itte lbetrieb  in  der 
K rise  überlegen, zum al dem G roßkonzem , der heu tigen  Unter­
nehm ungsform  des G roßbetriebs. —  „Zu grundsätzlichen und 
um fangreichen S tru k tu rveränderungen  in  der deutschen In ­
du striew irtsch aft hinsichtlich  B e triebsfo rm  und  Unter- 
nelunungsgröße geben selbst die E rfah ru n g e n  dieser Krise 
keine V eran la ssu n g . . . “  (?  f) D er V erfasse r ste llt die Über­
legenheit des G roßbetriebes a ls V e rk äu fe r gerade in  der Krise 
als zw angläufig d a r ; bei den M assenverbrauchsgütern  wegen 
der „geschickten und m it g roßen  A ufw endungen ins Werk 
gesetzten P ro p ag an d a  und Reklam e“ , deren K osten  der m itt­
lere B etrieb  n ich t a u fb rin g en  k a n n ; bei den  Produktions­
m itte lin d u strien  is t  die günstigere  E x p o rts te llu n g  der Groß- 
un tem ehm ung m it ih ren  ausgebau ten  Auslandsverbindungen 
gegeben.

U ntersu ch u n gen  in  U m satzfragen . J. M. Pasztor. 
Sparwirtschaft. Jg. 10 H. 10 (Oktober 1932)
S. 366/67.

P rak tisch e  E rfah ru n g en  aus der T ex tilin d u strie  über man­
gelnde V orbereitung  der E rzeugnisse fü r  den M ark t, fehlende 
A usw ertung der Kundenw ünsche und  -besehwerden - Hinweis 
a u f  N otw endigkeit und E rfo lg sau ssich ten  system atischer 
U ntersuchung (M arkt- und E rzeugnisanalyse) und  V ertriebs­
führung .

Aus ändern Zeitschriften



M erchandising and m arketing for ch an ging  con­
d itions. E. V. Donaldson. The Management Review. 
Bd. 21 NT. 11 (November 1932) S. 323/27.

Auswahl aus den aktuellen Problem en und jü n gsten  W and­
lungen a u f  den M ärkten und in  der V erbrauchereinstellung; 
B etonung der A ufgaben und Notw endigkeiten, die sich daraus 
fü r  die V ertriebsführung  und A bsatzpolitik  ergeben. Beson­
ders w ird eingegangen a u f  die B edeutung sachgem äßer, tech­
nisch und geschmacklich vollendeter Verpackungen.

Buyers w ant better va lues. A. G. Ashcroft. Factory 
and Industrial Management. Bd. 83 Nr. 7 (Ju li 1932) 
S. 269/71.

G rundsätze und  organisatorische M aßnahm en zur D urch­
füh rung  einer ste tigen  und erfolgreichen D urchbildung und 
K ontrolle  der E rzeugnisse in  R ichtung au f G ütesteigerung, 
B erücksichtigung der Verbraucherwünsehe und S tan d ard en t­
wicklung. Die N euordnung fu ß t a u f  den L eitgedanken 
w issenschaftlicher B etriebsführung , wie sie von S .  S. Person  *) 
neu g e faß t w urden; das praktische Anwendungsbeispiel be­
zieht sich au f eine Teppich- und L äu ferfab rik .

P lan s that cut w aste out o f the sa lesm en ’s  expense  
account. IF. B. Edwards. P rin ters’ Ink. Monthly. 
Bd. 25 Nr. 6 (Dezember 1932) S. 30/31, 66, 4 Sche­
mata.

E rläu teru n g  verschiedener V erfahren , die R eisekostenabrech­
nungen der V ertre te r zu kontrollieren und sie zu E rsparn issen  
anzueifern. B H

Eingegangene Bücher

l)  „Scientific m anagem ent as a philosopliy and technique of p ro ­
gressive industria l stabilization.“ R eferat des geschäftsfiilirenden V or­
standsm itglieds der Taylor Society, New York, au f der T agung des 
In te rna tional In d u stria l Relations In s titu te  ( IR I )  zu Am sterdam  1931. 
Erschienen in W orld Social Economic P lann ing , hgg. v. IR I, Den 
H aag /H o lland  1932, S. 153— 203. Vgl. „M aschinenbau“ 1933 H . 2 
(H essenm üllerJ.

N otes pour servir à l’étude d’une publicité filmée.
Ch. Rossillon. Vendre. Bd. 17 Nr. 106 (September 
1932) S. 107/109.

B etrach tungen  über A rten, Zweck und Anwendungsgebiete 
des W erbefilms. Unterschiede und D arste llungsarten ; Vor­
spannfilm und ausführlicher, erläu ternder Spielfilm, (gezeich­
neter) Trickfilm und F ilm aufnahm e wirklicher Vorgänge.
Das vorliegende H e ft is t dem Werbefilm gewidmet, b rin g t 
weitere einschlägige B eiträge (Vertriebswege und Streuung 
der W erbefilme; W ünsche und F rag en  der W erbefilm­
besteller usw.).

L’expérience de Kodak-Pathé en m atière d’étalage.
M. Bigot. Vendre. Bd. 17 Nr. 108 (November 1932)
S. 201/03, 7 Abb.

Der leitende Fachm ann fü r  Schaufensterausstattungen  von 
K odak-Pathé berichtet über G rundsätze und P rax is  seiner 
A rbeit fü r  die Schaufenster seiner F irm a  und über die O rga­
n isation  der H ändlerhilfen  an  S chaufensterausstattungen .

14 checks on salesm en ’s w aste tim e. P rinters’ Ink. 
Monthly. Bd. 25 Nr. 6 (Dezember 1932) S. 39/40, 70.

I n  vierzehn Ratschlägen und  A nregungen werden die eigenen 
U ntersuchungen der Z eitsch rift zum K apite l „V erlustzeiten 
in  der A rbeit der V ertre ter (R eisenden)“ zusam m engefaßt 
un ter Hinweis au f frühere  U ntersuchungen und V eröffent­
lichungen. Im  einzelnen w ird besonders hingewiesen au f die 
tägliche A rbeitsvorbereitung des V ertre ters, au f die V orarbei­
ten  und K ontrollen der Zentrale, a u f  besondere Bezahlungs­
und Präm iensystem e, a u f  Auswahl des w irtschaftlichen Reise­
weges und V erkehrsm ittels usw.

G efühl und V ernunft in  der W irtschaft. Von Otto 
Veit. Berlin 1932, Reimar Hobbing. 135 S. Preis 
3,60 RM.

D eutsch lands Selbstversorgung. Herausgeg. von Hans 
Peter Danielcik. München 1932, J. F. Lehmann. 
366 S. Preis 9,60 RM.

D as Silber-Problem . Von T. E. Gregory. Übers, u. 
ergänzt von Robert A rzet: W ährungspolitische Zeit­
fragen, H. 1. Berlin 1932, Julius Springer. 60 S. 
m. 3 Abb. Preis 2 RM.

Technik und K apitalism us. Von Martin Holzer. Jena 
1932, Eugen Diederichs Verlag. 101 S. Preis 2,40 RM.

W irtschaftsankurbelung und A bsatzsicherung. Von
M. R. Lehmann. S tu ttgart 1932, C. E. Poeschel. 
57 S. Preis 2,80 RM.

A uf dem W ege zum B olschew ism us. Aufzeichnungen 
eines russischen Ingenieurs aus der Zeit vor und 
während des Weltkrieges. Von N. A . Stankoff. Nach 
dem russischen M anuskript übersetzt von Elisabeth 
Hentzelt. München 1933, E m st Reinhardt. 371 S. 
Preis 3,75 RM.

H ilfsbuch  für E lektrizitäts-A bnehm er. Von A. L u ft 
und A. Plümecke. Berlin 1932, Carl Heymanns Ver­
lag. 79 S. Preis 3 RM.

Grundlagen einer reinen  K ostentheorie. Von Hein­
rich von Stackeiberg. W ien 1932, Julius Springer. 
131 S. m. 15 Abb. Preis 8 RM.

D as Lexikon des K aufm anns. Herausgeg. von Richard 
M ußfeld. Berlin 1932, Ullstein. 455 S. Preis 
3 RM.

M arktanalyse und M arktbeobachtung. Quellenhand­
buch für Handel und Industrie. Herausgeg. vom 
Institu t fü r Wirtschaftsbeobaehtung. Verantwort­
liche Bearbeitung: Horst W agenführ. 1. Lfg. S tu tt­
gart 1932, C. E. Poeschel. S. 1 bis 48. Preis 3,20 RM.

W irtschaftskrise und gew erblicher R echtsschutz.
Von Hermann Isay. Berlin 1933, Franz Vahlen. 
38 S. Preis 1,50 RM.

D as Problem  der fr istlo sen  K ündigung von K ar­
tellen . Von Hellmuth Guder. Berlin 1932, Carl 
Heymanns Verlag. 103 S. Preis 6 RM.
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Kartellprobleme vor 25  Jahren und heute
Zehn Jahre Staatsaufsicht in Deutschland 1933
F ür den Bericht in diesem Gedenkheft drängt sieh ein 
Rückblick über das Kartellproblem als Thema gradezu auf, 
zumal da ja  auch im Jahre 1933 die deutsche Staatsaufsicht 
über diese Organisationen als erster europäischer Versuch 
ihre erste Dekade durchlaufen hat.

Die Bedeutung des Problems selbst, die Frage, welchen 
W ert die privatwirtsehaftliche Untemehmerorganisation 
fü r die W irtschaft in ihren Einzelteilen und fü r das Ganze 
besitzt, ist unstreitig im Sinne einer außerordentlichen 
Steigerung des Interesses zu beantworten. Das liegt durch­
aus nicht allein in der ökonomischen Lage der Nachkriegs­
zeit begründet, sondern ebenso sehr in den — freilich grade 
hierdurch ausgelösten staats- und wirtschaftspolitischen
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Tendenzen. Der Gedanke einer P l a n w i r t s c h a f t -  
l i c h e n  S truktur der Volkswirtschaft, der vor 25 Jahren 
selbst von den eifrigsten Anhängern der Kartellierung, 
jedenfalls soweit sie im Lager der P raxis standen, als Siinde 
wider den Geist der „W irtschaftsordnung“ verketzert 
wurde, findet heute bereits einen offenbar noc-h wachsenden 
Anklang. Eine Analyse seiner Quellen ist noch nicht ge­
schrieben worden. Sicher ist nur, daß nicht sowohl 
ökonomische, als vielmehr sozial- und damit zusammen­
hängend staatspolitisehe Hoffnungen und Maximen in 
diese Richtung steuern. Damit ist auch die wissenschaft­
liche Erkenntnis des Problems erheblich aus der rationalen 
Bahn gedrängt. Überblickt man ihre L iteratur fü r  diesen 
Zeitraum, so muß man bei aller Anerkennung ihrer quanti­
tativen und qualitativen Leistungen feststellen, daß wir 
auch jetzt n o c h  n i c h t  ü b e r  d i e  A u f h e l l u n g  
v o n  T e i l f r a g e n  f o r t g e s c h r i t t e n  s i n d .  Es 
ist daher gerade mit Rücksicht auf den erwähnten positiven 
Standpunkt mit seiner Forderung einer „ständischen“ Be­
rufsorganisation auch auf der Grundlage von staatlichen 
Zwangskartellen nicht müßig, immer wieder darauf hin­
zuweisen, daß sieh ein w i s s e n s c h a f t l i c h e r  Boden 
fü r diese Auffassung nicht findet, daß es sieh vielmehr 
ganz einfach um ein w i r t s c h a f t s p o l i t i s c h e s  
P r o g r a m m  handelt. Ebenso falsch ist es aber, wenn 
die Gegner des staatlichen Zwanges auf die „Freiheit“ der 
K artellierung pochen und damit behaupten wollen, daß 
diese Organisation mit dem Kapitalism us als „W irtschafts­
system“ durchaus im Einklang stände. Es gehört zu den 
wenigen heute gewissen Ergebnissen der wissenschaft­
lichen Forschung, daß es frei gebildete Kartelle nicht 
gibt, daß sie vielmehr sämtlich nur mit weitgehender 
I 'n terstü tzung der Rechtsordnung und stärkstem Organi­
sationszwange durchführbar sind, und daß gerade das 
Unternehmertum durch diese Abkehr vom ec-hten „K api­
talism us“ dem „Planprogram m “ ergiebige wissenschaft­
liche Stützen bietet. Auf dem Gebiete der Lohnarbeit ist 
die Folgerung, ebenfalls in dieser Zeitspanne, bereits ge­
zogen, auf dem der Unternehmung aber geht der P rinzi­
pienstreit noch fo rt — doch scheint es heute, als ob der 
Organisationsgedanke im Rahmen der w irtsehaftspoliti- 
sehen Gesamtentwieklung, besonders auch durch nationa­
listische Autarkiebestrebungen verstärkt, weitreichender 
Z w a n g s r e g e l u n g  zustrebt.

Kartelldebatten 1 908
Damit gewinnt aber das zweite große Problem, das V er­
hältnis des S taats zu diesen Organisationsfragen notwen­
dig an Klarheit. Die S treitfrage geht hier kaum noch 
um das „Ob“ , als vielmehr das „W ie“ . W enn vor einem 
Jahrzehnt die E inführung der Staatsaufsicht unstreitig 
nur einer Notwendigkeit akuter W irtschaftspolitik ent­
sprang, so ist sie heute, auch im Auslande, zu einem 
G r u n d s a t z  emporgestiegen, der wiederum lediglich ein 
Reflex verstärkter w irtschaftspolitischer Staatsautonomie 
als Folge nationalistischer Politik ist, wie sie namentlich 
den einzelnen europäischen Völkern durch das in der 
Zwischenzeit gewordene politische E uropa aufgezwungen 
wird. W enn wir etwa die Kartelldebatten im deutschen 
Reichstage Anfang März 1908 durchblättern und mit den 
gegenwärtigen Erörterungen vergleichen, können wir die 
tiefgreifenden Veränderungen der politischen Grundlagen 
in aller Gegensätzlichkeit erkennen. Auch damals lag der 
U rsprung in einer W irtsehaftsdepression, die die F ertig ­
industrie gegen das Kohlensyndikat und die K artelle der 
eisenschaffenden Industrie in Harnisch brachte, weil sie 
durch starre Preispolitik namentlich den A usfuhrinter­
essen unzureichend Rechnung getragen hätten. Die V er­
handlungen über den vom Zentrum eingebraehten An­
trag  auf E rrichtung eines Kartellamtes, Registerzwang fü r 
alle Kartelle, Auskunftspflieht und Bestellung von S taats­
kommissaren zur Überwachung der K artellpolitik wiesen 
das interessante Ergebnis auf, daß nicht einmal die natio­
nalliberale Partei, die anerkannte politische V ertretung 
der Unternehmer, fü r  die K artelle einzutreten wagte. 
Vielmehr fand einer ihrer Führer, der spätere Kanzler 
Stresemann, beruflich damals freilich V ertreter der 
sächsischen Fertigindustrie, unter Billigung seiner F ra k ­
tion sehr scharfe W orte gegen die K artellpolitik, so daß 
im Ganzen die Regierung einen schweren Stand fü r  ihre 
Verteidigung dieser Organisationen hatte. Aus eigner E r­
fahrung kann ich feststellen, daß dieser Vorstoß keiner­

lei Aufregung im Kreise der Industriekartelle hervorrief. 
Man erkannte zu deutlich, daß es sieh um eine „K onjunk­
tur-Em pörung“ handelte, die mit der G lättung der n't- 
sehaf'tslage von selbst wieder abebben würde. Und diese 
Diagnose erwies sich als treffend. Der damaligen Zeit 
eines noch immer aufstrebenden „K apitalism us“ lag der 
Gedanke grundsätzlicher Staatsintervention so fern, daß 
man rückblickend zu der Annahme neigen möchte, die 
Aktion vom Standpunkte der bürgerlichen Abgeordneten 
als bloße Verteidigung des W irtschaftsliberalismus zu 
werten. Also eine vom gegenwärtigen Prinzipienstand­
punkte verschiedene Einstellung: man dachte nicht daran, 
in diesen Organisationen ein über den „Kapitalismus“ 
hinausführendes Element feststellen zu können, man sah 
hierin lediglich privates Bemühen, die Konkurrenzlage zu 
stärken und blieb im Grunde überzeug!, daß nur und 
gerade Freiheit der privaten Wirtsc-haftskämpfe Ausufe­
rungen der Kartellm aeht einzudämmen vermöchte. Nur 
in einem Punkte ragt die Debatte über diese Auffassung 
hinaus und schlägt eine Brücke zur Gegenwart, wenn die 
Macht des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats von 
Stresemann mit dem Grundsätze bekäm pft wird, daß die 
Verfügung über die Landes-Bodenschätze nicht willkürlich 
zum Nachteil der Allgemeinheit nur nach privatwirtschaft­
lichen Gesichtspunkten ausgebeutet werden dürfte. Von 
diesem Grundsätze w ar 1910 das Reichskaligesetz getragen, 
das den ersten Versuch eines Zwangssyndikats unter staat­
licher Führung darstellte und auch bereits mit sozialpoli­
tischen Gedanken einer Lohnregelung durchsetzt war. Ein 
Versuch des preußischen Bergfiskus, als Mitglied des Koh­
lensyndikats unm ittelbar bestimmenden Einfluß auf dessen 
M arktpolitik zu gewinnen, das zweite Einzelbeispiel akti­
ver staatlicher K artellpolitik im Jahre 1911/12 mußte 
sehr bald wieder aufgegeben werden. Keineswegs symp­
tomatisch fü r  die Stellung des S taates zu den Kartellen 
w ar auch die indirekte K artellförderung, die die Steuer­
gesetzgebung zur gleichen Zeit der Spiritus- und der Brau- 
industrie durch Verkoppelung der Steuer mit Produktions­
kontingentierung gewährte. Es w ar vielmehr das unver­
blümte fiskalische Interesse an dem Aufkommen der be- 
trächlic-h vermehrten Steuerlasten, die diesen übrigens vom 
W irtschaftsliberalismus mit aller Schärfe bekämpften Aus­
weg diktierte.
In  Wissenschaft und Praxis stand den K artellen gerade 
bei uns in dieser Zeit ein gewichtiges Schutzargument zur 
Seite: Die Behauptung, daß die Kartelle den vorzüglich­
sten Sehutzdamm gegen die großkapitalistische Entwick­
lung zum „T rust“ darstellten. W ir können heute fest­
stellen, daß diese Behauptung zum mindesten insofern als 
einseitig sieh herausgestellt hat, als sie die natürlichen 
technisch-kapitalistischen Entw icklungskräfte unterschätzte. 
Auch ohne die wirtschaftlichen Umwälzungen durch den 
W eltkrieg hätten sich die Konzern- und Fusionsbildungen 
in den h ierfür geeigneten Industrien durchgesetzt. Wir 
wissen aber heute darüber hinaus, daß die Kartelle in die­
sen Industrien die großkapitalistische Konzentration 
selbst entwickeln helfen, indem sie durch Erhöhung der 
Rentabilität, zum guten Teil auch durch die Verschaffung 
von Differentialrenten fü r die leistungsfähigsten Kartell­
mitglieder die kapitalistischen Mittel gewinnen halfen. 
Und schon in der Vorkriegszeit w ar eine fortgeschrittene 
kapitalistische Konzentration mit ihrer Beseitigung zu aus­
gedehnter quantitativer und qualitativer Differenzierung 
der einzelnen Industrie unerläßliche Voraussetzung für 
erfolgreiche K artellierung.
Die wirtschaftliche Entwicklung nach 1919 hat eine Pro­
blematik in die W irtschaftsstruktur der gesamten Kultur­
welt hineingetragen, die mit ihren materiellen Erschütte­
rungen auch die herrschenden W irtschaftsideen ihrer bis­
herigen Geltung zu berauben droht. Das wird von den einen 
negativ in dem Sinne gedeutet, daß man die Wirtschaft 
weitgehend frei vom Staate sieh selbst überlassen solle, 
während die Positivisten gerade umgekehrt aus einem Ver­
sagen dieser W irtschaftsweise aktive Staatsw irtschaftspoli­
tik unter weitgehender Zurüekdrängung der freien Privat­
w irtschaft auf allen gewerblichen Gebieten fordern. Der 
wissenschaftliche Beobachter und ihm folgend der vor­
sichtige Politiker sollte sich allerdings stets die Frage 
vorlegen, wie weit die Abkehr von der kapitalistischen 
W irtschaftsordnung lediglich der tiefgreifenden sozialen 
Elendspsyehose entspringt und demnach alsbald wieder 
mit der Besserung der Lage verschwindet. Jedenfalls
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scheinen mir bislang auf Seiten dieser K äm pfer fü r eine 
11 e u e Ordnung greifbare Unterlagen fü r  eine glücklichere 
Gestaltung der Dinge nicht erbracht zu sein.

Die Zukunft der Kartelle
Für die Kartellfrage bietet die gegenwärtige Gärung keine 
grundsätzlichen Probleme. W ürde das Programm einer 
berufsständischen W irtschaftsordnung mit allen seinen 
Folgen einer Unterdrückung individualistischer Gewerbe­
führung sieh durchsetzen, so würde praktisch die bisherige 
Kartellierung nur in verstärkter Form und neuem recht­
lichen Gewände fortgeführt. Es käme etwa auf jene Idee 
einer nationalen gewerblichen Generalkartellierung hin­
aus, die schon der wissenschaftliche Entdecker der 
Kartelle, Kleinwächter, 1883 als eine Zukunftsform der 
Organisation der Volkswirtschaft konstruierte. Daß in 
einer solchen W irtschaftsgestaltung dem Staate die um­
fassendste Aufgabe eines H üters der Gesamtwirtschaft 
gegen Machtmißbräuche obläge, versteht sich von selbst.
Aber auch wenn das kapitalistische System in seinem Kern 
erhalten bleibt — die zweifellos realere Perspektive — so 
wird auch dann die Einflußnahme des Staates auf die p ri­
vate Kartellierung erhalten bleiben, ja  sie wird notwendig 
noch eine Erweiterung erfahren müssen. Der Grund hier­
für läßt sich in dem einen Satze zusammenfassen, daß die 
wirtschaftlichen Existenzbedingungen namentlich der gro­
ßen europäischen Kulturvölker, nicht zuletzt unseres

Deutschlands, selbst bei Rückkehr zur normalen Weltwirt- 
sc-haf tskonjunktur noch auf Jahrzehnte hinaus im ge­
werblichen Leben, wie in ihren hiervon weitgehend ab­
hängigen sozialen Verhältnissen die Rückkehr zur völligen 
privatwirtschaftliehen Autonomie ihrer M arktorganisatio­
nen nicht würden ertragen können, ohne die wertvollen, 
aber wirtschaftlich schwachen Elemente ihrer Volkswirt­
schaft aufzuopfern. Ich habe im Laufe der Jahre zu die­
sem Kapitel der staatlichen Organisationspolitik so viel 
Einzelheiten bringen können und müssen, daß 'ich an dieser 
Stelle darauf verzichten kann, zumal es mir hier nur darauf 
ankam, in wenigen Strichen Entwicklungstendenzen für 
einen menschlich langen, volkswirtschaftlich aber nur durch 
die W ucht seiner katastrophalen Ereignisse bedeutsamen 
Zeitausschnitt aufzuzeigen. Die beste Form einer solchen 
Staatsaufsicht zu schaffen, ist ein Problem fü r sieh, dessen 
Lösung gerade dadurch aber erschwert werden muß, daß 
die unmittelbaren Interessenten, wenn sie schon das P rin ­
zip als solches nicht mehr zu bekämpfen wagen, in die 
Ausführung selbst ihre Sonderwünsche hineinzutragen 
streben, damit aber, wie stets auf politischen Gebieten, nur 
erreichen, daß die Gegner gleichfalls über das Ziel hin­
ausschießen. Gerade in der Gegenwart des noeh heftig 
lodernden Meinungskampfes aber besteht keine Veranlas­
sung, in gänzlicher Verkennung seiner Bedeutung gegen­
über den großen grundsätzlichen Streitfragen das P ro ­
blem der staatlichen Karteilaufsieht aufzurollen.
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M I T T E I L U N G E N

FACHGRUPPE VERTRIEBSINGENIEURE
Marktuntersuchung 
für eine größere Schuhfirma
Von Dipl.-Ing. W E R N E R  G U TH , Berlin

W ir bringen mit diesem Beitrag das Beispiel einer 
in der Praxis durchgeführten Marktuntersuchung 
für eine größere Schuhfirma. Die Darstellung ist 
deshalb beachtensicert, weil die Original-Frage­
bogen veröffentlicht werden können, die der Unter­
suchung zugrunde lagen.

1. Aufgabe der Untersuchung
Die Aufgabe der Untersuchung war, nach zwei Seiten hin 
Klarheit zu schaffen: über die Sehuhverbraucher, sowie 
über die Konkurrenz. Da — abgesehen von mehr all­
gemeinen Veröffentlichungen — Unterlagen über dieses 
Problem nicht vorhanden waren, entschloß man sich, eine 
Umfrage zu veranstalten.
Bei den Verbrauchern war festzustellen, wie sie sich ganz 
allgemein beim K auf eines Schuhes einstellen, und welche 
besonderen Gesichtspunkte dabei maßgebend sind. Aus 
den Ergebnissen der Untersuchung wollte man Richtlinien 
fü r die Ausgestaltung und Ausstattung der Läden, der 
Schaufensterauslagen, der Verkaufsorganisation und der 
Werbung erhalten.

Eine Analyse der schon bestehenden größeren Schuh­
geschäfte war deshalb notwendig, um einen Überblick über 
die Konkurrenz zu gewinnen. Als besondere Aufgabe war 
gestellt, Anhaltspunkte für den Umsatz der einzelnen 
Schuhgeschäfte zu bekommen.

Um alle diese Fragen zu lösen, wurden zwei verschiedene 
Fragebogen ausgearbeitet, ein Verbraueherfragebogen und 
ein Fragebogen zur Analyse der Schuhgeschäfte.

2. Verbraucherfragebogen
1. K aufen Sie Ih re  Schuhe

nach Z w e c k m ä ß ig k e i t ............................ .................................
„ S c h ö n h e it ...............................................................................
„ G e f ä l l ig k e i t .........................................................................
„ H a l t b a r k e i t .........................................................................
„ B eq u em lic h k e it...................................................................

andere G r ü n d e ? ...................................................................

2. Bei welcher F irm a werden die Schuhe gekauft?

3. W elcher Grund is t d a fü r m aßgebend?

4. H aben Sie schon immer bei dieser F irm a gekauft?  . .
W enn nein, wo bisher?

5. K ennen Sie die X - L ä d e n ? ..................................
W enn ja , w e lc h e ? ..................................................

6 . H aben Sie dort schon einmal Schuhe gekauft?
W enn ja , w a n n ? ...................................................

7. W aren Sie dam it zufrieden? . . . .
W enn ja , w a ru m ? ...................................................
W enn nein, was h a t Ihnen daran  m ißfallen?

8 . Sind Sie von Ih ren  B ekannten au f X aufm erksam  ge­
m acht worden, oder sind Sie aus eigenem A ntrieb  in die 
X -Läden gegangen? .........................................................................

9. E indruck des B efragers über den B efrag ten :
a) M ann oder F r a u ? ..............................................................
b) etwa wie a lt?  un ter 2 0 .............................................

20 bis 3 0 ............................ .......
30 „ 4 0 ..................................
40 „ 5 0 ................................................
50 „ 60 ...................................................

über 6 0 ..............................................■
c) K lasse (je  nach dem Äußeren des B efrag ten  und 

nach dem E indruck des B efragers)

d) Gepflegtes oder ungepflegtes Schuh werk? . . . .

e) H a t der B etreffende gerade, schiefe, sehr schiefe 
Absätze ? ....................................................................................

10. B e m e r k u n g e n ...................................................................

L ag : ..... ............................

U n te rsch rift des B e f r a g e r s : ............................

Zu dem Verbraucherfragebogen ist besonders zu bemerken, 
daß zur Frage 9 c noeh besondere Anweisungen gegeben 
wurden. Nach seinem Eindruck über den Befragten sollte
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d) W ieviel L eute kam en innerhalb  derselben halben Stunde 
m it einem Sehuhpaket w ieder heraus?

der Beobachter kurz angeben, ■welcher Klasse der Befragte 
angehört. Dahei wurde folgende Einteilung vorgenommen:

a) Geistige Berufe, höhere Beamte, Rechtsanwälte usw. 
hzw. deren Frauen.

b) Kleingewerbetreibende, mittlere Angestellte, untere 
Beamte usw.

c) Wirtschaftspersonal, Dienstboten, Köchinnen usw. 
h) Arbeiter und deren Frauen.

3. Fragebogen zur Analyse der Schuhgeschäfte
Karne des L a d e n s : .....................................................................................
Genaue A dresse : .....................................................................................
B ed eu tu n g : ................................................................................................
1. Ä u ß e r e r  E i n d r u c k  d e s  L a d e n s :

a) Welche Symbole ---— Firm enzeichen fa llen  Ihnen

B esondere B em erkungen:
T a g : .......................

U n te rsch rif t des B e frag e rs :

und
zuerst au f?

b) L ic h t r e k l a m e ? .............................................................................
S c h a u f e n s t e r :
a ) A nzahl der S c h a u f e n s te r : .........................................................

Insgesamt: ......................................................................
A llein H errenschuhe z e i g e n : ..............................................

„  Dam enschuhe „ : ..............................................
Sonstiges z e i g e n : ....................................................................

(z. B. K inderschuhe, Sportschuhe, Hausschuhe, 
S trüm pfe, Einlegesohlen, Schuhcreme usw.)

b) U ngefäh re  Größe des einzelnen S chaufensters: . . .

c) A r t  der D ek orierung : ...............................................................

3. K ä h e r e  A n a l y s e  d e r  S c h a u f e n s t e r :
a) W ieviel Schuhsorten w erden gezeigt?

H errenschuhe: ..........................................................................
Dam enschuhe: ..........................................................................
K inderschuhe: ..........................................................................

b ) W elche P reisstaffeln?
H errenschuhe: ..........................................................................
D am ensehuhe: ................................................... .....
K inderschuhe: ..........................................................................

c) Geschieht eine B enennung oder eine K um erierung der 
einzelnen Schuhmodelle ? .........................................................

4. E i n d r ü c k e  i m  L a d e n ?
a) W erden Schuhe bekannter M arken angeboten?

W enn ja , welche M a r k e n : ...................................................
b ) Zahl des V erk au f spersonals:

V e r k ä u f e r : ................................................................................
V erkäuferinnen : ....................................................................
L eh rlin g e : ................................................................................

c) I h r  U rte il ü ber das V erkaufspersonal:
G eschickt? ................................................................................
U n g e sc h ic k t? ................................................................................

5. Z ä h l u n g  d e r  K u n d e n :
a) S ind  alle E ingänge  des Ladens beobachtet? . . . .
b )  Zeit der Z ä h l u n g : ....................................................................

V  o rm ittags/X achm ittags/A bends
e) W ieviel L eu te  (K in d er sind  n ieh t m itzuzählen!) gingen 

innerhalb  einer halben S tunde in  den L aden  h inein?

Besonderer Wert wurde auf die Feststellung der äußeren 
Aufmachung des Ladens und Schaufensterauslagen gelegt, 
denn die Schaufenster sind mit das Wichtigste beim 
Schuhgeschäft. Der Beschauer bekommt im Schaufenster 
schon fast die ganze Auswahl zu Gesicht, so daß er in 
vielen Fällen, ehe er in den Laden geht, schon weiß, unter 
welchen Modellen er wählen will. Der Käufer von Schuhen 
wird weiter in den meisten Fällen vorher die Schaufenster 
der Konkurrenz genau ansehen und vergleichen.
Um den Umsatz eines bestimmten Schuhgeschäftes fest- 
zustellen, wurden die Beobachter angewiesen (s. Punkt 5 
des Fragebogens), eine halbe Stunde lang alle diejenigen 
Erwachsenen zu zählen, die in den Laden hereingingen 
und innerhalb derselben halben Stunde mit einem Sehuh­
paket wieder herauskamen. Das Ergebnis bilden die täg­
lichen und wöchentlichen Verkaufskurven (Abb. 1 und 2). 
Auf Grund der mit einem Schuhpaket herauskommenden 
Personen konnte mit einer für die Untersuchung hin­
reichenden Genauigkeit ausgerechnet werden, wie hoch der 
Umsatz an Schuhen in dem betreffenden Geschäft un­
gefähr war. [1549]
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